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0 Zusammenfassung 

Mit der Einführung des Europäischen Qualifikationsrahmens und 
der daran anschließenden aktuellen Bemühungen um einen Nati-
onalen Qualifikationsrahmen (DQR) sowie vor dem Hintergrund 
der politischen Diskussion um die Durchlässigkeit und Anschluss-
fähigkeit von Bildungsgängen erhält das Thema der Qualitätssi-
cherung in der beruflichen und akademischen Bildung aktuell ei-
nen hohen Stellenwert.  

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) 
hat daher eine Studie zum „Synoptischen Vergleich der Qualitäts-
sicherungssysteme für die berufliche und akademische Bildung“ 
ausgeschrieben und die Prognos AG in Zusammenarbeit mit der 
CHE Consult GmbH mit der Durchführung beauftragt.  

Die Studie umfasst drei Module: 

 Synoptischer Vergleich der Qualitätssicherungssysteme be-
ruflicher und akademischer Bildung, 

 Empirische Bestandsaufnahme der Arbeitsmarktpotenziale 
von Absolvent/-innen beruflicher und akademischer Bildung 
im Vergleich, 

 Darstellung von Positionen politisch relevanter Akteure zur 
Qualitätssicherung und zum DQR und Ableitung von Anknüp-
fungspunkten zum in Arbeit befindlichen DQR. 

 

Gegenstand und Fragestellung 
Qualitätssicherungssysteme (QS-Systeme) beschreiben umfas-
sende strukturierte Qualitätssicherungs- und 
-entwicklungsmaßnahmen, welche über die Rückkoppelung von 
Ergebnissen an Steuerung zu einem Qualitätskreislauf verbunden 
sind. Hauptzweck von QS-Systemen ist der strategische, d.h. mit-
tel- und langfristige Erfolg einer Organisation durch qualitativ 
hochwertige Leistungen. Dazu braucht es eine klare Qualitätspoli-
tik und -strategie inklusive operativer Ziele. Zudem müssen sowohl 
die organisationsinternen Voraussetzungen (Strukturen, Ausstat-
tung, Finanzen etc.), Abläufe (Prozesse) und Ergebnisse als auch 
die externen Anforderungen aus dem relevanten Umfeld in das 
strategische Konzept eingehen.  

Die Analysen im Rahmen des Vergleiches geben einen Überblick 
über den aktuellen Stand der Entwicklungen in der beruflichen 
(Fokus: anerkannte Aufstiegsfortbildung) und akademischen Bil-
dung (Fokus: Lehre). 
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Abbildung: Kernelemente von Qualitätssicherungssystemen im 
Bildungsbereich 

INPUT PROZESSE OUTPUT / OUTCOME

Erfolgreiches Zusammenwirken 
verschiedener Input-Faktoren mit 
dem Ziel, die Qualitätsziele 
umzusetzen. Vor allem.:

Regelmäßige Überprüfung 
der Ergebnisse bzw. Erfolg 
des Bildungsprozesses wie 
z.B.:

 Berufsspezifische 
gegenstandsbezogene 
Qualifikationen (Kompetenzen, 
Qualifikationen)

 Arbeitsbezogene soziale 
Kompetenzen (Teamfähigkeit 
etc.)

 Allgemeine 
Persönlichkeitsmerkmale (z.B. 
Selbstkonzept, 
Kontrollbewusstsein)

Management von institutionellen 
Abläufen, die ein bestmögliches 
Lehren und Lernen ermöglichen u .a. 
durch

 Definition und regelmäßige Pflege 
erfolgskritischer Prozesse

 Schaffung einer nutzerfreundlichen 
Infrastruktur

 Qualifikation von Lehrende
 Auswahl von Lernenden
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relevanten Anspruchsgruppen 
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Quelle: Prognos AG; CHE Consult GmbH 

Nach einer ausführlichen Darstellung des aktuellen Stands der 
Qualitätssicherung wird ein synoptischer Vergleich der Qualitätssi-
cherungssysteme in der beruflichen und der akademischen Bil-
dung anhand von acht Kriterien vorgenommen. 

 

QS-Systeme in der beruflichen und akademischen Bildung 

Qualitätssicherung spielt sowohl in der akademischen als auch der 
beruflichen Bildung eine zunehmend wichtige Rolle. Im Zuge einer 
in beiden Bildungsbereichen verstärkten Qualitätsorientierung kam 
es zunächst zu einem verstärkten Einsatz einzelner QS-
Instrumente wie z.B. Lehrevaluationen zur Identifikation von Ver-
besserungsmöglichkeiten und/oder zur Überprüfung von Ausbil-
dungszielen, die Einbeziehung von Stakeholdern in den Prozess 
der Curriculumsentwicklung oder Absolvent/-innenbefragungen, 
die Auskunft über Arbeitsmarkt- und Berufschancen geben. So-
wohl in der beruflichen als auch der akademischen Bildung existie-
ren dabei vielfältige Instrumente und Verfahren, welche in ihrer 
Zielrichtung und formalen Gliederung vielfach kongruent bzw. sehr 
ähnlich gelagert sind. Der Entwicklungspfad richtete sich in beiden 
Bildungsbereichen dabei auf die Implementierung umfassender in-
stitutioneller Systeme, welche Zielsetzungen, Prozesse und Er-
gebnisse zu einem Qualitätskreislauf verbinden.  
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Die idealtypische Umsetzung eines QS-Systems wird in der Reali-
tät weder in der akademischen noch von der beruflichen Bildung 
erreicht. Dies ist vor allem darauf zurück zu führen, dass Erkennt-
nisse aus einzelnen QS-Prozessen nicht systematisch, flächende-
ckend und strukturübergreifend in die strategische Steuerung 
rückgekoppelt werden. Desweiteren gestaltet sich die Zusammen-
setzung und Einbindung einzelner QS-Instrumente sehr hetero-
gen. Zwar liegen in beiden Bildungsbereichen adäquate, formal 
ähnlich gelagerte Qualitätssicherungsmechanismen vor, doch un-
terscheiden sich die Gegenstände der Qualitätssicherung und die 
damit verbundenen Zielausrichtungen. Diskrepanzen gibt es zu-
dem bei den zugrunde liegenden Steuerungsmodellen. Während 
Qualitätssicherung in der akademischen Bildung vorrangig inner-
halb der jeweiligen Hochschule gesteuert wird, sind in der berufli-
chen Bildung insbesondere bei bundesweit einheitlich geregelten 
Fortbildungen mehr Akteure und Strukturebenen in ein umfassen-
des Qualitätssicherungssystem einzubinden.  

1. Politische und rechtliche Rahmenbedingungen  

Rahmenregelungen zur Qualitätssicherung in der akademischen 
Bildung finden sich in den 16 Landeshochschulgesetzen. In der 
Regel werden einige QS-Instrumente insbesondere für den Be-
reich Lehre und Studium vorgegeben, ansonsten wird auf die Au-
tonomie der Hochschulen verwiesen.  

Die meisten Landeshochschulgesetze verpflichten die Hochschu-
len, ihre Studiengänge durch eine vom deutschen Akkreditierungs-
rat zugelassene Agentur zertifizieren zu lassen. Zusätzlich zu der 
Akkreditierung von Studienprogrammen (Programmakkreditierung) 
wurde im Frühjahr 2008 die Möglichkeit der Akkreditierung von 
QS-Systemen für Lehre und Studium (Systemakkreditierung) ein-
geführt. Zwischen diesen beiden Alternativen können die Hoch-
schulen wählen. 

Als länderübergreifende Richtlinien liegen vor: 

 Beschlüsse der KMK zur „Künftigen Entwicklung der länder- und 
hochschulübergreifenden Qualitätssicherung in Deutschland“ 
(2002) sowie zur „Qualitätssicherung der Lehre“ (2005) und 
„Ländergemeinsame Strukturvorgaben für die Akkreditierung 
von Bachelor- und Masterstudiengängen“ (2008). 

 der nationale „Qualifikationsrahmen für deutsche Hochschulab-
schlüsse“ der KMK gemeinsam mit dem Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) und der Hochschulrektorenkon-
ferenz (HRK) (2005). 

 die Beschlüsse des Akkreditierungsrates zu den Kriterien und 
Rechtsgrundlagen der Programm- und Systemakkreditierung 
(insbesondere die aus den Jahren 2006, 2007, 2008). 
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Für die berufliche Bildung gelten das Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) und die Handwerksordnung (HwO) bundesweit und definie-
ren den Qualitätsstandard für anerkannte Fortbildungsverordnun-
gen. Derzeit gibt es 131 solcher Verordnungen. Zusätzlich können 
die Industrie- und Handelskammern (IHK) auf regionaler Ebene 
Fortbildungsprüfungsregelungen erlassen. Schon 1979 hat der 
Bundesausschuss für Berufsbildung Empfehlungen für Verfahren 
und Prüfungsregelungen in regionalen Fortbildungsordnungen er-
lassen.  

Zusätzlich existiert eine Vereinbarung zwischen dem DGB und den 
Spitzenorganisationen der Wirtschaft, die die Kriterien definiert, 
nach denen anerkannten Fortbildungsregelungen des Bundes so-
wie der zuständigen Stellen angestrebt werden sollen. 

Ausgangspunkt für die Qualitätssicherung in der Fortbildung bilden 
die rechtlichen Rahmenbedingungen für die berufliche Ausbildung, 
die im BBiG bzw. der HwO niedergelegt sind. Diese regeln die be-
rufliche Ausbildung, die formale Voraussetzung für den Beginn ei-
ner staatlich anerkannten Fortbildung ist. Analog zum Bereich der 
anerkannten Fortbildungen definiert das BBiG Vorgaben für die 
Qualitätssicherung: Verfahren zur Entwicklung der Curricula, 
Strukturelemente des Curriculums, angewandte Kompetenzbegrif-
fe, Zielfunktionen, inhaltliche und methodische Anforderungen so-
wie Ausgestaltung der Prüfungen. 

Das novellierte Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) 
welches ab 1. Juli 2009 in Kraft tritt, sieht vor, dass „Meister-
Bafög“ nur noch in Anspruch genommen werden kann, wenn der 
Bildungsanbieter ein QS-System implementiert hat. 

Darüber hinaus gibt es Gütesiegel staatlicher Stellen, welche für 
spezifische Weiterbildungsangebote vergeben werden (z.B. das 
1977 im Fernunterrichtsschutzgesetz (Fern-USG) verankerte ZFU-
Siegel für Fernunterrichtsangebote, oder die Anerkennung nach 
dem Bremer Weiterbildungsgesetz („Bremer Modell“)). 

2. Qualitätsbegriffe  

In der akademischen Bildung wird Qualität vorwiegend als fit-
ness for purpose1

                                                
1   vgl. Carstensen/Hofmann 2006, S. 7 

 definiert und orientiert sich an den profilspezifi-
schen Bildungszielen der jeweiligen Hochschule bzw. des jeweili-
gen Studiengangs. Da im Hochschulbereich Lehre und Forschung 
im Zusammenhang gesehen werden, spielt der Forschungsbezug 
für die Qualität der akademischen Bildung eine Rolle. Dieser ist je-
doch je nach Hochschultyp und fachlicher Ausrichtung des Stu-
diengangs unterschiedlich ausgeprägt.  
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In den Rankings und Ratings werden unterschiedliche Qualitäts-
begriffe verwendet. Je nach methodischer Ausrichtung des durch-
führenden Instituts orientieren sich die Qualitätsbegriffe teils an 
hochschulpolitisch legitimierten Vorgaben z.B. von KMK und Akk-
reditierungsrat und teils an weitergehenden Qualitätskriterien, die 
von den Instituten selbst entwickelt werden.  

In der beruflichen Bildung konzentriert sich der übergeordnete 
Qualitätsbegriff auf die Erhaltung und Anpassung sowie die Erwei-
terung der beruflichen Handlungsfähigkeit. Berufliche Handlungs-
fähigkeit ist im novellierten BBiG definiert als „notwendige berufli-
che Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten“. Der Qualitätsbegriff 
ist damit bundeseinheitlich normiert und definiert Qualitätsstan-
dards für die Fortbildungsverordnungen.  

Ergänzt und präzisiert wird der Qualitätsbegriff durch Empfehlun-
gen des Bundesausschusses für Berufsbildung zur Anwendung 
von Lehrgangsempfehlungen. Diese schaffen einheitliche Kriterien 
für inhaltliche und methodischen Anforderungen in Fortbildungs-
gänge und operationalisieren das Qualitätsziel der beruflichen 
Handlungsfähigkeit. Die Qualität der bundeseinheitlichen Prüfun-
gen wird zusätzlich durch Einzelmaßnahmen gesichert, wie bspw. 
durch QS-Systeme nach ISO 9001:2000. Darüber hinaus werden 
die hoheitlichen Aufgaben der Kin der Erarbeitung und Prüfung 
von Fortbildungsordnungen durch die Kammeraufsicht der Länder 
überwacht. 

3. Verbreitung von QS-Systemen  

Institutionelle Qualitätssicherung im deutschen Hochschulsektor 
ist ein vergleichsweise neuer Trend. Zu Beginn der 90er Jahren 
kamen in den Hochschulen zunächst verstärkt Evaluationsverfah-
ren zur Anwendung. Mit Einsetzen des Bologna-Prozesses im Jahr 
1999 etablierten sich zunehmend mehr QS-Instrumente. Insge-
samt ist der Verbreitungsgrad niedrig, allerdings bei stark zuneh-
mender Tendenz. 

QS-Systeme haben im Sektor der beruflichen Fortbildungen eine 
weite Verbreitung. Gründe dafür sind sowohl die kompetitive An-
bieterstruktur, in deren Rahmen die Sicherung von Marktvorteilen 
über den Nachweis einer bestimmten Qualität der Bildungsange-
bote erfolgt, als auch die Veränderung gesetzlicher Rahmenbedin-
gungen. So sieht die zum 1. Juli 2009 in Kraft tretende Novelle des 
AFBG vor, dass die Teilnehmer/-innen staatlich anerkannter Fort-
bildungen nur noch dann „Meister-Bafög“ in Anspruch nehmen 
können, wenn die Einrichtung, bei der die Fortbildung gemacht 
wird, über ein QS-System verfügt.  
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4. Typen von QS-Systemen 

Im Bereich der Hochschulbildung finden sich insbesondere: 

Institutionelle Evaluation  

Alle Organisationsbereiche einer Hochschule werden regelmäßig 
evaluiert. Das Verfahren besteht aus drei Stufen: Selbstbericht der 
untersuchten Einheit, Begutachtung durch externe Expert/-innen, 
Abschluss von Vereinbarungen zur Verbesserung. Die Ergebnisse 
der Evaluationsverfahren werden über Zielvereinbarungen 
und/oder finanzielle Anreizsysteme mit der strategischen Steue-
rung verbunden.  

Qualitätsmanagementsysteme in Anlehnung an EFQM und DIN 
ISO 9000ff. 

Ausgangspunkt ist ein Strategiekonzept, welches zugleich die 
Qualitätsziele bezogen auf Lehre. Studium und Forschung be-
nennt. Darauf abgestimmt werden Strukturen und Prozesse gestal-
tet und Ressourcen verteilt. Die Ergebnisse werden mittels Evalua-
tions- und Controllingverfahren ermittelt und mit dem Strategie-
konzept rückgekoppelt.  

QS-Systeme nach Maßgabe der Systemakkreditierung 

Durch die Systemakkreditierung wird geprüft, ob die Hochschule 
ein QS-System implementiert hat, mit dem sie nachweislich und 
nachhaltig die Qualität ihrer Studienangebote steuern kann. Das 
QS-System für Lehre und Studium basiert auf einer transparenten 
Qualitätspolitik und einem klaren Ausbildungsprofil. 

Im Bereich der beruflichen Bildung finden sich insbesondere: 

Qualitätsmanagementsysteme in Anlehnung an DIN ISO 9000ff., 
EFQM 

Beide Verfahren stammen aus der produzierenden Wirtschaft und 
definiert allgemeine Bewertungsgegenstände für die Qualität wie 
bspw. „Führung“, „prozessorientiertes Ressourcenmanagement“ 
etc. Die Bewertungsgegenstände müssen daher für Weiterbil-
dungseinrichtungen spezifiziert werden. Zentraler Unterschied 
zwischen beiden Systemen ist, dass das EFQM Modell als obers-
tes Qualitätsziel nicht nur die Kundenzufriedenheit definiert wie 
das ISO 9000ff, sondern die Belange aller am „Produktionspro-
zess“ beteiligten Akteure berücksichtigt.  
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QS-Systeme in der Weiterentwicklungen von DIN ISO 9000 ff und 
EFQM bzw. TQM  

Hierzu zählen Modelle wie das DVWO-Qualitätsmodell des Dach-
verbands der Weiterbildungsorganisationen e.V. oder das LQW-
Modell. Beide ergänzen bewährte Qualitätssicherungssysteme um 
die für Weiterbildungsanbieter wichtigen unterrichts- und teilneh-
mer/-innenbezogenen Qualitätsanforderungen. 

QS-Systeme nach PAS 1037 

Dieser Typ ist speziell für Einrichtungen der wirtschaftsorientierten 
Aus- und Weiterbildung entwickelt und 2004 vom Deutschen Insti-
tut für Normung (DIN) zugelassen worden. Das Modell unterschei-
det: Basis, Standard und Exzellenz. Zur Erreichung der jeweiligen 
Stufe muss das QS-System der Weiterbildungseinrichtung be-
stimmte Anforderungen erfüllen. 

Institutionelle Evaluation (QESplus) 

Dieser Typ stellt analog der institutionellen Evaluation an Hoch-
schulen die Selbstevaluation ergänzt durch externe Begutachtung 
in den Mittelpunkt.  

5. Instrumente und Verfahren 

Die angewendeten Instrumente und Verfahren der Qualitätssiche-
rung in der beruflichen und akademischen Bildung können den Be-
reichen Strategische Steuerung, Input, Prozessmanagement und 
Controlling zugeordnet werden. Die dargestellten Instrumente und 
Verfahren werden häufig nicht im Rahmen von QS-Systemen ein-
gesetzt, sondern punktuell, anlassbezogen und nicht von allen Ak-
teuren der beruflichen und akademischen Bildung. Eine detaillierte 
Aufstellung findet sich in den Kapiteln 3 und 4.  

6. Gegenstände der QS-Systeme  

In der akademischen Bildung ist Hauptgegenstand der QS-
Systeme für Lehre und Studium neben der Qualität der 
studiengangsbezogenen Abläufe vor allem die vermittelten Kom-
petenzen. Von diesen hängt der Erfolg der Absolvent/-innen am 
Arbeitsmarkt ab. Welchen Qualitätsansprüchen die vermittelten 
Kompetenzen genügen müssen, hängt von der fachlichen Ausrich-
tung und den Zielen des jeweiligen Studiengangs ab.  

Hauptgegenstand von QS-Systemen zur Regulierung bundesein-
heitlicher beruflicher Fortbildung ist die Qualität der vermittelten 
Kompetenzen, die über abgestimmte Prüfungsverfahren gesichert 
wird. Abstrakt formuliert soll die „berufliche Fortbildung es ermögli-
chen, die berufliche Handlungsfähigkeit zu erhalten und anzupas-
sen oder zu erweitern und beruflich aufzusteigen“; (§ 1 IV BBiG). 
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Die Umsetzung der Prozesse und Abläufe zur Kompetenzvermitt-
lung liegt in der Verantwortung der jeweiligen Institutionen, wobei 
neben den einheitlich gültigen Fortbildungsverordnungen, zentrale 
Prüfungen in einigen Fortbildungsgänge sowie die Verordnungen 
zu Anforderungen, Zulassung und Durchführung von Meisterprü-
fungen zusätzlich vereinheitlichend wirken. 

7. Aktueller Entwicklungsstand der QS-Systeme 

Es gibt nur wenige Hochschulen in Deutschland, die über ein 
ausgereiftes QS-System verfügen. Der überwiegende Teil der 
Hochschulen hat erst vor kurzem mit dem Aufbau von QS-
Systemen für Lehre und Studium begonnen. 

Fortbildungseinrichtungen der beruflichen Bildung haben die 
Wahl zwischen einer Fülle von QS-Systemen, die sich in den ver-
gangenen Jahren herausgebildet haben. Aufgrund der rechtlichen 
Normierung, einer Vielzahl erprobter Empfehlungen sowie beson-
derer QS-Systeme der Kammern (nicht flächendeckend) ist die OS 
bei der Entwicklung & Prüfung bundeseinheitlicher Fortbil-
dungsordnungen besonders weit fortgeschritten. 

8. Zertifizierung der QS-Systeme 

Eine Zertifizierung von QS-Systemen erfolgt sowohl in der berufli-
chen als auch akademischen Bildung freiwillig. Für die Zertifizie-
rung stehen jedem Bildungsbereich spezifische Organisationen zur 
Verfügung. Die Kammern evaluieren darüber hinaus regelmäßig 
die Ergebnisse ihrer Arbeit.  

 
Arbeitsmarktpotenziale 

Die Arbeitsmarktpotenziale von Absolvent/-innen beruflicher und 
akademischer Bildungsgänge werden einer empirischen Be-
standsaufnahme unterzogen. Diese untersucht fünf Indikatoren. 

1) Employability  

Die Vermittlung von Beschäftigungsfähigkeit ist und war traditionell 
eine Stärke der beruflichen Bildung. Im Zuge des 
Bolognaprozesses gewinnt die Förderung der Beschäftigungsfä-
higkeit allerdings auch an Hochschulen an Bedeutung. Eine Ana-
lyse ausgewählter Indikatoren zum Vergleich der Entwicklung der 
Beschäftigungsfähigkeit von Personen unterschiedlicher Qualifika-
tionsstufen zeigt:  

 Absolvent/-innen der beruflichen Ausbildung erzielen je 
nach Branche Übernahmequoten von 75% und mehr (vgl. 
BMBF 2008: 424).  
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 Zwei Drittel der Absolvent/-innen von IHK-
Weiterbildungsprüfungen geben an, die Weiterbildungsin-
vestition hätte sich positiv auf die berufliche Entwicklung 
ausgewirkt und sich in größerer Verantwortung und finanzi-
ellen Verbesserungen niedergeschlagen (vgl. DIHK 2008a: 
18ff.).  

 90% der Hochschulabsolvent/-innen gehen 5 Jahre nach 
dem Abschluss einer regulären Erwerbstätigkeit nach. In 
bestimmten Fachrichtungen lassen sich jedoch in der ers-
ten Phase nach dem Studienabschluss vielfältige Kombina-
tionen bspw. von Werk- und Honorararbeiten, Übergangs-
jobs, Praktika sowie weiteren akademischen und berufli-
chen Qualifizierungen finden. 

 Die zunehmende Bedeutung der employability zeigt sich an 
der Entwicklung der dualen Studiengänge in Deutschland. 
Im Juli 2008 studierten knapp 44.000 Studierende in 687 
Studiengängen an 260 Hochschulen / Berufsakademien. 

Insgesamt sind über die Zeit sowohl höhere Abschlüsse der beruf-
lichen Bildung (wie bspw. ein Meister- oder Techniker-Abschluss) 
als auch der akademischen Bildung geeignet, die Beschäftigungs-
fähigkeit über die Zeit aufrecht zu erhalten.  

2) Tarifliche Eingruppierung  

Die Einstufung von beruflichen und akademischen Bildungsab-
schlüssen in bestehende Tarifverträge reflektieren die formale 
Wertigkeit der Abschlüsse. Grundsätzlich kann die Einstufung je-
doch unabhängig vom formalen Abschluss auch auf Grundlage der 
tatsächlich durchgeführten Tätigkeit entschieden werden.  

Die Analysen zeigen, dass berufliche und akademische Bildungs-
abschlüsse unterschiedlichen Entgeltgruppen zugeordnet werden. 
Berufliche Abschlüsse (auch der Aufstiegsfortbildung) sind – mit 
Ausnahme einiger Übergangsregelungen bspw. für Meister – da-
bei immer niedrigeren Entgeltgruppen als akademische BA- und 
MA-Qualifikationen zugeordnet. BA-Abschlüsse werden in den 
neuen Tarifverträgen in der Regel mit dem alten FH-Diplom 
gleichgestellt, MA-Abschlüsse mit dem alten Universitäts-Diplom 
(vgl. Dölecke 2008: 5; exempl. ERA TV Bayern, Norddeutschland).  

Auch gehen die Unternehmen davon aus, dass Bachelorabsol-
vent/-innen, die zukünftig eingestellt werden sollen, ebenfalls auf 
dem Niveau klassischer Diplom-FH-Absolvent/-innen eingestuft 
werden (vgl. IW 2008: 234). 
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3) Bildungsrenditen  

Zusammenfassend ergibt sich aus der Zusammenschau aller Ele-
mente für Deutschland eine private Bildungsrendite der tertiären 
Bildung in Höhe von etwa 6% gegenüber der sekundären Bildung 
(vgl. Boarini und Strauss 2008: Figur 11).  

Jedoch ist der sich in den Bildungsrenditen artikulierende deutliche 
monetäre Vorteil akademischer Bildungsgänge bei differenzieren-
der Betrachtung vielen Vorbehalten unterworfen und stark zu rela-
tivieren. Folgende Faktoren wirken auf die Analyseergebnisse zu 
Bildungsrenditen: 

- Berechnungen zu Bildungsrenditen und -prämien sind zumeist 
Durchschnittsberechnungen. Sie vernachlässigen, dass indivi-
duelle Einkommen häufig stark vom Durchschnitt abweichen. 
So schwankt der Verdienst und damit die Bildungsrendite deut-
lich mit der gewählten Studienrichtung.  

- Nachfrageseitige Einflussfaktoren auf das Einkommen wie 
bspw. die Unternehmensgröße werden in den Berechnungen 
nicht berücksichtigt. 

- Durch die Nichtberücksichtigung einkommensstarker Gruppen 
wie bspw. den Selbständigen in der Berechnung von Bildungs-
renditen werden die Marktverhältnisse nicht adäquat abgebil-
det. 

Würden die genannten Faktoren einbezogen, ließe eine differen-
zierte Betrachtung erkennen, dass die Einkommensverhältnisse 
beider Gruppen stark streuen und sich in großen Bereichen über-
lappen. D.h. je nach Branche sind mit beruflichen bzw. akademi-
schen Bildungswegen ähnlich hohe Einkommen zu erzielen. 

4) Erwerbsbeteiligung  

Die Erwerbsbeteiligung reflektiert den Wert der erworbenen Quali-
fikation für den Arbeitsmarkt. Das Qualifikationsniveau ist dabei je-
doch nicht der einzige Einflussfaktor für die Erwerbsbeteiligung. 
Nicht nur zwischen Personen unterschiedlicher Qualifikation, son-
dern auch zwischen einzelnen Fachrichtungen bestehen zum Teil 
erhebliche Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung. 

Darüber hinaus spielt für die Erwerbschancen und die Erwerbsnei-
gung insbesondere das Geschlecht und die Fachrichtung eine Rol-
le. So liegt die Erwerbsbeteiligung im Bereich der Krankenpflege 
für die 40 bis 45-Jährigen bei 90% wohingegen die Erwerbsbeteili-
gung für gleichaltrige Absolvent/-innen akademischer Bildungs-
gänge im Bereich Sprach- und Kulturwissenschaft 85% beträgt.  
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Eine differenzierte Analyse der qualifikationsspezifischen Arbeits-
losenquoten führt zu vergleichbaren Ergebnissen: So nimmt das 
Risiko, arbeitslos zu werden, nicht pauschal mit steigender forma-
ler Qualifikation ab, sondern haben Absolvent/-innen einer Fach-
schul-, Meister- und Technikerausbildung das geringste Risiko, ar-
beitslos zu werden. Dieser Zusammenhang bleibt auch in einer 
geschlechtsspezifischen und regionalen Betrachtung gültig.  

5) Kompetenzen  

Derzeit gibt es über die dargestellten Indikatoren hinaus Bemü-
hungen, die Gleichwertigkeit unterschiedlicher Bildungsformen 
nicht nur anhand ihrer (monetären) Akzeptanz auf dem Arbeits-
markt, sondern über inhaltliche – d.h. kompetenzbezogene – Krite-
rien zu bewerten. 

Dazu zählt die Initiative des BMBF „Anrechnung beruflicher Kom-
petenzen auf Hochschulstudiengänge“ (ANKOM) ebenso wie das 
gemeinsame Forschungsvorhaben des Forschungsinstituts für Be-
rufsbildung im Handwerk an der Universität zu Köln (FBH) sowie 
der Fachhochschule für Ökonomie und Management (FOM).  

Die Projekterfahrungen von ANKOM zeigen, dass zwar divergie-
rende Verständnisse von Lernergebnissen und Kompetenzen in 
der beruflichen und akademischen Bildung bestehen, diese jedoch 
nicht als unüberbrückbares Hindernis bewertet werden. Während 
die hochschulische Bildung vorwiegend akademische Fähigkeiten 
anstrebt wie z.B. kritisches Reflektieren von Ansätzen und Prob-
lemlösungen oder das Anwenden von wissenschaftlichen Metho-
den, steht der Fokus in der beruflichen Bildung auf Kenntnissen 
und Fähigkeiten, die unmittelbar in der beruflichen Praxis ange-
wendet werden können.  

Hürden für eine stärkere Gleichwertigkeit beider Systeme werden 
in der ANKOM-Initiative vor allem auf einer praktischen Ebene ge-
sehen. Für einen funktionierenden Kompetenzvergleich ist um-
fangreiches Detailwissen zu den unterschiedlichen Bildungssys-
temen und -angeboten notwendig. Hierfür fehlen auf Seiten beider 
Bildungssysteme die Voraussetzungen (Beuthel / Seger 2008).  

In der Berufswertigkeitsstudie wird auf der Basis der Ansprüche 
der Berufspraxis an Führungskräfte ein übergeordneter, externer 
Maßstab abgeleitet, der die Grundlage für die „Wertigkeit“ der un-
terschiedlichen Bildungsabschlüsse darstellt. Im Ergebnis wurde 
für Führungskräfte mit beruflicher bzw. akademischer Qualifikation 
eine ähnlich hohe Berufswertigkeit und damit eine weitgehende 
Gleichwertigkeit beider Abschlussarten abgeleitet.  

Trotz methodischer Einschränkungen sprechen beide Studien für 
die Möglichkeit eines Vergleichs von Kompetenzen, der sowohl 
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bildungssystemimmanent (ANKOM) als auch gemessen an einem 
externen Maßstab (WDHKT) vorgenommen werden kann.  

Die Betrachtungen zu den Arbeitsmarkpotenzialen von Absolven-
ten beruflicher und akademischer Bildungsgänge machen deutlich, 
dass die pauschale Aussage, nach der sich eine akademische Bil-
dung mehr lohnt als eine berufliche, nicht haltbar ist. Die Über-
schneidungen der Arbeitsmarktpotenziale zwischen beruflicher 
und akademischer Bildung sind deutlich größer als bislang ange-
nommen. Arbeitsmarktpotenziale sind weniger von der Art der 
Qualifikation als vielmehr von der Fachrichtung und dem Ge-
schlecht abhängig.  

Durch die flächendeckende Einführung der Bachelor-Abschlüsse 
wird sich die Streuung der Einkommens- und Beschäftigungs-
chancen zukünftig vermutlich noch verstärken. Die spezifischen 
Formen der Qualitätssicherung in der akademischen und berufli-
chen Bildung sind nicht automatisch mit höheren oder geringeren 
Erfolgen am Arbeitsmarkt verbunden.  

 
QS-Systeme in der beruflichen und akademischen Bildung vor dem Hintergrund 
des DQR 

Im letzten Modul werden die Implikationen und Anknüpfungspunk-
te der Entwicklung eines Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) 
für die Qualitätssicherung beleuchtet. Im Februar 2009 wurde der 
„Diskussionsvorschlag eines Deutschen Qualifikationsrahmens für 
lebenslanges Lernen“ vorgelegt, der aus einem Einführungstext, 
dem Vorschlag einer DQR-Matrix sowie einem begriffsklärenden 
DQR-Glossar besteht.  

Anhand der entwickelten Matrix und ihren Deskriptoren sollen alle 
formalen Qualifikationen des deutschen Bildungssystems zuge-
ordnet werden. Dabei sollen grundsätzlich alle Stufen über unter-
schiedliche Bildungswege erreichbar sein. Betont wird jedoch 
gleichzeitig, dass es sich bei den Qualifikationen einer Stufe je-
doch nicht um die Abbildung gleichartiger, sondern gleichwertiger 
Bildungsabschlüsse handle.  

Einschätzungen zum DQR 

Die relevanten Akteure der beruflichen und akademischen Bildung 
wurden zu ihren Ansichten zu dem Diskussionsvorschlag befragt. 
Die Ergebnisse der Gespräche lassen sich wie folgt zusammen-
fassen: 

 Die Gliederung in acht Niveaustufen wird von den meisten Be-
fragten begrüßt. Bedeutsam in Bezug auf die Niveaus – so 
insbesondere die Sozialpartner und Vertreter der beruflichen 
Bildung – ist in erster Linie die bildungsbereichsunabhängige 
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Möglichkeit zur Erreichung aller Niveaustufen und somit die 
Abkehr von einer Exklusivität der oberen Stufen für die aka-
demische Bildung.  

 Hinsichtlich der Festlegung des Kompetenzbegriffes im Dis-
kussionsvorschlag zeigen sich die Akteure überwiegend zu-
frieden, in der Auslegung desselben spiegeln sich jedoch wei-
terhin unterschiedliche Auffassungen wieder.  

 Entscheidende Bedeutung messen sämtliche Befragten der 
Erprobung des DQR und somit einer ersten Zuordnung von 
Qualifikationen anhand der erarbeiteten Deskriptoren zu.  

 Für die Meisten steht (zunächst) die Zuordnung bestehender 
formaler Qualifikationen (Abschlüsse) im Mittelpunkt. Lerner-
gebnisorientierung wird somit anhand der für den Bildungs-
gang beschriebenen Kompetenzen, über die ein/e Absol-
vent/-in (durchschnittlich bzw. mindestens) verfügen soll, ver-
standen. 

 Obwohl der Entwurf vorsieht, „Durchlässigkeit zu unterstützen“, 
werden die folgenden Formulierungen nach welchen die Zu-
ordnung „zu den Niveaustufen des DQR das bestehende Sys-
tem der Zugangsberechtigungen nicht ersetzen soll“ betont. 
Dennoch sehen viele Akteure zumindest perspektivisch Poten-
zial für eine weiterreichende Durchlässigkeit.  

 Ziel soll es sein, die „Wertigkeit“ deutscher Abschlüsse deutlich 
und somit wettbewerbsfähig zu machen und die (internationa-
len) Beschäftigungschancen der in Deutschland Qualifizierten 
zu stärken. 

 Viele Befragte betonen, dass der DQR nicht überfrachtet wer-
den dürfe und dass z.B. Anerkennungsfragen informeller Kom-
petenzen Zeit bräuchten. Insgesamt müssten die unterschied-
lichen Traditionen der Bildungsbereiche beachtet werden.  

DQR und Qualitätssicherung 

Im Vergleich zu den ausführlichen Grundsätzen des Europäischen 
Qualifikationsrahmens bezüglich Qualitätssicherung bleibt der 
DQR eher unspezifisch und allgemein: Im Hinblick auf das Ziel von 
Transparenz und Durchlässigkeit „gilt es, durch Qualitätssicherung 
und -entwicklung Verlässlichkeit zu erreichen und die Orientierung 
der Qualifizierungsprozesse an Lernergebnissen (‚Outcome-
Orientierung‘) zu fördern.“ (AK DQR 2009: 3) 

Alle Akteure sprechen der Qualitätssicherung insgesamt eine hohe 
Bedeutung zu, jedoch stelle die Frage der Qualitätssicherung nicht 
das primäre Anliegen hinsichtlich eines DQR dar. 
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Insgesamt sehen die Befragten die unterschiedlichen Bildungsbe-
reiche im Hinblick auf Qualitätssicherung recht gut aufgestellt. Im 
Bereich der beruflichen Bildung werden in diesem Zusammenhang 
insbesondere die Ordnungsverfahren und Kammerprüfungen als 
zentrale Elemente genannt, im akademischen Bereich die Verfah-
ren der (System-)Akkreditierung. 

Insgesamt sieht die überwiegende Mehrheit der Befragten keine 
Notwendigkeit der Implementierung neuer bzw. zusätzlicher quali-
tätssichernder Maßnahmen. Ein einheitliches bildungsbereichs-
übergreifendes QS-System wird überwiegend als problematisch 
bzw. wenig sinnvoll bewertet. Perspektivisch ist jedoch ein über-
greifendes Zertifizierungs- bzw. institutionelles (System-) Akkredi-
tierungsverfahren vorstellbar.  

Im DQR wird insbesondere die Chance gesehen, systematische 
Standards für Qualifikationsniveaus zu etablieren. Ziel muss sein, 
Mindeststandards zu definieren, damit „was drauf steht auch drin 
ist“. 

Abschließend werden die Vergleichsdimensionen der Synopse vor 
dem Hintergrund des DQR reflektiert. Die Analyse zeigt: 

 Qualitätssicherung hat in der akademischen und beruflichen 
Bildung einen hohen Stellenwert erlangt und wird durch den 
Einsatz vielfältiger Instrumente umgesetzt.  

 Qualitätssicherung wird sowohl in der akademischen als auch 
in der beruflichen Bildung mit zunehmender Tendenz als Ver-
zahnung von Verfahren und Rückbindung in einen Qualitäts-
kreislauf im Sinne integrierter QS-Systeme verstanden. Die 
Verbreitung solcher integrierter Systeme ist bislang jedoch 
(noch) unzureichend.  

 Mit der Entwicklung des DQR verbunden ist die Fokussierung 
auf den Begriff der Handlungskompetenz. Der Kompetenzbe-
griff in der beruflichen Bildung ist definiert als berufliche Hand-
lungsfähigkeit. Dieser ist der Ausgestaltung des Kompetenzbe-
griffes im DQR zwar sehr ähnlich, jedoch nicht völlig deckungs-
gleich. Ebenso beinhaltet der Begriff des fitness for purpose in 
der akademischen Bildung verschiedene Aspekte der Hand-
lungskompetenz, wird jedoch sehr profilspezifisch gehandhabt.  

 Vor dem Hintergrund des Ziels einer bildungsbereichsübergrei-
fenden Verlässlichkeit ist differenziert zu betrachten inwiefern 
und in welcher Form die eingesetzten QS-Systeme insbesonde-
re Ergebnisqualität erfassen und anhand welcher Qualitätsziele 
und -begriffe diese gemessen wird. 
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 Ungeklärt ist zudem die Frage nach der geeigneten Aufnahme 
und Validierung non-formal bzw. informell erworbener Kompe-
tenzen.  

 Im Hinblick auf die Einführung eines Qualifikationsrahmens ist 
zu fragen, welche Aussagekraft die Zertifizierungen bezüglich 
der Implikationen des DQR haben und ob bzw. welchen Mehr-
wert (bildungsbereichsübergreifende) Zertifizierungen bieten 
würden. 

 

Schlussfolgerungen 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass Hochschulen und berufliche 
Fortbildungseinrichtungen trotz unterschiedlicher rechtlicher Rah-
menbedingungen auf dem Feld der Qualitätssicherung in ähnlicher 
Weise aktiv sind und sich auf vergleichbaren Entwicklungspfaden 
befinden. Das betrifft vor allem das verwendete Instrumentarium 
und den Trend zur Implementierung institutioneller Qualitätssiche-
rungssysteme. Die Umsetzung von Regelkreisläufen der Quali-
tätssicherung ist bislang jedoch weder in der beruflichen noch in 
der akademischen Bildung flächendeckend und umfassend erfolgt. 
Die Implementierung eines geschlossenen Regelkreises würde 
bedeuteten, dass eine Organisation eine schlüssige Rückkopplung 
zwischen Strategie, Struktur/Input, Prozessen und Ergebnissen 
herstellen kann.  

Die Hauptdiskrepanz zeigt sich beim Gegenstand der Qualitätssi-
cherung, d.h. Hochschulen und berufliche Fortbildungseinrichtun-
gen verfolgen unterschiedliche Bildungsziele, die mit unterschiedli-
chen Qualitätsansprüchen verbunden sind. Auch die institutionali-
sierten Bestandteile der Qualitätssicherung unterscheiden sich 
deutlich, was an der unterschiedlichen Organisation beider Bil-
dungsbereiche liegt: Der bundesweiten Regelung der beruflichen 
Bildung durch Berufsordnungen steht der gewollte Wettbewerb 
zwischen einzelnen Hochschulen gegenüber. Elemente der Quali-
tätssicherung der beruflichen Bildung, die insbesondere die bun-
desweite Abstimmung betreffen, werden von den Hochschulen 
derzeit nicht angestrebt. 

Die durch den DQR entstehenden neuen Kompetenz- und Quali-
tätsanforderungen lassen sich in die bestehenden Verfahren der 
Qualitätssicherung integrieren. Bestehende Empfehlungen in den 
jeweiligen Bereichen auf nationaler wie auch internationaler Ebene 
(Standards and Guidelines for Quality Assurance in the European 
Higher Education Area bzw. auch der Europäische Bezugsrahmen 
für die Qualitätssicherung in der beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung) können dabei Ausgangspunkte für einen bildungsbereichs-
übergreifenden Austausch bzw. einen gemeinsamen Abgleich der 
„neuen“ Anforderungen mit den bestehenden Systemen bilden. 
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Dabei ist die Umsetzung einer Qualitätssicherung, die dem darge-
stellten Anspruch eines umfassenden Qualitätssicherungssystems 
genügt und den im EQR formulierten Standards und Rahmenset-
zungen entspricht, sowohl für berufliche wie akademische Bil-
dungsakteure ein Ziel, das noch weiterer Anstrengungen bedarf. 
Um diesen Prozess weiter voranzutreiben, bietet die Umsetzung 
des DQR eine Chance, die genutzt werden sollte. 

Selbst wenn Qualitätssicherung mittels vergleichbarer Prozesse 
umgesetzt wird, bleiben die Ergebnisse dieser Prozesse unter-
schiedlich. Damit kann Qualitätssicherung zwar einen Beitrag zur 
Verlässlichkeit von Lernergebnissen leisten, jedoch keine Aussage 
über die Gleichwertigkeit treffen. Um die im Rahmen des DQR an-
gestrebte Durchlässigkeit zwischen Bildungsgängen zu erreichen, 
müssen die vermittelten Kompetenzen gegenseitig anerkannt wer-
den. Dies erfordert ein gegenseitiges Vertrauen, zu dessen Ent-
wicklung die Qualitätssicherung einen entscheidenden Beitrag leis-
ten kann. Darüber hinaus bedarf es jedoch zusätzlich einer Neu-
bestimmung des Verhältnisses von beruflicher und akademischer 
Bildung in Deutschland. 
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1 Auftrag und Zielsetzung 

Qualität und Qualitätssicherung sind Schlüsselbegriffe sowohl in 
der beruflichen als auch der akademischen Bildung. In der inhaltli-
chen Ausgestaltung und im Umfang weichen die beiden Bereiche 
jedoch erheblich voneinander ab. Bedingt durch die unterschiedli-
chen föderalen und institutionellen Zuständigkeiten für Qualität in 
der beruflichen und akademischen Bildung existieren verschiede-
ne Vorstellungen sowie Instrumente und Methoden, um Qualität zu 
bestimmen und zu sichern. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen politischen Diskussion um ei-
nen Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) sowie die Durchläs-
sigkeit und Anschlussfähigkeit von Bildungsgängen benötigt das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) eine 
Beurteilungsgrundlage, um Hinweise zu einer zukünftigen Gestal-
tung von Qualitätssicherung zu erhalten, die mit dem Selbstver-
ständnis des DQR kompatibel ist und die es zugleich ermöglicht, 
den beiden unterschiedlichen Bildungssäulen, akademische und 
berufliche Bildung, gerecht zu werden.  

In diesem Zusammenhang wurde die Prognos AG in Zusammen-
arbeit mit der CHE Consult GmbH im Juli 2008 vom BMWi mit ei-
ner Studie zum „Synoptischen Vergleich der Qualitätssicherungs-
systeme für die berufliche und akademische Bildung“ beauftragt. 

Im Mittelpunkt der Studie steht dabei einerseits die Schaffung ei-
ner fundierten wissenschaftlichen Grundlage sowie andererseits 
die Ableitung von Anknüpfungspunkten zur aktuellen politischen 
Debatte und zum Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR). Die 
Studie konzentriert sich daher auf drei Module: 

 den Vergleich der Qualitätssicherungssysteme beruflicher und 
akademischer (Hochschul-)Bildung anhand einer synopti-
schen Gegenüberstellung, 

 die empirische Bestandsaufnahme der Arbeitsmarktpotenziale 
von Absolventen beruflicher und akademischer Bildung im 
Vergleich, sowie 

 das Aufzeigen von Anknüpfungspunkten zum in Arbeit befind-
lichen DQR. 
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Abbildung 1: Überblick über das Projektdesign 
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Quelle: Prognos AG 

Gegenstand des ersten Moduls (Kapitel 3 bis 5) ist die Erarbei-
tung einer systematischen und synoptischen Gegenüberstellung 
der Qualitätssicherungssysteme in der beruflichen und akademi-
schen Bildung. Dabei liegt der Fokus ausschließlich auf der Lehr- 
und Lernqualität. Andere zentrale Bereiche wie z.B. Forschung, 
die ebenfalls einer systematischen Qualitätssicherung bedürfen, 
bleiben angesichts der eingangs erläuterten Aufgabenstellung der 
Studie außen vor.  

In Kapitel 3 wird zunächst auf die QS-Systeme in der beruflichen 
Bildung eingegangen; Kapitel 4 stellt den Entwicklungsstand im 
Bereich der akademischen Bildung dar. Mit Hilfe eines Analyse-
modells, welches bereichsübergreifende Kriterien für lehr- und 
lernbezogene Qualitätssicherungssysteme definiert, werden daran 
anschließend in Kapitel 5 Gemeinsamkeiten und Unterschiede von 
Qualitätssicherungssystemen herausgearbeitet und synoptisch in 
einer Übersicht gegenübergestellt. 

Gegenstand des zweiten Moduls (Kapitel 6) ist eine empirische 
Bestandsaufnahme der Arbeitsmarktpotenziale von Absolventen 
beruflicher und akademischer Bildung im Vergleich. Die realisier-
ten Arbeitsmarkterfolge von beruflicher und akademischer Bildung 
sind wichtige Indikatoren für die Qualität des Bildungswesens. Die 
zunehmende Orientierung der Qualitätsdiskussion auf Output bzw. 
Outcome-Faktoren, d.h. das Lernergebnis und die Wirkung der 
Bildungsabschlüsse auf die individuelle Leistungsfähigkeit, wird für 
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die Frage nach der Verwertbarkeit von Bildungsabschlüssen im-
mer wichtiger. Die Verwertbarkeit der Ausbildungsabschlüsse am 
Arbeitsmarkt gibt Auskunft darüber, inwiefern das Bildungswesen 
bzw. die Qualität der erworbenen Bildungsabschlüsse dazu bei-
trägt, die grundlegenden Ziele von Bildung – der umfassenden in-
dividuellen und gesellschaftlichen Teilhabe am sozialen und wirt-
schaftlichen Leben – zu erreichen.  

Für alle Analysen liegen die beiden Vergleichsgruppen ‚Absolven-
ten der beruflichen Ausbildung’ und ‚Absolventen der Hochschul-
ausbildung’ zu Grunde. 

Gegenstand des dritten Moduls (Kapitel 7) ist es, Anknüpfungs-
möglichkeiten der ermittelten Ergebnisse aus den vorangegange-
nen Modulen zum geplanten Deutschen Qualifikationsrahmen 
(DQR) aufzuzeigen. Dabei werden durch eine Inhaltsanalyse vor-
handener Materialien zum DQR sowie mittels Gesprächen mit am 
Entwicklungsprozess beteiligten Akteuren der Diskussionsstand 
aus unterschiedlicher Perspektive ermittelt. Daran anschließend 
werden die Implikationen eines DQR hinsichtlich von Qualitätssi-
cherung aufgezeigt und diese vor dem Hintergrund der erarbeite-
ten Synopse reflektiert. 
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2 Gegenstand und Fragestellung 

Das Zusammenwachsen Europas hat immense Wirkungen sowohl 
auf die berufliche als auch die akademische Bildung. Im Rahmen 
des Brügge-Kopenhagen-Prozesses2 und des Bologna-
Prozesses3 vollziehen sich seit Ende der 90er Jahren tief greifen-
de Reformen4, die auf eine strukturelle Vereinheitlichung abzielen. 
Die übergreifende Klammer dafür bildet der Europäische Qualifika-
tionsrahmen (EQR)5

Im Zuge der verstärkten Qualitätsorientierung kam es zunächst zu 
einem zunehmenden Einsatz einzelner Qualitätssicherungsinstru-
mente (QS-Instrumente), die v.a. ziel- oder prozessorientiert ein-
gesetzt wurden (so z.B. die Lehrevaluationen, welche die Errei-
chung von Ausbildungs- und Lernzielen überprüfen, die Einbezie-
hung von Stakeholdern in den Prozess der 
Curriculumsentwicklung oder Absolvent/-innenbefragungen, die 
Auskunft über Arbeitsmarkt- und Berufschancen geben). Inzwi-
schen setzt sich mehr und mehr die Erkenntnis durch, dass die 
einzelnen Instrumente und Verfahren stärker zusammenwirken 
müssen. Vor diesem Hintergrund implementieren etliche Bildungs-
richtungen die Arbeit mit Qualitätssicherungssystemen (QS-
Systemen). Diese verbinden Zielsetzungen, Prozesse und Ergeb-
nisse zu einem Qualitätskreislauf. Gemäß der Literatur (vgl. 

, der zur Zeit in den beteiligten Ländern in na-
tionale Qualifikationsrahmen umgesetzt werden soll. Der EQR ist 
eine Art „Übersetzungshilfe“, welche es ermöglicht, Qualifikationen 
europaweit vergleichbar zu machen. Dies geschieht durch die Ein-
stufung des Kompetenzerwerbs in definierte Niveaustufen. Eine 
weitere zentrale Rolle bei der Schaffung eines europäischen Bil-
dungsraumes spielt die Qualitätssicherung der Bildungsangebote. 
EU-Bürger/-innen, die im Ausland Teile ihrer Berufsausbildung 
oder ihres Hochschulstudiums absolvieren, sollen dies in der Ge-
wissheit tun, dass die dort erzielten Leistungen in ihrem Heimat-
land anerkannt werden. Zudem ist eine vergleichbare Bildungs-
qualität in den europäischen Ländern wichtig, damit sich diese als 
gemeinsamer Anbieter auf dem internationalen Bildungsmarkt po-
sitionieren können. Das betrifft vor allem die europäische Hoch-
schulbildung, welche ihre Studierenden inzwischen weltweit rekru-
tiert. Demgegenüber ist die berufliche Bildung eher national orien-
tiert.  

                                                
2   Vgl. dazu z.B. Rat der Europäischen Union 2002: Entwurf einer Entschließung des Rates zur Förderung einer ver-

stärkten europäischen Zusammenarbeit bei der beruflichen Bildung,  
  http://ec.europa.eu/education/copenhagen/resolution_de.pdf.    
3   Vgl. die offizielle Bologna-Website: http://www.ond.vlaanderen.be/hogeronderwijs/bologna/, Zugriff am 26.12.08. 
4   Vgl. dazu für den Hochschulbereich z.B. die internationale Vergleichsstudie von CHE, CHEPS und NIFU-STEP unter: 

http://ec.europa.eu/education/doc/reports/doc/curricular2_en.pdf und 
http://ec.europa.eu/education/doc/reports/doc/higherextent2_en.pdf. 

5   Der auf europäischer Ebene verwendete englische Fachterminus lautet „European Qualification Framework” (EQF). 
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Kamiske / Brauer 2003: 210ff.; Stockmann 2006: 24ff.; Zollondz 
2002: 189ff.) weisen QS-Systeme folgende Elemente auf:  

 Qualitätspolitik  

 Strategische und operative Qualitätsziele 

 Verantwortung der Leitung für die Umsetzung der Qualitätszie-
le 

 Vorhandensein eines angemessenen Inputs (strukturelle, per-
sonelle und finanzielle Voraussetzungen zur Verwirklichung 
der Qualitätsziele) 

 Prozessmanagement 

 Prüfung der Ergebnisqualität 

 Rückkopplung zwischen Ergebnisqualität und Zielen 
 

Abbildung 2: Kernelemente von Qualitätssicherungssystemen im 
Bildungsbereich 
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Quelle: Prognos AG; CHE Consult GmbH 

Hauptzweck von QS-Systemen ist der strategische, d.h. mittel- 
und langfristige Erfolg einer Organisation durch qualitativ hochwer-
tige Leistungen. Dazu braucht es eine klare Qualitätspolitik und -
strategie inklusive operativer Ziele. Zudem müssen sowohl die or-
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ganisationsinternen Voraussetzungen (Strukturen, Ausstattung, 
Finanzen etc.), Abläufe (Prozesse) und Ergebnisse als auch die 
externen Anforderungen aus dem relevanten Umfeld in das strate-
gische Konzept eingehen. Dadurch soll ein „Frühwarnsystem“ ent-
stehen, das zum rechtzeitigen Erkennen von Fehlentwicklungen 
und zur Umsetzung notwendiger Umsteuerungs- und Verbesse-
rungsmaßnahmen führt. Dabei spielt das Prozessmanagement ei-
ne zentrale Rolle: Fehlentwicklungen sollen nicht erst bei der Er-
gebnisprüfung erkannt, sondern möglichst im Vorfeld vermieden 
werden. Dies geschieht durch die regelmäßige „Pflege“ der inter-
nen Abläufe, deren reibungsloses Funktionieren gemäß Quali-
tätsmanagement-Philosophie eine wesentliche Grundvorausset-
zung für eine hohe Leistungsqualität der Organisation ist. QS-
Systeme basieren – genau wie im Peer Review – auf einem Re-
gelkreismodell (PDCA = Plan, Do, Check, Act). Vor diesem Hinter-
grund besitzen QS-Systeme eine starke Nähe zu Organisations- 
und Personalentwicklung und integrieren die damit verbundenen 
Methoden. 

Im Bildungsbereich sind solche idealtypischen QS-Systeme bis-
lang kaum realisiert. Die Entwicklung im Hochschulsektor und im 
Bereich der beruflichen Bildung, hier vor allem in der beruflichen 
Weiterbildung, geht jedoch deutlich in diese Richtung. Allerdings 
müssen je nach Organisationstyp bei der Umsetzung spezielle An-
forderungen in das QS-System integriert werden. Diese sind kon-
textabhängig, d.h. sie fallen je nach Art und Beschaffenheit der 
Qualitätsansprüche, welche durch die Stakeholder an die Instituti-
on herangetragen werden, sowie je nach rechtlichen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen durchaus unterschiedlich aus. 
Hier gibt es zwischen beruflicher Ausbildung, beruflicher Weiterbil-
dung und Hochschulbildung z.T. erhebliche Divergenzen. Deshalb 
wird die nun folgende Analyse zum aktuellen Entwicklungsstand 
der QS-Systeme zunächst bereichsspezifisch dargestellt, bevor 
die QS-Systeme dann in einer Synopse verglichen werden.  

 



 

  23 

3 QS-Systeme in der beruflichen Bildung 

Angelehnt an Managementkonzepte aus der Privatwirtschaft ist die 
Debatte um Qualität und QS inzwischen auch im Bereich der be-
ruflichen Bildung allgegenwärtig. Kaum eine Veröffentlichung und 
kaum ein Vortrag kommt ohne die Forderung nach mehr Qualität 
und besserer QS im Bildungsbereich aus.  

Die Gründe für diese hohe Aktualität des Themas in der berufli-
chen Bildung sind vielschichtig. Konzepte zum QS zielen auf die 
Erhöhung der Eigenverantwortung von Bildungseinrichtungen, 
Lehrenden und Lernenden. Durch den hohen Stellenwert, den Bil-
dung in einer wissensbasierten Ökonomie besitzt, durch Europäi-
sierungsprozesse sowie durch die Erhöhung der Durchlässigkeit 
differenziert sich das Bildungsangebot im Bereich der beruflichen 
Bildung deutlich. Gleichzeitig leidet die Transparenz. Vor diesem 
Hintergrund sollen Instrumente zur QS damit insgesamt die Leis-
tungsfähigkeit von Bildungsanbietern steigern, die Transparenz 
über Angebote erhöhen und das Vertrauen der Kunden vertiefen. 
QS wird als zentraler Ansatz zur Bewältigung dieser neuen Her-
ausforderungen wahrgenommen.  

3.1 Qualitätsbegriff in der beruflichen Bildung 

Je nach Bereich bzw. Marktposition werden die Einrichtungen in 
der beruflichen Bildung von unterschiedlichen 
Akteurskonstellationen reguliert. Zudem werden die Bildungsmaß-
nahmen von unterschiedlichen Einrichtungen – teilweise in Koope-
ration – umgesetzt. Während die schulische Ausbildung in die Zu-
ständigkeit des Staates fällt, wird die duale Ausbildung in einem 
kooperativen Verfahren durch den Staat im Zusammenspiel mit 
den Sozialpartnern reguliert. Dies gilt auch für den Bereich der an-
erkannten Fortbildungen. Die öffentlich geförderte Weiterbildung 
nach SGB III fällt wiederum in den Zuständigkeitsbereich der Bun-
desagentur für Arbeit. Der private Weiterbildungsmarkt ist demge-
genüber der am wenigsten rechtlich normierte; er fällt vollständig 
in private Verantwortung. Dies hat zentralen Einfluss auf die je-
weils implementierten QS-Systeme und liefert einen Erklärungsan-
satz für die Vielfalt der Konzepte und Ansätze. Abbildung 3 stellt 
die Struktur und Zuständigkeiten im Bereich der beruflichen Bil-
dung graphisch dar. 
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Abbildung 3: Struktur der beruflichen Ausbildung in Deutschland 
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Quelle: Prognos 2009 

Eine weitere Besonderheit der Qualitätsdiskussion in der berufli-
chen Bildung besteht darin, dass für die duale Ausbildung sowie 
für den Bereich der anerkannten Fortbildungen mit dem Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) sowie der Handwerksordnung (HwO) zwei 
stark normierende gesetzliche Ordnungen existieren, deren Um-
setzung und Konkretisierung durch eine Tradition von vielen Jahr-
zehnten geprägt wird. Die hier definierten Ordnungsmittel spielen 
für die Diskussion um die QS in der beruflichen Bildung eine zent-
rale Rolle, da sie als die wichtigsten – und darüber hinaus noch 
einheitlichen und bundesweit gültigen – Rahmenvorgaben für die 
QS in der beruflichen Bildung wahrgenommen und diskutiert wer-
den. Demgegenüber kommt der Diskussion um die Implementie-
rung von QS-Systemen eher eine untergeordnete Bedeutung zu. 
Das bedeutet jedoch nicht – wie im folgenden auch dargestellt wird 
– dass kohärente QS-Systeme in der beruflichen Bildung nicht 
existieren.  

Die angewandten QS-Instrumente und -Systeme folgen keinem 
einheitlichen, übergeordneten Schema. Dies ist vor dem Hinter-
grund der unterschiedlichen Zuständigkeiten, der Vielzahl der be-
teiligten Akteure sowie der unterschiedlichen Regulierungsverant-
wortung und Regulierungsgrade in der berufliche Bildung schwie-
rig und auch nicht unbedingt zielführend. Deshalb ist die QS im 
Bereich des freien Weiterbildungsmarkts grundsätzlich von der QS 
im Bereich der anerkannten Fortbildungsberufe sowie der dualen 
Ausbildung zu unterscheiden. Auch unterscheiden sich die Instru-
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mente zur Qualitätssicherung im Bereich der öffentlich geförderten 
Weiterbildung nach SGB III. 

Im Folgenden werden die implementierten QS-Instrumente und 
-Systeme für die einzelnen Bereiche der beruflichen Bildung daher 
getrennt dargestellt. Von besonderer Relevanz für den später 
durchzuführenden Vergleich zwischen den QS-Systemen der be-
ruflichen und der akademischen Bildung ist dabei der Bereich der 
anerkannten Fortbildungen nach BBiG bzw. HwO. Mit dem Ziel, 
über die anerkannten Fortbildungsberufe Absolvent/-innen für Füh-
rungspositionen auf mittlerer und höherer Ebene zu qualifizieren, 
wird durchaus eine Konkurrenzsituation zu Bachelor-
Absolvent/-innen von Hochschulen geschaffen. Der Schwerpunkt 
der folgenden Ausführung liegt daher auf diesem Bereich der be-
ruflichen Weiterbildung. 

 

3.2 QS-Systeme in der beruflichen Weiter-
bildung 

Mit Ausnahme der Weiterbildung in anerkannten Fortbildungsberu-
fen nach BBiG und HwO sowie der öffentlich geförderten berufli-
chen Weiterbildung nach SGB III ist der Weiterbildungsmarkt ins-
gesamt durch eine ausgesprochene Vielfalt und Heterogenität so-
wie Intransparenz gekennzeichnet (vgl. Diettrich et al. 2005: 3f.). 
Wie oben bereits dargestellt, existieren für den freien Weiterbil-
dungsmarkt keine übergreifenden ordnungspolitischen Vorgaben. 
Die Curricula, die Anforderungen und Lernziele sowie die Prüfun-
gen werden in diesem Bereich der freien beruflichen Weiterbildung 
von jedem Weiterbildungsanbieter eigenständig festgelegt und de-
finiert. Aufgrund der Vielzahl der Anbieter sowie der kaum vorhan-
denen gesetzlichen Vorgaben ist die Qualität von Abschlüssen, 
Zertifikaten und Inhalten durchaus heterogen.  

Aber auch für Bildungsdienstleister, die im Bereich der anerkann-
ten Aufstiegsfortbildung nach BBiG / HwO tätig sind, werden Quali-
tätssicherungssysteme zukünftig stark an Bedeutung gewinnen. 
Die Novellierung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes 
(AFBG), die zum 1. Juli 2009 in Kraft tritt, sieht vor, dass das sog. 
„Meister-Bafög“ für die Teilnehmer/-innen von Aufstiegsfortbildun-
gen zukünftig nur in Anspruch genommen werden kann, wenn der 
Bildungsanbieter über ein Qualitätssicherungssystem verfügt. An-
bieter, die bisher noch kein Qualitätssicherungssystem implemen-
tiert haben, werden sich dieser Entwicklung nicht entziehen kön-
nen.  

Die Novellierung des AFBG implementiert damit für die anerkann-
ten Fortbildungsberufe eine ähnliche Praxis, wie sie bereits seit 
2003 mit dem ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
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beitsmarkt für den Bereich der öffentlich geförderten Weiterbildung 
bestehen. Aufgrund der Unübersichtlichkeit im Bereich der Weiter-
bildungsangebote wurden für den Bereich der öffentlich geförder-
ten Weiterbildung bereits in den späten 1970er Jahren erste Quali-
tätssicherungsmaßnahmen (bspw. im Rahmen eines Begutach-
tungskatalogs) eingeführt. Mit dem ersten Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 2003 wurde schließlich im SGB 
III ein neues Instrumentarium zur Qualitätssicherung implemen-
tiert. Träger von Maßnahmen im Rahmen der öffentlich geförder-
ten Weiterbildung werden nur noch nach der Zulassung durch eine 
fachkundige Stelle für die öffentlich geförderte Weiterbildung zuge-
lassen. Die fachkundigen Stellen wiederum müssen von der Aner-
kennungsstelle (eingerichtet bei der BA) akkreditiert werden. Die 
Anforderungen an die Träger, die Maßnahmen sowie die Quali-
tätsprüfung sind in den §§ 84-86 SGB III festgeschrieben. Darüber 
hinaus konkretisiert die Anerkennungs- und Zulassungsverord-
nung Weiterbildung (AZWV) die Anforderungen. 

Vor diesem Hintergrund haben QS-Systeme auf dem Weiterbil-
dungsmarkt weite Verbreitung gefunden. Sie besitzen im Bereich 
der freien beruflichen Weiterbildung vor allem eine bedeutsame 
Marketingfunktion. QS-Systeme sollen vor dem Hintergrund eines 
unübersichtlichen Marktes das Qualitätsbewusstsein sowie die 
Qualitätsfähigkeit des Weiterbildungsanbieters nach außen hin do-
kumentieren und somit für die angebotene Weiterbildungsmaß-
nahme werben (vgl. Ebbinghaus / Krekel 2006: 9).  

Bis vor wenigen Jahren existierten noch keine QS-Systeme spezi-
ell für den Weiterbildungsbereich. Daher griffen Anbieter zunächst 
auf Ansätze zurück, die für die gewerbliche Wirtschaft entwickelt 
worden waren. Dabei kamen insbesondere Modelle nach den ISO-
Normen DIN EN 9000ff. sowie EFQM zur Anwendung. Die Lücke, 
die sich durch das Fehlen adäquater QS-Systeme auftat, wurde 
schnell geschlossen. Inzwischen gibt es eine Vielzahl bildungs-
spezifischer Qualitätssicherungssysteme. Diese greifen häufig 
Ideen und Verfahren der ISO-Normen 9000ff. sowie des EFQM-
Modells auf (vgl. Stiftung Warentest 2008: 3f.).  

Der folgende Überblick charakterisiert die derzeit am häufigsten in 
der Praxis vorkommenden QS-Systeme:
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Tabelle 1: Übersicht über die wichtigsten Qualitätssicherungssysteme in der beruflichen Weiterbildung 

 DIN ISO 9000ff. EFQM-
Qualitätsmodell 

QM-Stufenmodell 
nach PAS 1037 

DVWO-
Qualitätsmodell 

LQW-Modell QESplus 

Ziel Qualität des Produk-
tionsprozesses 

Verbesserungsmög-
lichkeiten für Pro-
duktionsprozesse, 
Ergebnisse und 
Menschen 

Qualität des Bil-
dungsprozesses 

Qualität von Lehr- 
und Lernprozessen 

Gelungenes Lernen  Qualität der Mana-
gementprozesse 
sowie der Bil-
dungsdienstleistun
gen 

Bewertungskrite-
rium 

Kundenzufriedenheit Berücksichtigung der 
Belange aller betei-
ligten Akteure  

Kundennutzen Qualität der Lehren-
den und Curricula 

Spezifische Definiti-
on gelungen Lernens 
durch Bildungsträger 

Kundenzufriedenheit 

Bewertungsge-
genstand 

 Kundenorientie-
rung 

 Führung 
 Einbeziehung MA 
 Prozessorient. 

Ressourcenma-
nagement 

 Systemorientier-
ter Management-
ansatz 

 Sachbez. Ent-
scheidungsfin-
dung 

 Verbesserung 
Gesamtleistung 

 Gute Lieferanten-
beziehungen 

Befähigerkriterien: 
 Führung 
 MA 
 Politik & Strategie 
 Partnerschaften 
 Ressourcen 
 Prozesse 
 
Ergebniskriterien:  
 MA-bezogen 
 kundenbezogen 
 gesellschaftsbe-

zogen  
 Schlüsselergeb-

nisse 

70 Anforderungen in 
4 Teilbereichen defi-
niert:  
 Organisation 

führen und entwi-
ckeln 

 Mitarbeiter & 
Lerninfrastruktur 
bereitstellen & 
entwickeln 

 Bildungsangebote 
konzipieren, 
durchführen & 
evaluieren 

 Bildungsprozesse 
messen, analy-
sieren und ver-
bessern 

Erfassung von Lern-
zielen, Lernerfah-
rungen sowie Quali-
tät der Lehrenden 
und der Curricula 
anhand folgender 
Kompetenzen 
 kognitive  
 affektive  
 psychomotorische  
 selbst zu definie-

rendes Kriterium 

 Bedarfserschlie-
ßung 

 Schlüsselprozes-
se 

 Lehr-Lern-
Prozess 

 Evaluation 
 Infrastruktur 
 Führung 
 Personal 
 Controlling 
 Kunden-

kommunikation 
 Strategische Ziele 

ISO Normen werden 
ergänzt durch kon-
krete Anforderungen 
an die Bildungspro-
zesse wie bspw.  
 Partizipation der 

Lernenden 
 Konkrete Lerner-

gebnisse 
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Verfahren Zertifizierung 3-stufiges Verfahren; 
Bewerbung um Qua-
litätspreise: 

 Ludwig-Erhard-
Preis 

 EFQM-Excellence 
Award 

3-stufiges Verfahren:  
Zertifikat (Basis, 
Standard, Excellen-
ce) 

Zertifizierung Qualitätskreislauf:  

 Qualitätsentwick-
lung durch Anbie-
ter 

 Qualitätstestie-
rung: externe 
Evaluation 

 Festlegung weite-
rer Entwicklungs-
ziele 

Zertifizierung 

Bezugspunkt  -   -  ISO 9000ff.             
(& EFQM) 

ISO 9000ff. ISO 9000ff. & EFQM ISO 9000ff. 
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In der obigen Darstellung wird deutlich, dass die einzelnen QS-
Systeme das Ziel, eine „hohe Qualität der Weiterbildung“ sicherzu-
stellen, sehr unterschiedlich operationalisieren und messen. Damit 
können – je nach gewähltem Ansatz – unterschiedliche und nur 
wenig vergleichbare Aussagen über die Qualität von Weiterbil-
dungsmaßnahmen getroffen werden. Dabei ist für diese Unter-
scheidung nicht nur maßgeblich, ob es sich um die QS-
Maßnahmen handelt, die für den Weiterbildungsbereich entwickelt 
worden sind, oder ob es sich um branchenunabhängige QS-
Systeme handelt.  

Stark prozessorientierte Systeme wie bspw. ISO 9000ff. oder das 
QM-Stufenmodell dokumentieren vor allem, dass es dem Bil-
dungsdienstleister wichtig ist, den Wünschen seiner Kunden ge-
recht zu werden und dass er daher seine eigenen Prozesse immer 
wieder so anpasst, dass dies möglichst gelingt. Auch die Anwen-
dung des EFQM-Modells dokumentiert dies, hier werden jedoch 
die „Kund/-innen“ einer Institution breiter definiert. Ähnlich gelagert 
ist QESplus, wobei hier – im Unterschied zum klassischen ISO 
9000ff.-System – auch Anforderungen an die Bildungsprozesse 
gestellt werden. Damit kann bei der Anwendung des QESplus-
Systems von der Qualität der Prozesse stärker auch auf die Quali-
tät der Ergebnisse geschlossen werden.  

Wendet eine Bildungseinrichtung hingegen das DVWO-
Qualitätsmodell an, liegt ihr Hauptaugenmerk auf der Qualität des 
Lehrpersonals und dem Erfolg der Lehr- und Lernprozesse. Beim 
LQW-Modell ist der Maßstab für eine qualitativ hochwertige Bil-
dungsleistung die einrichtungsspezifische Definition von gelunge-
nem Lernen. Dieses QS-System geht von der Annahme aus, dass 
die Lernenden in hohem Maße selbst für ihren Lernerfolg verant-
wortlich sind und Bildungseinrichtungen in diesem Prozess nur ei-
ne unterstützende Funktion einnehmen können. Diese sollte aber 
qualitativ hochwertig sein.  

Über die vorgestellten institutionellen Ansätze hinaus kommen Gü-
tesiegel als Qualitätsnachweis zum Einsatz, welche von staatli-
chen Stellen vergeben werden. Das bekannteste Gütesiegel in der 
beruflichen Weiterbildung ist das gesetzlich im Fernunterrichts-
schutzgesetz verankerte ZFU-Siegel für Fernunterrichtsangebote. 
Für alle Anbieter, die Fernlehrangebote anbieten, greift seit 1977 
das FernUSG. Alle Fernlehrangebote müssen durch die Staatliche 
Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) zugelassen werden. Sowohl 
die ZFU als auch das Bundesinstitut für berufliche Bildung (BIBB) 
überprüfen vorab die Eignung der Lehrgänge anhand der Kriterien 
Lehrgangsziel, Zielgruppe, Didaktik und Methode, Lerninhalte, 
Lehrgangsmaterialien, Betreuung, Evaluation, Verträge sowie In-
formations- und Werbematerial (vgl. Stiftung Warentest 2008: 10). 
Sind alle Qualitätsstandards entsprechend der obigen Kriterien er-
füllt, wird das Gütesiegel verliehen. Die zugelassenen Fernlehr-
gänge werden im Ratgeber für Fernunterricht der ZFU, der viertel-
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jährlich erscheint, veröffentlicht. Ein weiteres solches staatliches 
Siegel ist bspw. auch die Anerkennung nach dem Bremer Weiter-
bildungsgesetz („Bremer Modell“), die auch die Anwendung eines 
prozessorientierten Qualitätsmanagement-Systems voraussetzt. 

  

3.3 QS-Instrumente in anerkannten Fort-
bildungen nach BBiG / HwO 

QS-Systeme beinhalten eine Reihe einzelner QS-Instrumente, 
welche zu einem Qualitätskreislauf zusammengeschlossen wer-
den. Dabei müssen im Bereich der beruflichen Bildung auch Ver-
fahren berücksichtigt werden, die gesetzlich vorgegeben sind. Die 
Gesetze zur Ordnung der beruflichen Fortbildung sind das BBiG 
sowie die HwO. In beiden Rechtsordnungen wird dabei das Prinzip 
der Zusammenarbeit zwischen Staat und Sozialpartnern bzw. den 
Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft festgelegt.6

3.3.1 Verfahren zur Entwicklung der Curricula 

 BBiG 
und HwO definieren damit einheitliche QS-Instrumente für die be-
rufliche Fortbildung. Darüber hinaus werden beide Rechtsordnun-
gen noch durch weitere Vereinbarungen und Empfehlungen der 
relevanten Akteure konkretisiert und ausgebaut. Im Folgenden 
werden die wichtigsten dieser Verfahren für anerkannte Fortbil-
dungen nach BBiG / HwO dargestellt. 

Es existieren rund 131 (vgl. BMBF 2008 und BMWi 2008) aner-
kannte und damit bundesweit gültige Fortbildungsverordnungen. 
Bundesweit geregelt sind z.B. die Fortbildungen zum Industrie-
meister, zum Fachwirt oder Fachkaufmann oder die Fortbildungs-
ordnungen für Handwerksmeister (vgl. § 53 I BBiG bzw. § 42 
HwO).  

Zusätzlich zu diesen anerkannten und bundesweit gültigen Fortbil-
dungsverordnungen können auch die zuständigen Stellen eigene, 
regionale Fortbildungsprüfungsregelungen erlassen, um damit 
spezifisch regionalem oder branchenspezifischem Bedarf flexibel 
Rechnung tragen zu können (vgl. § 54 BBiG bzw. § 42a HwO). Zu 
der Zahl dieser regional geregelten Fortbildungsverordnungen 
existiert keine umfassende Übersicht. Nach Auskunft der jeweili-
gen IHKn existieren jedoch allein bei den IHKn in den Landes-
hauptstädten knapp 800 regionale Fortbildungsverordnungen. 
Weitere IHK-Regionen und sonstige zuständige Stellen sind dabei 

                                                
6   Die Erfüllung der hoheitlichen Aufgaben der Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft im Rahmen der beruflichen 

Bildung werden über die Kammeraufsicht der Ländern geprüft. Damit existiert an dieser Stelle eine weiter Prüfinstanz, 
um die vorschriftsgemäße Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zur beruflichen Bildung trotz des überwiegend de-
zentralen Verfahren sicher zu stellen. 
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noch nicht berücksichtigt. Vor diesem Hintergrund kann ihre Zahl 
auf jeden Fall auf über 1.000 regionale Fortbildungsverordnungen 
geschätzt werden. Die Verantwortung für die Entwicklung der 
Fortbildungscurricula liegt bei der zuständigen Stelle. Um die Ver-
gleichbarkeit und Qualität der Verfahren und der Fortbildungsver-
ordnungen zu sichern, hat der Bundesausschusses für Berufsbil-
dung allerdings bereits 1979 Empfehlungen zu den Fortbildungs-
regelungen der zuständigen Stellen abgegeben (vgl. Bundesaus-
schuss 1979).  

Als weiteres und ergänzendes Instrument zur QS legt die Verein-
barung zur beruflichen Fortbildung zwischen dem Deutschen Ge-
werkschaftsbund (DGB) und Spitzenorganisationen der Wirtschaft 
die Kriterien und Verfahren fest, nach denen sie Fortbildungsrege-
lungen des Bundes und der zuständigen Stellen anstreben wollen 
(vgl. Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für die Berufsbildung 
2008). So ist in dieser Vereinbarung bspw. festgelegt, dass eine 
bundesweit gültige Fortbildungsordnung beantragt wird, wenn im 
selben Beruf über fünf Jahre hinweg in fünf Bundesländern min-
destens 500 Prüfungsteilnehmer/-innen zu konstatieren sind und 
es sich um eine Aufstiegsfortbildung handelt. 

Am eigentlichen Verfahren zur Erarbeitung bzw. zum Erlass einer 
Rechtsverordnung sind die Sozialpartner, Bund, Länder, BMBF 
bzw. BMWi und das BIBB beteiligt. Das Verfahren zum Erlass 
bundesweit gültiger Rechtsverordnungen im Bereich Industrie und 
Handel findet dabei in drei Phasen statt. Nach der Verfahrensein-
leitung (wichtig ist hier insbesondere eine Bedarfsprüfung) wird ein 
Entwurf durch den BIBB-Fachbeirat erarbeitet und mit den Wirt-
schafts- und Sozialpartnern diskutiert. In der dritten Phase wird 
über diesen Entwurf schließlich abgestimmt und die Rechtsverord-
nung erlassen. Um die Qualität des Erlasses zu sichern, bindet 
das BBiG den Erlass der Verordnung an eine wichtige Vorausset-
zung: Für den Erlass ist die Anhörung im Hauptausschuss des 
BIBB erforderlich. Der Hauptausschuss ist paritätisch besetzt und 
darüber hinaus sind hier auch Bund, Länder und Kommunen sowie 
die Wissenschaft vertreten. Im Handwerk ist das Verfahren eben-
falls in drei weitgehend ähnlichen Phasen organisiert. Das zustän-
dige Ministerium ist hier allerdings das BMWi. Die Erarbeitung der 
neuen Ordnungen wird dabei gemeinsam von Fachverbänden und 
Fachgewerkschaften unter Moderation des DHKT erarbeitet. Das 
Verfahren wird dabei von einer handwerksinternen Vereinbarung 
definiert. Die Einhaltung dieses Verfahrens ist ein zentrales Kriteri-
um für den Erlass einer neuen Rechtsverordnung durch das 
BMWi, das damit als externe Akkreditierungsinstanz fungiert. 

Für die Erarbeitung und den Erlass von besonderen Rechtsvor-
schriften auf regionaler Ebene durch die zuständigen Stellen ha-
ben die IHKs einen Qualitätsstandard für die Bedarfsermittlung 
und die Entwicklung von Fortbildungsprüfungen erarbeitet. Das 
Verfahren ist dabei in die gleichen Phasen gegliedert wie das Ver-
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fahren beim Erlass bundesweiter Verordnungen. Zusätzlich wird 
auch hier durch das BBiG ein weiteres Qualitätssicherungsinstru-
ment kodifiziert: Die jeweilige Verordnung ist vor dem Erlass durch 
den ebenfalls paritätisch besetzten regionalen Berufsbildungsaus-
schuss anzuhören.  

3.3.2 Strukturelemente des Curriculums  

Für beide Verordnungswege (bundesweite Regelungen und regio-
nale Regelungen) bestehen gesetzliche Vorgaben, die die Struk-
turelemente der Fortbildungsverordnungen definieren. Damit defi-
niert das BBiG den Qualitätsstandard für die Fortbildungsordnun-
gen. Festgelegt ist, dass die Verordnungen mindestens die Be-
zeichnung des Fortbildungsabschlusses, die Zulassungsvoraus-
setzung und insbesondere die Prüfungsanforderungen sowie das 
Prüfungsverfahren enthalten müssen (vgl. § 53 II BBiG; § 54 
BBiG). Ergänzt und präzisiert werden diese Vorgaben durch die 
entsprechenden Empfehlungen des Bundesausschusses für Be-
rufsbildung (vgl. Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für die Be-
rufsbildung 2008; Bundesausschuss 1976, 1979). 

3.3.3 Angewandte Kompetenzbegriffe 

Der beruflichen Fortbildung im Regelungsbereich von BBiG und 
HwO liegt berufliche Handlungskompetenz als zentraler Bezugs-
punkt zu Grunde: 

„Die berufliche Fortbildung soll es ermöglichen, die berufli-
che Handlungsfähigkeit zu erhalten und anzupassen oder zu 
erweitern und beruflich aufzusteigen.“ (§ 1 IV BBiG) 

Das novellierte BBiG definiert berufliche Handlungsfähigkeit als 
„notwendige berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten“. 
Die neue Gesetzesfassung löst die alte Definition ab, nach der be-
rufliche Handlungsfähigkeit als „notwendige berufliche Fertigkeiten 
und Kenntnisse“ definiert war. In dieser Neudefinition artikuliert 
sich auch die stärkere Kompetenzorientierung in der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung. Diese stärkere Kompetenzorientierung 
wird auch in den ordnungspolitischen Vorgaben zunehmend auf-
gegriffen und es wird versucht, die starke Orientierung an einer 
abgegrenzten Beruflichkeit und formalen Qualifikationen zuguns-
ten einer stärkeren Orientierung an beruflichen Kompetenzen zu-
mindest zu ergänzen. Exemplarisch für diesen Versuch einer stär-
keren Kompetenzorientierung in der beruflichen Fortbildung ist die 
Neuordnung des IT-Weiterbildungssystems in Deutschland, die 
2002 in Kraft trat. Auch für den Bereich der in BBiG und HwO 
normierten Fortbildungsordnungen ist hier die Abkehr von einem 
kursorientierten, theorielastigen Lernen hin zu einem handlungs-
orientierten und erfahrungsbasierten Kompetenzerwerb als konsti-
tutive Bestandteile eingeführt worden (vgl. Diettrich 2005: 14f.). Ein 
weiteres Indiz für die Kompetenzorientierung in der beruflichen 
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Fortbildung ist die Tatsache, dass ein Fortbildungsberuf in der Re-
gel über unterschiedliche Ausbildungsberufe erreicht werden kann. 
Der Fortbildungsberuf „Maschinenbautechniker/-in“ kann bspw. auf 
Grundlage unterschiedlicher Mechaniker-Ausbildungsberufe sowie 
auf Grundlage des Ausbildungsberufs „Technische/r Zeichner/-in“ 
erreicht werden. 

3.3.4 Gestaltung der Zielfunktionen  

Über die allgemeine Definition des Kompetenzbegriffes im BBiG 
hinaus sind die Zielfunktionen der anerkannten Fortbildungsver-
ordnungen nicht einheitlich bestimmbar sondern variieren in den 
unterschiedlichen Fortbildungsgängen. Für die jeweiligen Fortbil-
dungsordnungen müssen daher die Zielfunktionen individuell ab-
geleitet werden. 

3.3.5 Gestaltung der inhaltlichen und methodischen 
Anforderungen 

Basis für die Gestaltung der inhaltlichen und methodischen Anfor-
derungen in der beruflichen Fortbildung sind die Empfehlungen 
des Bundesausschusses für Berufsbildung über die „Kriterien und 
Verfahren für den Erlass von Fortbildungsordnungen und deren 
Gliederung“ sowie über die „Fortbildungsregelungen der zuständi-
gen Stellen“ aus den Jahren 1976 bzw. 1979. 

„In Fortbildungsregelungen sollen jeweils die konkreten An-
forderungen präzisiert und dargestellt werden. Die Regelun-
gen der beruflichen Fortbildung durch Rechtsvorschriften für 
die Prüfung bei den zuständigen Stellen sollte durch eine 
Lehrgangsempfehlung ergänzt werden, um ein vergleichba-
res Qualifikationsniveau zu ermöglichen.“ (Bundesausschuss 
1979) 

Mit diesen Empfehlungen des Bundesausschusses zur Ergänzung 
von Fortbildungsverordnungen soll der der Tatsache Rechnung 
getragen werden, dass Fortbildungsverordnungen nach BBIG / 
HwO in der Regel nicht einzelne Fortbildungsmaßnahmen definie-
ren, sondern in diesen Ordnungen nur die Prüfungen sowie die da-
für notwendigen Voraussetzungen geregelt werden. Die Lehr-
gangsempfehlungen sollen hier vereinheitlichend wirken und die 
inhaltlichen und methodischen Anforderungen von Fortbildungs-
gängen vereinheitlichen. 

Darüber hinaus werden die inhaltlichen und methodischen Anfor-
derungen der anerkannten Fortbildungsberufe in der „Systematik 
von Qualifikationsebenen in der geregelten Aufstiegsfortbildung 
nach BBiG“ aus dem Jahr 2000 konkretisiert. Diese Systematik de-
finiert für die Fortbildungsregelungen in Industrie und Handel drei 
Qualifikationsebenen als Grundlage für die Gestaltung der Rechts-
vorschriften für Fortbildungsordnungen des Bundes sowie der zu-
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ständigen Stellen und ordnet bestehende Fortbildungsregelungen 
diesen drei Qualifikationsebenen zu (vgl. BMBF 2002): 

 „Auf der ersten Ebene werden Fortbildungsabschlüsse ange-
ordnet, die sich von der Ausbildung durch bestimmte Zusatz-
qualifikationen abheben, wie sprachliche Qualifikationen, Be-
ratungskompetenzen, Spezialkenntnisse von Produkten und 
Produktionsverfahren. 

 Die zweite Qualifikationsebene ist das Niveau der mittleren 
Fach- und Führungskräfte, hier sind insbesondere die Ab-
schlüsse von Meistern, Fachwirten und Fachkaufleuten ange-
siedelt. 

 Der dritten Ebene sollen die Qualifikationen für die Leitungs-
funktionen mittelständischer Unternehmen bzw. von dezentra-
len Organisationseinheiten großer Unternehmen zugeordnet 
werden.“  

Diese Definition von Qualifikationsebenen stellt neben den Vorga-
ben des BBIG ein weiteres Instrument zur QS in der beruflichen 
Aufstiegsfortbildung dar.  

3.3.6 Ausgestaltungen von Prüfungen  

Für anerkannte Fortbildungsabschlüsse legt die Fortbildungsver-
ordnung das Ziel, Voraussetzungen und die Inhalte der jeweiligen 
Fortbildungsabschlussprüfung fest. Die Fortbildungsverordnung 
als Ordnungsvorgabe normiert die Prüfungsdurchführung einheit-
lich und stellt damit ein zentrales Instrument zur QS dieser Weiter-
bildungsabschlüsse dar. Analog zur beruflichen Ausbildung wer-
den die Prüfungen in diesen Fortbildungsgängen von den jeweils 
zuständigen Stellen bzw. dem dort eingerichteten Prüfungsaus-
schuss abgenommen (vgl. § 56 BBiG). Für bundesweit geregelte 
Fortbildungsordnungen können nach der Vereinbarung von DGB 
und den Spitzenverbänden der Wirtschaft zentrale Prüfungen 
durchgeführt werden – mit Ausnahme des Handwerks – dennoch 
sollen zentrale Prüfungen nicht grundsätzlich durchgesetzt wer-
den. In der Praxis werden für rund 50 verschiedene anerkannte 
Fortbildungsabschlüsse zentrale Prüfungsaufgaben gestellt, was 
als zusätzliches QS-Instrument wirken soll. Zu nennen ist an die-
ser Stelle insbesondere das QS-System der DIHK-Bildungs-
GmbH, das die Qualität für die bundeseinheitlich gestellten Prü-
fungsaufgaben sichert. Dazu wurde ein QS-System nach ISO 
9001:2000 installiert, das von der CERTQUA7

                                                
7   Als auf Bildungseinrichtungen spezialisierte Zertifizierungsgesellschaft der Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft 

und des Wuppertaler Kreises e. V. spielt die CERTQUA für die Zertifizierung der Qualitätssicherungsverfahren der 
Kammern eine wichtige Rolle. Wie oben dargestellt ist CERTQUA-Zertifizierung der Kammern freiwillig. 

 überwacht und zer-
tifiziert wird. Alle externen Partner (Experten, Druckereien, Kurier-
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dienste, usw.), die an der Erarbeitung der Prüfungsaufgaben betei-
ligt sind, werden schriftlich zu Einhaltung der Qualitätsstandards 
verpflichtet. Alle für die Aufgabenstellung notwendigen Prozessab-
läufe werden innerhalb dieses Systems dokumentiert, transparent 
und qualitätsgesichert. Die Einhaltung dieses Standards auf Ebene 
der einzelnen IHKn ist freiwillig. Zu Beginn des Jahres 2008 hatten 
sich 20 IHKn diesem externen Zertifizierungsverfahren unterzo-
gen. Damit eine bundesweit einheitliche Verfahrensweise auch für 
die nicht zentral geprüften Fortbildungsberufe gewährleistet ist, 
gibt es darüber hinaus eine ebenfalls zwischen den Wirtschafts- 
und Sozialpartnern abgestimmte Musterprüfungsordnung für die 
einzelnen Fortbildungsberufe. 

Im Bereich der Prüfungsverfahren des Handwerks nach §§ 44 und 
51a der HwO sichern die verantwortlichen Landesbehörden bzw. 
die mit der Geschäftsführung der Meisterprüfungsausschüsse be-
auftragten Handwerksammern die Qualität der Prozessabläufe. 
Die „Verordnung über die gemeinsamen Anforderungen in der 
Meisterprüfung im Handwerk“ (AMVO) sowie die „Verordnung über 
das Zulassungs- und Prüfungsverfahren für die Meisterprüfung im 
Handwerk“ (MPVerfVo) regeln die Qualitätsansprüche an die Prü-
fungsverfahren. Qualitätsansprüche werden innerhalb dieser Ver-
ordnungen für die Besetzung der Prüfungsausschüsse, das Zulas-
sungs- und Anmeldeverfahren sowie den Prüfungsablauf definiert. 
Die inhaltliche Qualität der Meisterprüfungen und damit die von 
dem potenziellen Handwerksmeister nachzuweisenden Hand-
lungskompetenzen werden ebenfalls in der AMVO sowie dem 
Meisterprüfungsberufsbild der gesetzlich definierten Meisterprü-
fungsverordnung festgelegt. 

3.3.7 Weitere wichtige QS-Instrumente für Weiterbildung in 
anerkannten Fortbildungsberufen 

Es wurde deutlich, dass für die anerkannten Fortbildungsberufe für 
zentrale qualitätsrelevante Dimensionen über die zentralen 
Rechtsvorschriften und die zusätzlichen Vereinbarungen der Wirt-
schafts- und Sozialpartner bereits einheitliche und detaillierte Re-
gelungen zu den Rahmenbedingungen und zentralen Abläufen der 
beruflichen Fortbildung bestehen. Zusätzlich werden diese QS-
Instrumente aufgewertet durch die lange Tradition und Erfahrung, 
über die die beteiligten Institutionen in der kooperativen Umset-
zung dieser Gesetze verfügen. 

Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass diese QS-Instrumente vor 
dem Hintergrund der Definition eines Qualitätssicherungssystems, 
dass dieser Studie zugrunde liegt, alleine noch kein QS-System 
darstellen, auch wenn dieses sich aus dem BBiG bzw. der HwO 
sowie den weiteren Vereinbarungen und Empfehlungen ableiten. 
Dazu müssen diese Instrumente in einen ganzheitlichen Qualitäts-
kreislauf integriert werden, der auch die Prozesse auf der Ebene 
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der einzelnen zuständigen Stelle sowie den Output der Fortbil-
dungsgänge in den Blick nimmt. 

Ein Beispiel für ein solches QS-System ist das der IHKn. Hier bil-
den die Vorgaben des BBiG als Qualitätsstandard die Grundlage 
des QS-Systems. Über die BBiG-Vorgaben hinaus kommen weite-
re Kriterien und Instrumente zur Qualitätssicherung im Bereich der 
beruflichen Fortbildung zum Einsatz und werden (sofern vorhan-
den) in das QS-System der jeweiligen IHK integriert. Beispiele für 
solche Instrumente sind die Qualitätsstandards für die Durchfüh-
rung von Fortbildungsprüfungen, verbindlich anzuwendende Mus-
terprüfungsordnungen sowie ein separat zertifiziertes QS-System 
für die Handhabung von Prüfungsaufgaben. Darüber hinaus evalu-
ieren IHKn und HWKn im Rahmen ihrer QS der beruflichen Fort-
bildung die Ergebnisse ihrer Arbeit. Die Instrumente sind hier Sta-
tistiken zu Prüfungen, Bestehensquoten, Geschlechterverteilung, 
Teilnehmer/-innenzahlen usw. sowie die fünfjährliche Erfolgsum-
frage der IHKs von Absolvent/-innen beruflicher Fortbildungen, in 
der die Verwertbarkeit der Prüfungen für Einzelpersonen und Un-
ternehmen abgefragt werden. Um die Rückkopplung der Ergebnis-
se dieser Evaluationen in einem kohärenten Qualitätskreislauf si-
cher zu stellen, müssen diese Ergebnisse in das QS-System ein-
fließen und ggf. Modifikationen in der Aufstiegsfortbildung nach 
sich ziehen. Derart weitreichende QS-Systeme sind noch nicht flä-
chendeckend für alle zuständigen Stellen erreicht. 

 

3.4 QS-Systeme in der beruflichen Ausbildung 

Für einen Vergleich der QS-Systeme in der beruflichen und aka-
demischen Bildung ist der Bereich der beruflichen Ausbildung vor 
allem von Bedeutung, weil ein qualifizierter beruflicher Ausbil-
dungsabschluss die Voraussetzung für die Teilnahme an einer 
Veranstaltung zur beruflichen Fortbildung in einem nach BBiG / 
HwO anerkannten Fortbildungsberuf ist. Damit wirkt sich die Quali-
tät der beruflichen Ausbildung indirekt auch auf die Qualität der be-
ruflichen Weiterbildung aus. Vor diesem Hintergrund sollen die 
wichtigsten Verfahren zur QS in der beruflichen Ausbildung im 
Folgenden ebenfalls dargestellt werden. Die Darstellung wird da-
bei jedoch deutlich kürzer und weniger ausführlich als für den Be-
reich der beruflichen Weiterbildung ausfallen, da die Absol-
vent/-innen beruflicher Ausbildungsgänge mit Absolvent/-innen 
akademischer Ausbildungsgängen auf dem Arbeitsmarkt nicht 
unmittelbar konkurrieren.  

QS-Systeme sind in der beruflichen Ausbildung noch weniger ver-
breitet als in der beruflichen Weiterbildung. Als ein in hohem Maße 
rechtlich normierter Bildungsbereich sind die grundlegenden QS-
Instrumente für die beruflichen Ausbildungen analog zur Aufstiegs-
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fortbildung gesetzlich im BBiG sowie in der HwO festgelegt. Darü-
ber hinaus ist die Angebotsseite des Ausbildungsmarkts im Unter-
schied zum Markt der Weiterbildungsanbieter sehr viel weniger 
marktförmig organisiert. Die hohe rechtliche Normierung, von 
Marktmechanismen vergleichsweise gut geschützte Bildungsan-
bieter haben den Druck zur Implementierung kohärenter QS-
Systeme bisher gemindert. Darüber hinaus gestaltet die Beteili-
gung unterschiedlicher Akteure in der dualen Ausbildung (Berufs-
schulen, Betriebe und Kammern) die Implementierung umfassen-
der Qualitätskreisläufe schwierig. 

Dennoch konnten sich auch die Akteure der beruflichen Ausbil-
dung dem Trend zur stärkeren QS ihrer Prozesse nicht entziehen. 
Sowohl auf der betrieblichen Ebene, als auch an den beruflichen 
Schulen haben QS-Systeme in den letzten Jahren an Bedeutung 
gewonnen.  

Betriebliche Ebene Insbesondere große Unternehmen haben in 
den letzten Jahren umfassende QS-Systeme eingeführt. Aufgrund 
der umfassenden Erfahrung großer Unternehmen in anderen Kon-
texten war die Akzeptanz für solche Ansätze vergleichsweise 
hoch. Unternehmen griffen dabei entweder auf bestehende Kon-
zepte wie bspw. EFQM oder ISO 9000ff. zurück oder entwickelten 
– angelehnt an diese Tools – eigene Modelle wie bspw. bei EADS, 
Lufthansa Technik oder VW (vgl. Euler 2005: 51ff.; Ebbinghaus 
2006). Die wichtigsten Instrumente, die innerhalb dieser Qualitäts-
sicherungssysteme zum Einsatz kommen, sind Kennzahlen, wel-
che die für die betriebliche Ausbildung festgelegten Qualitätsziele 
operationalisieren. Hinzu kommen unterschiedliche Feedbacksys-
teme, die anhand von Fragebögen bzw. 360°-Feedbacks die Qua-
lität der Ausbildung erheben. Dabei werden Auszubildende und 
Ausbilder/-innen immer in das Feedback einbezogen, Lufthansa 
Technik bezieht darüber hinaus auch die Mitauszubildenden in das 
Feedback mit ein. 

Schulische Ebene Auch an beruflichen Schulen sind in letzter 
Zeit vermehrt QS-Instrumente zum Einsatz gekommen. Im Gegen-
satz zu den betrieblichen Ansätzen ist Qualitätsentwicklung an be-
ruflichen Schulen ein noch vergleichsweise neues Thema. Ihre 
Bedeutung hat erst mit den Bemühungen um einen höhere Auto-
nomie von Schulen gegenüber Politik und Schulverwaltung und 
der damit verbundenen Frage nach einer Ergebnisverantwortung 
zugenommen. Analog zum betrieblichen Bereich finden bspw. QS-
Systeme wie EFQM oder ISO 9000ff. auch an Schulen Anwen-
dung. Darüber hinaus werden in meist landesweiten Modellversu-
chen weitere Konzepte erprobt (bspw. ProReKo in Niedersachsen) 
oder sind erst kürzlich als Gesetz formuliert worden (OES in Ba-
den-Württemberg, eigenständige Schule in NRW). Die Modellver-
suche erheben den Anspruch, die besondere Realität von berufli-
chen Schulen stärker als die herkömmlichen QS-Modelle berück-
sichtigen zu können. Dies gilt auch für weniger bekannte, aber 
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dennoch für die pädagogische Anwendung entwickelte Systeme 
wie Q2E oder EDUQUA. Die Akzeptanz der neuen Systeme soll 
sich dadurch deutlich erhöhen. Gleichzeitig erweist es sich als gu-
te Lösung, unabhängig vom implementierten Modell den Schulen 
gewisse Freiräume dahingehend einzuräumen, welche Prioritäten 
sie im Rahmen eines QS-Systems setzen wollen (vgl. Euler 2005: 
65ff). Die zentralen Instrumente der QS-Systeme an den Schulen 
sind dabei interne und externe Evaluierungen. Die externen Eva-
luierungen werden dabei in der Regel von den Schulaufsichtsbe-
hörden oder assoziierten Institutionen vorgenommen. Evaluiert 
werden dabei die von den Schulen definierten Qualitätsziele.  

Rechtlich kodifizierte QS-Instrumente Analog zum Bereich der 
anerkannten Fortbildungen nach BBiG / HwO definiert das BBiG 
auch für die berufliche Ausbildung Vorgaben, die qualitätssichernd 
für die berufliche Ausbildung wirken: Verfahren zur Entwicklung 
der Curricula (auch bei qualitätssichernder Neuordnungen) inklusi-
ve der Rolle von Kammern, Berufsbildungsausschüssen und Lan-
desausschüssen für die Regelung der Berufsbildung, Strukturele-
mente des Curriculums, angewandte Kompetenzbegriffe, Zielfunk-
tionen, inhaltliche und methodische Anforderungen, Ausgestaltung 
der Prüfungen sowie die Rolle von Berufsbildungsausschüssen – 
teilweise sogar detaillierter als für die berufliche Fortbildung. Bspw. 
definieren die Ausbildungsordnungen im Unterschied zu den Fort-
bildungsordnungen nicht nur die Prüfungen und die dazu notwen-
digen Zulassungsvoraussetzungen sondern enthalten mit dem 
Ausbildungsrahmenplan auch Aussagen zur inhaltlichen und zeitli-
chen Gliederung der Ausbildung. Auch für die berufliche Ausbil-
dung gilt damit, dass die QS-Systeme, die an den unterschiedli-
chen Lernorten der beruflichen Ausbildung zum Einsatz kommen, 
diese qualitätssichernden Vorgaben in die spezifischen Systeme 
integrieren müssen.  

Im Unterschied zur Darstellung der QS-Instrumente in den aner-
kannten Fortbildungsberufen sollen die Verfahren, welche das 
BBiG für die berufliche Ausbildung kodifiziert an dieser Stelle nicht 
näher ausgeführt werden, da die QS-Systeme der beruflichen 
Ausbildung auch in die sich anschließende Synopse aus den ein-
leitend bereits dargestellten Gründen nicht einbezogen werden.  

Abschließend soll betont werden, dass sich die QS in der berufli-
chen Bildung insbesondere in ihrer qualitativen Dimension von den 
Anforderungen an QS-Systeme im akademischen Bereich unter-
scheidet: Aufgrund der Herausforderung, einerseits zu bundesein-
heitlichen Regelungen zu kommen und andererseits die vielen un-
terschiedlichen Akteure, die in der beruflichen Ausbildung für die 
Qualität mitverantwortlich sind, einzubeziehen, kann sich die Qua-
litätsdiskussion nicht nur auf einen Lernort oder einzelne Akteure 
beschränken, sondern muss das Zusammenspiel aller in den Blick 
nehmen. Ähnliches gilt für die Herausforderung, Aus- und Weiter-
bildung auch in der QS zu verzahnen (vgl. Krekel / Balli 2006: 28). 
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4 Qualitätssicherungssysteme in der akademi-
schen Bildung 

4.1 Qualitätsbegriffe im Hochschulbereich 

4.1.1 Funktionale und qualitative Diversifizierung des 
deutschen Hochschulsektors 

Eine mindestens gute, möglichst aber überdurchschnittliche For-
schungs- und Studienqualität gilt mittlerweile als der entscheiden-
de Faktor für die Sicherung des Organisationserfolgs von deut-
schen Universitäten und Fachhochschulen. Nicht nur der Umfang 
der finanziellen und personellen Ausstattung von Universitäten und 
Fachhochschulen ist mehr denn je von Qualitätsnachweisen ab-
hängig, auch die institutionellen Entwicklungsmöglichkeiten hän-
gen davon ab. Und das obwohl sich „Qualität“ im Hochschulbe-
reich nur schwer definieren und damit operationalisieren lässt. 
Gemeinhin wird sie als schwer fassbares, mehrdimensionales 
Konstrukt (Matul / Scharitzer 2002: 609) beschrieben, dessen Be-
wertung stark von den Zielsetzungen der jeweiligen Forschungsak-
tivitäten und Studienangebote abhängt. Alles in allem haben wir es 
im Hochschulbereich mit einer Vielzahl von „Qualitäten“ zu tun, die 
nicht nur fachspezifisch sondern auch je nach Hochschultyp variie-
ren. Dementsprechend individuell und heterogen fallen die Quali-
tätsdefinitionen aus. Welche Beschaffenheit und Güte der Leistun-
gen in Forschung und Studium eine Hochschule anstrebt, wird 
maßgeblich vom Profil einer Hochschule sowie den spezifischen 
Ausbildungszielen der Studiengänge bestimmt (fitness for 
purpose8

Mitte der 90er Jahre setzte im deutschen Hochschulsystem eine 
massive „Differenzierung funktionaler und/oder qualitativer Art“ 
(Breitbach 2007: 739) ein. Dafür gibt es mehrere Gründe: Zu-
nächst die Einführung des New Public Management in der staatli-
chen Hochschulsteuerung, welche durch eine Reihe betriebswirt-
schaftlicher Instrumente den Wettbewerb um Budgetmittel forciert 
(Nickel 2007b: 47ff.), dann der Aufbau des europäischen Hoch-
schul- und Forschungsraumes, welcher eine institutionelle Diversi-
fizierung der europäischen Hochschulen bei gleichzeitiger Quali-

). Bundeseinheitliche Regelungen oder gar gesetzliche 
Vorgaben bezogen auf die Qualität der gezeigten Leistungen exis-
tieren im deutschen Hochschulbereich nicht.   

                                                
8   Im Zuge der Bologna-Reform ist fitness for purpose das am meisten gebräuchliche Qualitätskonzept (vgl. Carsten-

sen/Hofmann 2006, S. 7). Qualität wird danach bewertet, in welchem Ausmaß ein Studiengang seine Ausbildungsziele 
erfüllt.      
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tätssteigerung vorantreibt9 und nicht zuletzt die Föderalismusre-
form im Jahr 2006, welche den Bundesländern die (fast) alleinige 
Verantwortung für ihre Hochschulen gibt und damit die Unter-
schiedlichkeit zwischen den Hochschulstandorten in Nord und 
Süd, Ost und West extrapoliert. Es gibt 16 Hochschulgesetze und 
hochschulpolitische Programme, die spezifische Rahmenbedin-
gungen setzen. Das sorgt für eine relative Unübersichtlichkeit. 
Laut Statistik der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) gab es im 
Dezember 2008 in Deutschland insgesamt 234 öffentliche Hoch-
schulen (109 Universitäten, 192 Fachhochschulen und Hochschu-
len ohne Promotionsrecht, 55 Musik- und Kunsthochschulen) so-
wie 122 private und kirchliche Hochschulen (21 Universitäten, 92 
Fachhochschulen und Hochschulen ohne Promotionsrecht, 9 Mu-
sik- und Kunsthochschulen)10. Hinzu kommen 51 teils private, teils 
staatliche Berufsakademien11

4.1.2 Kopplung von Forschung und Lehre 

 mit dualem Studienangebot, d.h. ei-
ner Kombination aus beruflicher und akademischer Bildung. Diese 
Fülle akademischer Einrichtungen differenzieren individuelle Profi-
le aus, mit denen sie unterschiedliche Zielgruppen auf dem deut-
schen Bildungsmarkt ansprechen. 

Je nach Hochschultyp spielt die Qualität von Lehre und Studium 
für den Organisationserfolg eine unterschiedliche Rolle. Während 
der Stellenwert bei Berufsakademien sehr hoch ist, hängen Re-
nommee und Ressourcenausstattung wissenschaftlicher Hoch-
schulen wesentlich stärker von der Qualität der Forschung ab. Das 
gilt in besonderem Maße für Universitäten, die ihre Leistungsfähig-
keit in erster Linie an ihrem Forschungserfolg messen und bei de-
nen die Lehre nach wie vor eine Art „Kuppelprodukt“ der For-
schung ist (gute Forschung bedingt gute Lehre / Einheit von For-
schung und Lehre). Bei den staatlichen Fachhochschulen, welche 

                                                
9   Vgl. dazu die Studie „Mapping Diversity“ (CHEPS 2008), welche eine Klassifikation europäischer Hochschulen nach 

Parametern wie z.B. angebotene Studienabschlüsse, Forschungsprofil, Engagement im lebenslangen Lernen und 
Größe vorschlägt.  

10  Vgl. HRK-Hochschulkompass: http://www.hochschulkompass.de/kompass/xml/index_hochschule.htm, Zugriff am 
15.12.2008. 

11  Vgl. Online-Portal „studieren.de“: http://www.studieren.de/berufsakademien.0.html, Zugriff am 15.12.2008. Bei den 
Berufsakademien werden zwei Typen unterschieden: Der Typ „Baden-Württemberg“ und der Typ „Sonstige Berufs-
akademien“. Der Typ „Baden-Württemberg“ ist eine Einrichtung in staatlicher Trägerschaft und zeichnet sich vor allem 
durch seine hohe Praxisorientierung in Rahmen seiner dualen Studienangebote aus. Diese führen zu Diplom- oder 
Bachelor-Abschlüssen, welche Fachhochschulabschlüssen gleichgestellt sind. Berufsakademien dieses Typs gibt es 
außer in Baden-Württemberg in den Bundesländern Sachsen, Thüringen und Berlin (vgl. 
http://www.studienwahl.de/index.aspx?e1=3&e2=5&e3=1&e4=0&e5=0&e6=0&tn=0, Zugriff am 15.12.08). Baden-
Württemberg betreibt seit 1974 eine landesweite Berufsakademie mit mehreren Standorten, welche sich in der engli-
schen Übersetzung als „University of Cooperative Education“ bezeichnet (vgl. http://www.ba-bw.de/babw/, Zugriff am 
15.12.08). Den Typ „Sonstige Berufsakademien“ ist eine Einrichtung in vorwiegend privater Trägerschaft und es gibt 
ihn in den Bundesländern Hessen, Niedersachsen, Hamburg, Saarland und Schleswig-Holstein. Sie wenden sich mit 
ihrem Diplom- und Bachelor-Studienangebot vor allem an Abiturient/-innen. Der Typ „Sonstige Berufsakademien“ un-
terscheidet sich vom Typ „Baden-Württemberg“ vor allem durch die Ausbildungsdauer, Anteil der Praxisphasen und 
Anteil des hauptamtlichen Lehrkörpers (vgl. http://www.studienwahl.de/index.aspx?e1=3&e2=5&e3=2&e4 
=0&e5=0&e6=0&tn=0, Zugriff am 15.12.08).   
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in den 70er Jahren als anwendungsorientierte Ergänzung zu den 
wissenschaftlichen Universitäten gegründet wurden, besitzen die 
Ausbildungsfunktion und deren Qualität nach wie vor ein hohes 
Gewicht, doch ist im Zuge eines Academic Drift der Stellenwert der 
Forschungsqualität deutlich gewachsen. Mit Academic Drift ist eine 
Entwicklung in den zurückliegenden 15 Jahren gemeint, welche 
durch eine Annäherung der Fachhochschulen an Universitäten ge-
kennzeichnet ist. Deutsche Fachhochschulen, die sich in der eng-
lischen Übersetzung bereits seit längerem Universities of Applied 
Sciences nennen, bauen ihre Wissenschaftlichkeit kontinuierlich 
aus. Dies äußert sich z.B. in der Forderung, das bislang den Uni-
versitäten vorbehaltene Promotionsrecht auch auf Fachhochschu-
len zu übertragen. Damit erhielten diese auch die Möglichkeit, ei-
nen wissenschaftlichen Mittelbau zur Stärkung der Forschungsak-
tivitäten aufzubauen.  

Generell lässt sich feststellen, dass sich in Deutschland nur solche 
Einrichtungen „Hochschule“ nennen dürfen, die Lehre und For-
schung betreiben. Dies betrifft auch die privaten Hochschulen. 
Diese sind zwar häufig primär um ein monodisziplinäres Studien-
angebot aufgebaut12, müssen aber auch Forschungsaktivitäten 
nachweisen. Der Nachweis wird im Rahmen der „Institutionellen 
Akkreditierung“13

4.1.3 Studienqualität als Kernziel des Bologna-Prozesses 

 erbracht, welche vom Wissenschaftsrat durchge-
führt wird und eine Voraussetzung für die staatliche Anerkennung 
ist.  

Im Leistungsportfolio der meisten Hochschulen besitzt die For-
schungsqualität zwar einen dominanten bzw. wachsenden Stel-
lenwert, doch erfährt die Qualität von Lehre und Studium seit rund 
zehn Jahren eine kontinuierliche Aufwertung. Eine entscheidende 
Rolle dafür spielt der Start des Bologna-Prozesses im Jahre 1999. 
Dabei handelt es sich um ein europapolitisches Agreement, dem 
inzwischen 46 Staaten beigetreten sind14. Dieses zielt darauf ab, 
einen möglichst homogenen europäischen Hochschulraum mit ei-
nem dreigliedrigen Studiensystem (Bachelor / Master / PhD) zu 
konstituieren, welcher die Mobilität der Studierenden15

                                                
12  So z.B. die Bucerius Law School in Hamburg, die sich auf die Ausbildung von Jurist/-innen spezialisiert hat, oder die 

European Business School in Östrich-Winkel mit ihrem vorwiegend betriebswirtschaftlich ausgerichteten Studienan-
gebot. 

 fördert so-

13  Bei der Institutionellen Akkreditierung überprüft ein Expertengremium die Qualität von Forschung und Lehre einer 
privaten Hochschule. Das Verfahren geht in der Regel der staatlichen Anerkennung voraus (Wissenschaftsrat 2006: 
5ff.). Die staatliche Anerkennung erfolgt durch das zuständige Ministerium des Bundeslandes, in welchem die private 
Hochschule ihren Sitz hat. 

14  Vgl. die offizielle Bologna-Website: http://www.ond.vlaanderen.be/hogeronderwijs/bologna/, Zugriff am 26.12.08. 
15  Ein wesentliches Instrument zur Mobilitätsförderung der Studierenden ist die gegenseitige Anerkennung der Studien-

leistungen über das European Creditpoint Transfer System (ECTS). Das bedeutet, dass Studienleistungen, welche in 
einem Bologna-Staat erworben wurden, auf das Studium im Heimatland angerechnet werden. Voraussetzung dafür ist 
das Vertrauen in die Studienqualität der Hochschulen im Bologna-Raum.   
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wie durch die Ausweitung und Verbesserung der akademischen 
Bildung die Wirtschaftskraft Europas stärkt. Um diese Ziele zu er-
reichen, bedarf es einer u.a. vergleichbaren Studienstruktur und 
Qualität der Studienangebote in den Bologna-Staaten. Als Richtli-
nie dafür dienen die European Standards and Guidelines (ESG)16. 
Diese definieren nicht, durch welche Merkmale eine hohe Studien-
qualität gekennzeichnet ist, sondern sie empfehlen eine Reihe von 
Verfahren zur Qualitätssicherung in Studium und Lehre, die alle 
Hochschulen der Bologna-Staaten anwenden sollten. Der Katalog 
hochschulinterner Qualitätssicherungsverfahren umfasst laut ESG 
folgende Aspekte17

1.1 Policy and procedures for quality assurance: Institutions should 
have a policy and associated procedures for the assurance of the 
quality and standards of their programmes and awards. They 
should also commit themselves explicitly to the development of a 
culture which recognises the importance of quality, and quality as-
surance, in their work. To achieve this, institutions should develop 
and implement a strategy for the continuous enhancement of qual-
ity. The strategy, policy and procedures should have a formal 
status and be publicly available. They should also include a role for 
students and other stakeholders. 

:  

1.2 Approval, monitoring and periodic review of programmes and 
awards: Institutions should have formal mechanisms for the ap-
proval, periodic review and monitoring of their programmes and 
awards. 

1.3 Assessment of students: Students should be assessed using 
published criteria, regulations and procedures which are applied 
consistently. 

1.4 Quality assurance of teaching staff: Institutions should have 
ways of satisfying themselves that staff involved with the teaching 
of students are qualified and competent to do so. They should be 
available to those undertaking external reviews, and commented 
upon in reports. 

1.5 Learning resources and student support: Institutions should 
ensure that the resources available for the support of student 
learning are adequate and appropriate for each programme of-
fered. 

1.6 Information systems: Institutions should ensure that they col-
lect, analyse and use relevant information for the effective man-
agement of their programmes of study and other activities. 

                                                
16  Quelle: http://www.enqa.eu/files/ESG_v03.pdf, Zugriff am 26.12.08. 
17  Quelle: http://www.enqa.eu/files/ESG_v03.pdf, Zugriff am 26.12.08, S. 7. 
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1.7 Public information: Institutions should regularly publish up to 
date, impartial and objective information, both quantitative and 
qualitative, about the programmes and awards they are offering. 

Das Besondere am Bologna-Prozess ist, dass er nicht auf rechtlich 
bindenden Verträgen beruht. Vielmehr gehen die Mitgliedsstaaten 
eine Selbstverpflichtung ein, die sie auf nationaler Ebene unter-
schiedlich stringent umsetzen (Witte 2008). Mit seinem Kulturföde-
ralismus stellt Deutschland im europäischen Hochschulraum eine 
Ausnahme dar. Der Bund besitzt kaum Kompetenzen und wenn, 
dann nur in der Forschungsförderung. Die akademische Bildung 
untersteht der Länderhoheit18. Die meisten der 16 deutschen Bun-
desländer haben ihre Hochschulen mittels staatlicher Steuerungs-
instrumente wie vor allem Zielvereinbarungen dazu verpflichtet, ih-
re Studienstruktur weitgehend auf Bachelor- und Masterabschlüs-
se umzustellen – mit Erfolg. Von den insgesamt 13.487 Studien-
gängen bundesweit schließen 10.402 mit einem Bachelor- oder 
Mastertitel ab19

4.1.4 Qualitätsprüfung durch Akkreditierung 

. Länderspezifische Qualitätsstandards gibt es 
nicht. Die meisten Hochschulgesetze verpflichten die Hochschu-
len, Qualitätssicherung in Lehre, Studium und Forschung zu be-
treiben, ohne allerdings Details vorzugeben. Die Gestaltung der in-
ternen Qualitätssicherungsverfahren ist Teil der Hochschulauto-
nomie.  

In Deutschland hat sich mit Einsetzen des Bologna-Prozesses ein 
System der externen Qualitätskontrolle von Studium und Lehre 
etabliert und zwar die Studiengangsakkreditierung. Alle Landes-
hochschulgesetze enthalten Regelungen, wonach diese externe 
Qualitätsprüfung Voraussetzung für die staatliche Anerkennung 
von Studienprogrammen bzw. für den Betrieb von Studienpro-
grammen ist (vgl. Akkreditierungsrat 2007). Die Akkreditierungs-
verfahren werden durch zehn staatsfern organisierte Agenturen 
durchgeführt, welche dafür eine Zulassung des deutschen Akkredi-
tierungsrates benötigen20

                                                
18  Im Zuge der Föderalismusreform ist die Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes aus dem Grundgesetz gestri-

chen worden. Im Hochschulbereich hat der Bund nur noch per konkurrierender Gesetzgebung die Möglichkeit, Rege-
lungen in den Bereichen „Hochschulzugang“ und „Hochschulabschlüsse“ zu erlassen. Der Bundesrat stimmte in erster 
Lesung der Aufhebung des  Hochschulrahmengesetzes (HRG) zum 1. Oktober 2008 zu (vgl. Gesetz zur Aufhebung 
des Hochschulrahmengesetzes).   

. Der Akkreditierungsrat und damit auch 
die Akkreditierungsagenturen sind an die Beschlüsse der Kultus-
ministerkonferenz (KMK) gebunden. Im Rahmen der Studien-
gangsakkreditierung wird vor allem die Bologna-Konformität der 

19  Vgl. http://www.hochschulkompass.de/kompass/xml/index_stud.htm, Zugriff am 26.12.08. 
20  Genauer zu Aufbau und Funktionsweise des deutschen Akkreditierungssystems vgl. KMK 2008 und Kehm 2007. In 

Deutschland hat sich ein Akkreditierungsmarkt herausgebildet, auf dem die Hochschulen zwischen Agenturen wählen 
können, die sie mit der Akkreditierung von Studiengängen beauftragen (vgl. Carstensen / Nickel 2005). Nähere Infor-
mationen zum Akkreditierungsrat siehe http://www.akkreditierungsrat.de/, Zugriff am 26.12.08. Dort findet sich auch 
ein Überblick über die zugelassenen Akkreditierungsagenturen.  
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Bachelor- und Masterstudiengänge, so z.B. die Umsetzung der 
ESG und der Vorgaben der KMK (2003)21

 Wissenschaftliche Befähigung, 

, sowie die Qualität des 
jeweiligen Studiengangs überprüft. Maßstab hierfür sind die Quali-
fikationsziele welche im wesentlichen folgende Bereiche betreffen: 

 Befähigung, eine qualifizierte Beschäftigung aufzunehmen, 

 Befähigung zum zivilgesellschaftlichen Engagement und 

 Persönlichkeitsentwicklung.  

Die detaillierte inhaltliche Ausgestaltung dieser Zieldimensionen ist 
der Hochschule überlassen (Akkreditierungsrat 2008: 1): „Als 
Grundlage für eine qualitätsorientierte Durchführung hat die Hoch-
schule ein eigenes Verständnis von Qualität in Studium und Lehre 
entwickelt und dokumentiert. Dieses Qualitätsverständnis leitet 
sich aus dem Selbstverständnis der Hochschule und dem daraus 
resultierenden besonderen Profil der Hochschule ab. Es schlägt 
sich nieder in: 

 der Formulierung der Qualifikationsziele des Studiengangs, 

 der zielführenden Entwicklung und konsequenten Umsetzung 
eines Studiengangkonzepts, 

 und einem umfassenden Konzept der Qualitätssicherung“  

Dementsprechend orientieren sich ebenso die Prüfungen primär 
„am Erreichen und Überprüfen von definierten Bildungszielen“ 
(Akkreditierungsrat 2008: 3).  

In dem Papier zur „Künftigen Entwicklung der länder- und hoch-
schulübergreifenden Qualitätssicherung in Deutschland“ (KMK 
2002) wird als hauptsächliche Methode der Akkreditierung das 
Peer Review22

                                                
21  Die Thesen zur Bachelor- und Masterstruktur an Universitäten und Fachhochschulen (KMK 2003) gelten nicht für BA-

Abschlüsse an Berufsakademien. Dazu gibt es einen gesonderten KMK-Beschluss (KMK 2004). Anforderungen an 
BA-Studiengänge von Berufsakademien sind u.a. eine dreijährige Dauer mit 180 ECTS, Betreiben einer nachhaltigen 
Qualitätssicherung, Zulassung von Studierenden nur mit Abitur oder Fachhochschulreife sowie Unterricht durch einen 
hauptberuflichen Lehrkörper, welcher den Anforderungen von FH-Professor/-innen genügt.  

 benannt: „Die Gleichwertigkeit einander entspre-
chender Studienleistungen, Prüfungsleistungen und Abschlüsse im 
Sinne von § 9 HRG kann durch die Gewährleistung der Akkreditie-

22  Der Terminus Peer Review bedeutet zunächst einmal, dass eine wissenschaftliche Leistung von externen Gutach-
ter/-innen (Peers) beurteilt wird. Insofern können Peer Reviews verschiedene Formen annehmen, so z.B. als Begut-
achtung von eingereichten Zeitschriftenartikeln, die nur dann veröffentlicht werden, wenn sie vorher anhand festgeleg-
ter Kriterien positiv bewertet wurden. Wenn im Folgenden von Peer Review die Rede ist, ist ein Verfahren gemeint, 
das aus einer kombinierten internen und externen Evaluation besteht, welche auf die Lehr- und Forschungsqualität 
von Fächern, Fakultäten/Fachbereichen, Instituten, Forscher/-innengruppen und ähnlichen organisatorischen Einhei-
ten bezogen ist. Dieses Verfahren ist auch unter dem Fachbegriff „Informed Peer Review“ bekannt. 
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rungsverfahren und die inhaltliche Überprüfung der Studiengänge 
im Wege von Peer Review hinreichend gesichert werden. Dabei ist 
davon auszugehen, dass ein fachlicher Konsens hinsichtlich der 
wesentlichen inhaltlichen Anforderungen eines Studiengangs sei-
tens der Peers besteht. ‚Gleichwertigkeit‘ im Sinne von § 9 HRG 
verlangt keine auf die einzelnen Studieninhalte und Prüfungsge-
genstände bezogene Gleichheit, sondern eine strukturelle und 
formale Übereinstimmung, die gewährleistet, dass einander ent-
sprechende Abschlüsse hinsichtlich des erzielten Ausbildungsni-
veaus gleichwertig sind, das heißt, den für dieses Abschlussniveau 
erforderlichen Mindestanforderungen genügen“ (KMK 2002: 13f.). 
Demnach hängt also die qualitative Beurteilung des jeweiligen 
Studiengangs wesentlich von den Urteilen der Peers ab, d.h. den 
bei der Begutachtung eingesetzten Fachexpert/-innen.  

Nach dieser Methode arbeiten alle sieben der in Deutschland zu-
gelassenen Akkreditierungsagenturen. Ein typisches Akkreditie-
rungsverfahren läuft folgendermaßen ab: Zunächst erstellen die 
Hochschulen bezogen auf den zu akkreditierenden Studiengang 
einen Selbstbericht, in dem die Bologna-Kompatibilität sowie wei-
tere Qualitätskriterien abgefragt werden. Letztere können je nach 
Qualitätsverständnis der beauftragten Agentur unterschiedlich aus-
fallen23

Insgesamt lässt sich festhalten, dass den Akkreditierungsverfahren 
keine eindeutigen inhaltlichen Qualitätsdefinitionen zugrunde lie-
gen. Vielmehr erfolgt die Qualitätsfeststellung auch in diesem Fall 
auf Basis des im Kapitel 4.1.1 beschriebenen Grundprinzips der 
fitness for purpose.  

. Auf Basis dieses Selbstberichts erfolgt der Vor-Ort-
Besuch der Gutachter/-innengruppe, deren Auswahl und Zusam-
mensetzung von der Agentur vorgenommen wird. Die Peers ferti-
gen ihrerseits einen Bericht an und am Ende trifft eine Kommission 
der Agentur die Entscheidung, ob der Studiengang die Akkreditie-
rung erfolgreich durchlaufen hat und damit die Voraussetzung für 
die staatliche Zulassung erfüllt. 

4.1.5 Qualitätsmessung und Qualitätsvergleiche 

In jüngster Zeit nehmen Versuche zu, die Qualität von Forschung 
sowie Lehre und Studium nicht nur durch Expert/-innenurteile im 
Rahmen von Peer Review-Verfahren zielorientiert zu überprüfen, 
sondern diese auch anhand geeigneter Indikatoren ergebnisorien-
tiert zu messen. Das gilt insbesondere für die universitäre For-
schung (vgl. z.B. Hornbostel 2006). Hier haben sich eine Reihe na-
tionaler Rankings und Ratings etabliert wie z.B. des Wissen-
schaftsrates (Wissenschaftsrat 2007), der Deutschen Forschungs-

                                                
23  Die Agenturen geben den Hochschulen einen Leitfaden an die Hand, dessen Frageraster die Gliederung für den 

Selbstbericht bildet. Die Agenturen bilden unterschiedliche Profile aus, um sich auf dem deutschen Akkreditierungs-
markt voneinander abzusetzen und unterschiedliche Kundengruppen anzusprechen.   
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gemeinschaft (DFG 2006) oder des CHE Centrum für Hochschul-
entwicklung (Berghoff et al. 2008). Auch diese leisten einen Bei-
trag dazu, dass sich Hochschulen qualitativ vergleichen müssen – 
auch wenn die methodische Kritik vieler Hochschullehrer/-innen an 
diesem Instrumentarium erheblich ist. Häufig wird die Aussagekraft 
der gewählten Indikatoren angezweifelt und diesen eine unzuläs-
sige Komplexitätsreduktion vorgeworfen (vgl. z.B. Jochum 2008).  

In Lehre und Studium ist die Diskussion um Indikatoren und Quali-
tätsvergleiche weniger weit entwickelt. So hat der Wissenschafts-
rat in seiner aktuellen Empfehlung zur Qualitätsverbesserung von 
Studium und Lehre im Kapitel zur Qualitätsbewertung kein Krite-
rien- oder Indikatorenset für gute Qualität genannt, sondern dafür 
plädiert, sowohl die studentische Lehrveranstaltungsevaluation per 
Fragebogen als auch das zielbezogene Peer Review systemati-
scher als bislang in den Hochschulen anzuwenden (Wissen-
schaftsrat 2008: 46-47). Indikatorenbasierte Rankings gibt es in 
diesem Bereich nur wenige. Eines der anerkanntesten in Deutsch-
land ist das des CHE Centrum für Hochschulentwicklung (CHE 
Hochschulranking 2008). Dieses verzichtet allerdings bewusst auf 
die Bildung einer Rangfolge der untersuchten Studiengänge. Das 
Ziel ist vielmehr, Studieninteressent/-innen Informationen an die 
Hand zu geben, um eine bewusste Entscheidung für den Studien-
ort treffen können. Qualitätsindikatoren des CHE Hochschulran-
kings sind: Forschungsreputation, Forschungsgelder, Methoden-
ausbildung, Bibliotheksausstattung, Betreuung, Studiensituation 
insgesamt.  

Darüber hinaus gibt es als bundesweiten repräsentativen Ver-
gleich den „Studienqualitätsmonitor“ (Bargel et al. 2008). Für diese 
regelmäßig durchgeführte Untersuchung werden Studierende aus 
ganz Deutschland nach ihrer Zufriedenheit mit dem Studienange-
bot und den Studienbedingungen gefragt. Dabei spielen Organisa-
tion und Qualität der Lehre genauso eine Rolle wie die Betreuung 
und Beratung durch die Lehrenden, Studienanforderungen und 
Studienertrag, Probleme im Studium, Ausstattung und Servicean-
gebot der Hochschulen und Studiengebühren. Auch beim Studien-
qualitätsmonitor wird ebenso wie bei den genannten Indikatoren 
des CHE Hochschulrankings eine enge Verbindung zwischen Leh-
re und Forschung gesehen. So spielt analog zu dem in Kapitel 
4.1.2 festgestellten nach wie vor engen Zusammenhang zwischen 
Lehre und Forschung in Universitäten und Fachhochschulen der 
Forschungsbezug der Lehre genauso eine Rolle wie deren Praxis-
bezug.  
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4.2 Kompetenzbegriffe im Hochschulbereich 

Mit Einsetzen des Bologna-Prozesses soll sich ein „Shift from tea-
ching to learning“ vollziehen. Das bedeutet u.a. auch, dass der 
Kompetenzerwerb der Studierenden transparenter als bisher ge-
staltet werden soll. Dafür gibt es zwei Ansatzpunkte: Zum einen 
die Qualifikationsziele, welche jeder Studiengang aufweisen muss 
und die bei der Studiengangakkreditierung als Referenz für die 
Qualitätsbeurteilung dienen (vgl. Kapitel 4.1.4). In diesen müssen 
die Kompetenzen benannt sein, welche ein Studierender / eine 
Studierende am Ende ihres Studiums erworben haben soll. Zum 
anderen hat die KMK einen Qualifikationsrahmen für die deut-
schen Hochschulabschlüsse auf den Niveaustufen Bachelor, Mas-
ter und Doktorat beschlossen (KMK 2005). Dieser enthält: 

 eine allgemeine Darstellung des Qualifikationsprofils eines 
Absolventen, der den zugeordneten Abschluss besitzt, 

 eine Auflistung der angestrebten Lernergebnisse (outcomes), 

 eine Beschreibung der Kompetenzen und Fertigkeiten, über 
die der/die Absolvent/-in verfügen soll, 

 eine Beschreibung der formalen Aspekte eines Ausbildungs-
levels (Arbeitsumfang in ECTS Credits, Zulassungskriterien, 
Bezeichnung der Abschlüsse, formale Berechtigungen). 

Für die Bachelor- und Masterabschlüsse ergibt sich folgendes Bild: 
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Nickel | CHE Consult

Kompetenzen laut Qualifikationsrahmen 

Bachelor-Absolvent/innen Master-Absolvent/innen

Instrumentelle Kompetenz:

- ihr Wissen und Verstehen auf ihre Tätigkeit oder 
ihren Beruf anzuwenden und Problemlösungen und 
Argumente in ihrem Fachgebiet zu erarbeiten und 
weiterzuentwickeln.

Systemische Kompetenzen:

- relevante Informationen, insbesondere in ihren 
Studienprogrammen zu sammeln, zu bewerten und 
zu interpretieren;

- daraus wissenschaftliche fundierte Urteile 
abzuleiten, die gesellschaftliche, wissenschaftliche 
und ethische Erkenntnisse berücksichtigen;

- selbständig weiterführende Lernprozesse zu 
gestalten. 

Instrumentelle Kompetenz:

- ihr Wissen und Verstehen sowie ihre Fähigkeiten zur 
Problemlösung auch in neuen und unvertrauten Situationen 
anzuwenden, die in einem breiteren oder multidisziplinären 
Zusammenhang mit ihrem Studienfach stehen.

Systemische Kompetenzen:

- Wissen zu integrieren und mit Komplexität umzugehen;

- auch auf der Grundlage unvollständiger oder begrenzter 
Informationen wissenschaftlich fundierte Entscheidungen 
zu fällen und dabei gesellschaftliche, wissenschaftliche und 
ethische Erkenntnisse zu berücksichtigen, die sich aus der 
Anwendung ihres Wissens und aus ihren Entscheidungen 
ergeben;

- selbständig sich neues Wissen und Können anzueignen;

- weitgehend selbstgesteuert und/oder autonom 
eigenständige forschungs- und anwendungsorientierte
Projekte durchzuführen.

Abbildung 4: Kompetenzen laut Qualifikationsrahmen 

 

Die im Qualifikationsrahmen für deutsche Hochschulabschlüsse 
genannten Kompetenzen sind sehr hoch aggregierte Orientie-
rungspunkte, die sowohl auf Fach- als auch auf der Studiengang-
ebene weitaus konkreter, ausführlicher und vor allem spezifischer 
umgesetzt werden. Wie bereits in Kapitel 4.1 beschrieben, werden 
die Qualifikationsziele der Studiengänge profilbezogen und damit 
hochschulindividuell gestaltet.   

 

4.3 QS-Instrumente in der akademischen 
Bildung im Überblick 

Die systematische Sicherung und Entwicklung der Lehr- und Lern-
qualität ist ein Thema, das seit Beginn der 90er Jahren im deut-
schen Hochschulraum einen enormen Schub bekommen hat. Im 
Zentrum des Interesses stand zunächst die Erprobung und Einfüh-
rung von Peer Reviews. Dabei handelt es sich um ein Verfahren, 
dass eine interne und externe Evaluation kombiniert. Etliche 
Hochschulen praktizieren dies in einem Lernverbund. Modellbil-
dend hat diesbezüglich in Deutschland u.a. der Verbund norddeut-
scher Universitäten gewirkt. Die beteiligten Hochschulen evaluie-
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ren in aufeinander folgenden Zyklen dieselben Fächer, was einen 
vergleichenden Austausch und damit ein Voneinanderlernen er-
möglicht.24

Darüber hinaus gehört die regelmäßige, meist online-gestützte 
Durchführung von studentischer Lehrveranstaltungskritik zum 
QS-Repertoire der meisten Hochschulen genauso wie die Zufrie-
denheitsbefragung von Studierenden sowie Mentoren- und Tu-
torenprogramme. Im Zuge der mit der Einführung gestufter Ba-
chelor- und Masterabschlüsse einhergehenden Modularisierung

  

25

Um die didaktische Qualität des Lehrpersonals kontinuierlich zu 
verbessern, bieten Hochschulen ihren Professor/-innen und wis-
senschaftlichen Nachwuchskräften entweder selbst oder über 
staatliche Einrichtungen eine Reihe von Personalentwicklungs-
maßnahmen an. Dabei reicht die Palette inzwischen von hoch-
schuldidaktischen Kursen bis zum Coaching. Etliche Hochschulen 
haben Anstrengungen unternommen, ihre Berufungsordnungen 
so umzugestalten, dass bei der Auswahl von wissenschaftlichem 

 
sind einige Hochschulen mittlerweile dazu übergegangen, nicht 
nur ganze Fächer bzw. Studiengänge zu evaluieren, sondern auch 
Modulevaluationen durchzuführen. Der im Zuge des Bologna-
Prozesses angestrebte „Shift from teaching to learning“ bringt es 
mit sich, dass zukünftig die Lernergebnisse, oder im Bologna-
Deutsch ausgedrückt, Learning Outcomes gemessen werden 
sollen (vgl. z.B. Adam o.J.). Hier stehen die Hochschulen aller-
dings noch am Anfang. Durch den Wechsel hin zu mehr Studie-
rendenorientierung ist auch die Qualitätsverbesserung des Studie-
rendenservices ins Blickfeld gerückt, also z.B. die leichte Erreich-
barkeit von Informationsmaterial, verlängerte Öffnungszeiten von 
Bibliotheken, online abrufbare Studienmaterialien und Prüfungser-
gebnisse oder hilfreiche Unterstützungsangebote von Akademi-
schen Auslandsämtern bei der Aufnahme eines Auslandsstudi-
ums. Nicht zuletzt stehen seit Einführung von Studiengebühren in 
den meisten Bundesländern erhebliche Beträge zur Qualitätsver-
besserung der Lehr- und Lernbedingungen zur Verfügung, wobei 
die Hochschulen im Umgang mit diesem Instrument noch am An-
fang stehen. Eine zunehmend geringere Rolle spielen in diesem 
Instrumentenset die Lehrberichte. Diese sind in den meisten Lan-
deshochschulgesetzen zwar vorgeschrieben, doch kann in diesem 
Zusammenhang nicht „von einem einheitlichen und eigenständi-
gen Instrument der Qualitätssicherung“ gesprochen werden. Viel-
mehr handelt es sich dabei überwiegend um eine Pflichtübung der 
Hochschulen, die primär der Rechenschaftslegung und weniger 
der Qualitätsentwicklung dienen. 

                                                
24  Ausführlicher zum seit 1994 laufenden Verfahren des Nordverbundes siehe Fischer-Bluhm 2004 und Mittag et al. 

2003.  
25  Unter der Modularisierung von Studiengängen ist die Zusammenfassung von Stoffgebieten zu thematisch und zeitlich 

abgerundeten, in sich abgeschlossenen und mit Leistungspunkten (ECTS) versehenen Lerneinheiten zu verstehen. 
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Personal die didaktischen Qualifikationen der Bewerber/-innen ei-
nen höheren Stellenwert erhalten als noch vor zehn Jahren, als 
vor allem – zumindest im universitären Bereich – die Forschung 
die zentrale Rolle bei Einstellungsentscheidungen spielte. Flankiert 
werden diese hochschulinternen Bemühungen zur Aufwertung 
der Lehre von wissenschaftspolitischen Vorstößen wie sie bei-
spielsweise der Wissenschaftsrat gemacht hat, indem er die Ein-
richtung von Lehrprofessuren und damit die Eröffnung eines eige-
nen Karrierepfads in der Lehre empfahl (Wissenschaftsrat 2007).  

Auf der hochschulinternen Steuerungsebene nehmen Messungen 
mittels Indikatoren im Bereich Lehre und Studium einen wesent-
lich größeren Raum ein als im Forschungsbereich. Die meisten 
Mittelverteilungssysteme enthalten sehr viel mehr Indikatoren, 
die Lehre und Studium, als Indikatoren, die die Forschung betref-
fen. Offenbar lässt sich dieser Bereich leichter „vermessen“ als die 
Forschung. Allerdings ermöglichen die verwendeten Indikatoren in 
der Regel keine Aussagen über Qualität, sondern lediglich zur 
Quantität (vgl. Jaeger 2005). Von zentraler Bedeutung für die 
Steuerung und Entwicklung der Lehr- und Lernqualität sind Ziel-
vereinbarungen und zwar vor allem in ihrer Funktion als Follow-
Up nach Peer Reviews. In diesem Kontext dient das Instrument 
vorrangig dazu, die Umsetzung der Evaluationsergebnisse ver-
bindlich festzulegen und überprüfbar zu machen. An manchen 
Hochschulen sind Zielvereinbarungen nach Peer Reviews mit fi-
nanziellen Anreizen (z.B. Anschubfinanzierung für Projekte) ver-
sehen. Weitere Anreizmechanismen bestehen – ebenso wie in der 
Forschung – in der leistungsorientierten Professorenbesol-
dung mit dem Abschluss qualitätsorientierter individueller Zielver-
einbarungen. Darüber hinaus vergeben etliche Hochschulen Prei-
se für gute Lehre. 

Zur Messung des Studienerfolgs und Gewinnung weiterer Informa-
tionen zur Verbesserung der Studiengänge werden an vielen 
Hochschulen inzwischen Absolvent/-innenanalysen durchgeführt 
(vgl. z.B. Reinfeldt / Frings 2003). Weniger weit verbreitet sind da-
gegen Abbrecher/-innenanalysen in Hochschulen, obwohl diese, 
sofern sie detailliert genug nachfragen, ebenso aufschlussreiche 
Informationen zur Verbesserung der Studienbedingungen geben 
können (vgl. z.B. Koch 1999, Heublein 2002). Viele Hochschulen 
beschränken sich indes darauf, die im Rahmen des Berichtswe-
sens zur indikatorengestützten Mittelzuweisung des Bundeslandes 
an die betreffende Hochschule geforderten Kennzahlen, wie z.B. 
Anzahl der Absolvent/-innen in der Regelstudienzeit, zu liefern. 
Insgesamt spielt die Bereitstellung von Daten und Kennzahlen in 
Form von Managementinformationssystemen auch für das QS 
im Bereich Lehre und Studium eine zunehmend wichtigere Rolle.  

Ein völlig eigenständiger Bereich mit besonderen Qualitätsmana-
gement-Anforderungen ist die wissenschaftliche Weiterbildung: 
„Viele Hochschulen verfolgen bereits seit längerem im Weiterbil-
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dungsbereich unternehmerische Interessen, denn Weiterbildung 
hat einen insgesamt dynamischen und hoch kompetitiven Markt, 
der auch wissenschaftliche Angebote integriert“ (Carstensen / Pel-
lert o.J.: 3). Auch hier kommen Instrumente wie interne Evaluatio-
nen oder Lehrveranstaltungsbewertungen durch Teilnehmer/-innen 
zum Einsatz. Insgesamt spielen nach außen darstellbare Quali-
tätsnachweise wie z.B. Zertifizierungen eine sehr viel größere Rol-
le als im grundständigen Studium, da die Teilnehmer/-innen bzw. 
deren Arbeitgeber/-innen für die Kurse z.T. erhebliche Gebühren 
zahlen.  

Quer zu all den genannten QS-Instrumentarien liegt – wie auch im 
Forschungsbereich – das Gender Mainstreaming. Dabei geht es 
im Bereich Lehre und Studium beispielsweise darum, die Umstel-
lung auf die Bachelor-/Masterstruktur dazu zu nutzen, die Inhalte 
der Studienmodule „gendersensibel“ auszugestalten und damit 
dem „geschlechterdifferenten Aneignungsverhalten“ entgegenzu-
kommen (Löffler 2005: 39). Das wird insbesondere in den natur-
wissenschaftlich-technischen Fächern für notwendig erachtet, da 
es dort nach wie vor wenig weibliche Studierende gibt. Etliche 
Hochschulen haben damit begonnen, ihre internen Bedingungen 
für das Studieren mit Kind zu verbessern, so z.B. durch verlän-
gerte Öffnungszeiten von Studienbüros und die Einrichtung von 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten. 

Die KMK hat analog zu dem im vorherigen Abschnitt vorgestellten 
Qualitätssicherungskonzept für die Forschung an Hochschulen 
auch ein Papier zur „Qualitätssicherung in der Lehre“ beschlossen 
(KMK 2005a). Zu den Kernelementen einer nachhaltigen Quali-
tätsentwicklung der Hochschullehre gehören demnach außer Eva-
luationsverfahren, Tutoren- und Mentorenprogrammen, Studienbe-
ratung, hochschuldidaktischen Weiterbildungsangeboten und einer 
qualitätsorientierten Auswahl von Studienbewerber/-innen vor al-
lem die Akkreditierung von Studiengängen (KMK 2005a: 5; vgl. 
Kapitel 4.1.3).  

Im Gegensatz zur Studiengangsakkreditierung, der die KMK eine 
deutliche Einflussnahme auf hochschulinterne QS-Prozesse zubil-
ligt, werden Rankings dagegen als rein externe Instrumente ge-
sehen, welche der „Schaffung von Transparenz und Orientierung 
hinsichtlich der Leistung in der Lehre im Interesse sowohl der Stu-
dieninteressenten und Studierenden als auch der Arbeitgebersei-
te“ (KMK 2005a: 9) förderlich sind. Rankings von Studienfächern 
besitzen durch ihren informativen Gehalt eine Unterstützungsfunk-
tion für die hochschulinterne Diskussion um Qualitätsentwicklung. 
Zudem steigern sie den Wettbewerb zwischen den Hochschulen, 
was aus Sicht der Kultusminister/-innen wiederum qualitätsför-
dernd auf Lehre und Studium wirkt (KMK 2005a: 9-10).  
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4.4 Ziele und Konzeption hochschuladäquater 
 QS-Systeme  

4.4.1 Institutionelle QS-Systeme  

Das Ziel der seit geraumer Zeit im Hochschulbereich entstehenden 
Qualitätssicherungssysteme (QS-Systeme) ist, die Vielzahl bereits 
implementierter QS-Instrumente so zusammen zu binden, dass 
mehr Übersichtlichkeit und Zielgerichtetheit bei der Qualitätsent-
wicklung entsteht als zuvor. Welche Qualitäten auf welcher Ni-
veaustufe im Detail angestrebt werden, differiert je nach Hoch-
schultyp. Während Universitäten mit Hilfe von QS-Systemen häu-
fig die „Absicherung des Exzellenzanspruchs“ (Humboldt Universi-
tät zu Berlin 2002) durch eine hohe Qualität in den Kernbereichen 
– Forschung, Lehre, Management und Dienstleistung – erreichen 
möchten, wollen Fachhochschulen eher pragmatisch „Bedingun-
gen für eine hohe Leistungsfähigkeit schaffen“ (Janssen 2006: 36) 
und zwar z.B. durch „schnelle Verfahrensabläufe, um Leistungen 
schneller anbieten zu können und bei kürzern Vorlaufzeiten flexib-
ler zu sein“ (ebd.). Gemeinsam ist allen Hochschultypen das Ziel, 
sich durch ein systematisches, strategisch ausgerichtetes QS-
System möglichst gut im Wettbewerb um Finanzmittel, Personal 
und Studierende zu positionieren und damit ihre Handlungsfähig-
keit als eigenständig agierende Organisation zu stärken. 

QS ist in diesem Fall also nicht mehr länger eine Querschnittsauf-
gabe sondern oberstes Organisationsziel von Hochschulen. Bei 
der konkreten Ausgestaltung der QS-Systeme lässt sich eine gro-
ße Bandbreite feststellen (näher dazu siehe nachfolgendes Kapi-
tel). Der überwiegende Teil der QS-Systeme befindet sich in der 
Anfangs- oder Erprobungsphase, weshalb sich kein „richtiger“ 
Weg aufzeigen lässt. Dennoch sind die Suchprozesse soweit vo-
rangekommen, dass einige Gemeinsamkeiten und Schnittmengen 
erkennbar werden.  

Danach sind hochschuladäquate QS-Systeme dadurch gekenn-
zeichnet, dass sie die Qualitätsentwicklung mit der strategischen 
Steuerung koppeln (Nickel 2007a: 41ff.). Das beginnt bei der Ein-
bindung von Qualitätszielen in die strategische Planung, setzt sich 
fort in die Gestaltung von Abläufen, die Überprüfung von Ergeb-
nissen und möglichst auch deren Wirkungen sowie die Rückkopp-
lung bzw. das Feedback zwischen den Ergebnissen/Wirkungen mit 
der Strategie bzw. den damit verbundenen Qualitätszielen. Auf der 
Prozessebene stehen Forschung und Lehre im Mittelpunkt. Die 
Existenz der Hochschule ist unmittelbar an die Qualität der dort 
erbrachten Leistungen geknüpft. Infolgedessen haben alle ande-
ren Prozesse die Aufgabe, den erfolgreichen Ablauf der Kernpro-
zesse zu unterstützen. Demnach haben sowohl die Leitungspro-
zesse innerhalb der Rektorate/Präsidien und Dekanate als auch 
die Dienstleistungen der Verwaltung eine Servicefunktion für For-
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schung und Lehre. Damit die Prozesse in allen relevanten Arbeits-
bereichen (Leitung, Lehre, Forschung, Dienstleistungen) gut laufen 
können, bedarf es eines geeigneten Inputs. Dazu zählen mindes-
tens qualitätsfördernde Entscheidungsstrukturen und Mechanis-
men zur Ressourcenverteilung sowie ein Personalmanagement, 
das gut qualifizierte Personen an die Hochschule holt, den Hoch-
schulangehörigen darüber hinaus Angebote zu ihrer beruflichen 
Weiterentwicklung macht und damit insgesamt ein hohes Motivati-
ons- und Qualifikationsniveau sowohl in Wissenschaft, Verwaltung 
als auch auf Leitungsebene sicherstellt.  

Insgesamt ergibt sich folgendes Basismodell für hochschuladäqua-
te QS-Systeme: 

Abbildung 5: Basis-Modell eines institutionellen QS-Systems 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Nickel 2007a: 44 

Dieses Basis-Modell eines institutionellen QS-Systems wird von 
den Hochschulen im Rahmen ihrer autonomen Handlungsmög-
lichkeiten unterschiedlich umgesetzt und stark variiert. Wegen sei-
nes umfassenden Charakters ist es von dem Grundmodell zu un-
terscheiden, welches der Akkreditierungsrat für QS-Systeme be-
nannt hat, die ausschließlich Lehre und Studium zum Gegenstand 
haben. 
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4.4.2 Systemakkreditierung 

Seit dem Frühjahr 2008 gibt es neben der Studiengangakkreditie-
rung für deutsche Hochschule nun auch die Möglichkeit, QS-
Systeme für Lehre und Studium akkreditieren zu lassen. Als 
Grundlage für die sogenannte „Systemakkreditierung“ beschloss 
der Akkreditierungsrat eine Definition des Gegenstandes. Danach 
ist ein QS-System für Lehre und Studium dann akkreditierungsfä-
hig, wenn es vor allem folgende Kriterien erfüllt (Akkreditierungsrat 
2008): 

1. Die Hochschule hat ein System implementiert, mit dem sie 
nachweislich und nachhaltig die Qualität ihrer Studienangebote 
steuern kann. Dieses System muss die gesamte Hochschule 
umfassen. In Ausnahmefällen können auch QS-Systeme ein-
zelner studienorganisatorischer Teileinheiten Gegenstand der 
Systemakkreditierung sein. Diese müssen Steuerungskompe-
tenz und operative Verantwortung für die Planung und Durch-
führung der von ihr angebotenen Studiengänge besitzen. 

2. Das QS-System für Lehre und Studium basiert auf einem 
transparent kommunizierten Ausbildungsprofil, welches im 
Strategiekonzept der Hochschule verankert ist. Es gewährleis-
tet, dass die Hochschule für die Durchführung der Studienan-
gebote geeignete Ressourcen sowie qualifiziertes Personal zur 
Verfügung stellt. 

3. Lehrende und Studierende werden in die Entwicklung und Re-
form der Studiengänge genauso einbezogen wie Absol-
vent/-innen, externe Expert/-innen sowie von Vertreter/-innen 
der Berufspraxis. Im Falle von Studiengängen, die auf staatlich 
reglementierte Berufe hinführen, sind die entsprechenden Ex-
pert/-innen zu beteiligen. 

4. Das QS-System wendet die in den European Standards and 
Guidelines (vgl. Kapitel 4.1.3) genannten QS-Verfahren sowie 
die Kriterien zur Akkreditierung von Studiengängen (vgl. Kapi-
tel 4.1.4) an. Damit wird die Bologna-Konformität sichergestellt. 

5. Für die Studiengänge der Hochschule gibt es konkrete und 
plausible Qualifikationsziele. Die Qualifikationsziele umfassen 
fachliche und überfachliche Aspekte, insbesondere wissen-
schaftliche Befähigung, die Befähigung, eine qualifizierte Be-
schäftigung aufzunehmen, die Befähigung zum zivilgesell-
schaftlichen Engagement und Persönlichkeitsentwicklung. Die 
Qualifikationsziele müssen im Einklang mit dem Qualifikations-
rahmen für deutsche Hochschulabschlüsse sein (KMK 2005c). 

6. Das QS-System gewährleistet die Umsetzung der Qualifikati-
onsziele und angestrebten Lernergebnisse sowie die 
Studierbarkeit der Studiengänge. Das bedeutet u.a. eine an-
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gemessene Arbeitsbelastung für Studierende (Workload), An-
wendung des European Creditpoint Transfer System (ECTS), 
sachgemäße Modularisierung, adäquate Prüfungsorganisation, 
sowie Beratungs- und Betreuungsangebote für Studierende.  

7. Das QS-System integriert folgende einzelne Instrumente und 
Verfahren: Regelmäßige interne und externe Evaluation der 
Studiengänge unter Berücksichtigung der Studien- und Prü-
fungsorganisation, regelmäßige Beurteilung der Qualität von 
Lehrveranstaltungen durch die Studierenden, Überprüfung der 
Kompetenz der Lehrenden in Lehre und Prüfungswesen bei 
der Einstellung sowie deren regelmäßige Förderung, die re-
gelmäßige Überprüfung der Einhaltung von Vorgaben der Kul-
tusministerkonferenz und des Akkreditierungsrates für die Ak-
kreditierung von Studiengängen sowie verbindliche Verfahren 
für die Umsetzung von Empfehlungen und ein Anreizsystem. 

8. Die Zuständigkeiten für Entscheidungsprozesse, Kompetenzen 
und Verantwortlichkeiten für das QS-System sind klar definiert. 

Mit diesem Anforderungskatalog hat der Akkreditierungsrat einen 
Rahmen definiert, den die Agenturen mit eigenen Konzepten aus-
füllen. D.h. die Akkreditierungsagenturen müssen die Vorgaben 
des Akkreditierungsrates beachten und können zugleich eigene 
Kriterien hinzufügen, so dass agenturspezifische Referenzmodelle 
entstehen. In der Tat haben die meisten der sieben Agenturen, 
welche im Oktober 2008 vom Akkreditierungsrat die Zulassung zur 
Systemakkreditierung erhielten, inzwischen eigenständige Ansätze 
entwickelt und diese auf ihrer Homepage veröffentlicht. Dabei 
werden auch kritische Töne laut und zwar mit Blick auf die Tatsa-
che, dass sich die Systemakkreditierung nur auf das QS-System 
für Studium und Lehre beschränkt und damit den zentralen Kern-
prozess „Forschung“ außen vor lässt. Vor diesem Hintergrund 
kündigt beispielsweise die ZEvA (Zentrale Evaluations- und Akk-
reditierungsagentur) in ihrem Leitfaden an, das „Audit-Verfahren 
schrittweise über den Bereich von Lehre und Studium hinaus auf 
den Bereich der institutionellen Förderung der Forschung und des 
wissenschaftlichen Nachwuchses auszudehnen“ (ZEvA 2008: 3).  

In den Hochschulen ist die Auffassung dazu gespalten. Die einen 
tendieren dazu, die in Kapitel 4.3.1 beschriebenen umfassenden 
institutionellen QS-Systeme aufzubauen, andere tendieren dazu, 
QS-Systeme nur für Lehre und Studium nach den Maßgaben des 
Akkreditierungsrates zu implementieren, um schnell eine System-
akkreditierung zu erhalten und sich damit die Arbeit mit der Einzel-
akkreditierung von Studiengängen zu ersparen.     

Zu beachten ist, dass mit der Einführung der Systemakkreditierung 
die Akkreditierung von Studienprogrammen nicht entfällt. Sie bleibt 
als Verfahren weiterhin erhalten. Die Hochschulen können nun 
zwischen zwei Alternativen wählen. Im Rahmen der Systemakkre-
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ditierung findet eine stichprobenartige Programmakkreditierung 
statt, mit der die Gutacher/-innengruppe die Qualität der Studien-
angebote exemplarisch überprüft.  

 

4.5 Umsetzungsstand an Universitäten und 
Fachhochschulen 

4.5.1 Institutionelle QS-Systeme 

Die Zahl derjenigen Hochschulen, die bereits über ein nachweis-
lich funktionierendes QS-System verfügen, welches Forschung, 
Lehre, Dienstleistungen und Leitungsprozesse einbezieht, ist zur 
Zeit noch gering (Nickel 2007a). Es gibt aber eine Vielzahl von 
Hochschulen, die sich auf den Weg gemacht haben, ein QS-
System aufzubauen, welches die gesamte Institution umfasst26. 
Die Bandbreite der dabei verwendeten Ansätze ist groß. Sie reicht 
von Konzepten, welche die „Institutionelle Evaluation“ in den Mit-
telpunkt stellen, über die Adaption von Modellen aus der Privat-
wirtschaft wie die Norm DIN EN ISO 9000ff., das Total Quality Ma-
nagement (TQM) inklusive seiner europäischen Variante EFQM27

Mit dem Begriff „Institutionelle Evaluation“ wird im deutschsprachi-
gen Raum häufig das „Zürcher Modell“ verbunden

 
bis hin zu Mischformen. 

28

                                                
26  Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK)  hat in einer Studie 111 Hochschulen nach dem Stand der Qualitätssicherung 

befragt. 51,4 Prozent bejahten die Frage, ob es ein hochschulweites Konzept gäbe. Von diesen Konzepten beziehen 
95 Prozent Studium und Lehre ein und 58,2 Prozent berücksichtigen zusätzlich die Forschung und 56 Prozent die 
Verwaltung. 20 Prozent gaben an, weitere Bereiche – wie Gleichstellung oder Weiterbildung – in ihre QS-System zu 
integrieren (HRK 2008: 10).  

. An der Uni-
versität Zürich evaluiert eine zentrale Stelle, die von der Universi-
tätsleitung unabhängig und direkt dem Universitätsrat unterstellt 
ist, in bestimmten Abständen alle Organisationseinheiten. Die 
Qualitätsuntersuchung erfolgt ganzheitlich, d.h. das Zusammen-
wirken von Forschung, Lehre, Nachwuchsförderung, Dienstleis-
tungen, Führung und Verwaltung sowie Organisationsstrukturen 
wird daraufhin untersucht, inwiefern es dazu geeignet ist, in einer 
Fakultät, einem Institut oder in einer anderen dezentralen Einrich-
tung eine hochwertige Gesamtleistung hervorzubringen. Ein weite-
rer, inzwischen weit über die Landesgrenzen bekannter Ansatz der 
institutionellen Evaluation ist das „Mainzer Modell“. Der Verfah-
rensablauf an der Universität Mainz umfasst die üblichen Stufen 
des Peer Review mit anschließender Zielvereinbarung. Dabei wird 
im Vergleich zu anderen Modellen insbesondere die Phase der in-

27  Die Abkürzung steht für „European Foundation for Quality Management“. Näheres unter: http://www.efqm.org/, Zugriff 
am 09.12.08. 

28  Nähere Informationen zum Zürcher Modell unter http://www.evaluation.uzh.ch/index.html, Zugriff am 09.12.08. 
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ternen Evaluation betont, welche mit Datenanalyse und zusätzli-
chen Erhebungen in einer Stärken-Schwächen-Analyse mündet. 
Zugleich verfolgt das Mainzer Modell wie auch das Zürcher Modell 
eine ganzheitliche Betrachtungsweise: „Als zentrale Prämisse für 
die Evaluation hat sich im Verlauf der vergangenen Jahre heraus-
kristallisiert, dass die zunächst selbst auferlegte Beschränkung auf 
den Gegenstand von Studium und Lehre für eine angemessene 
Abbildung der Leistungen eines Faches nicht ausreichend ist“ 
(Schmidt 2002: 162). Eine weitere Besonderheit des Mainzer Mo-
dells ist, dass dort derzeit versucht wird, den ganzheitlichen An-
satz der hochschulinternen Qualitätsentwicklung so zu gestalten, 
dass in ca. einem Jahr eine Akkreditierung des QM-Systems für 
Lehre und Studium vorgenommen werden kann29

Vereinzelt gibt es Hochschulen, die eine festere Kopplung zwi-
schen Steuerung und Institutioneller Evaluation versuchen. So die 
Universität Duisburg-Essen, welche im Sommer 2005 eine interne 
Evaluationsagentur, das Zentrum für Hochschul- und Qualitäts-
entwicklung (ZfH), eingerichtet hat. Deren Konzept sieht vor, dass 
jede Organisationseinheit, egal ob Wissenschaft oder Verwaltung, 
alle 5-6 Jahre ein Peer Review durchläuft (Köster 2006: 3). Zu-
gleich führt das Rektorat der Universität Duisburg-Essen alle zwei 
Jahre Entwicklungsgespräche mit den dezentralen Einheiten und 
schließt auf dieser Basis mit ihnen Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen ab. Deren Gegenstand sind nicht nur zwischen den zentra-
len und den dezentralen Universitätsebenen abgestimmte strategi-
sche Zielsetzungen, sondern auch Schlussfolgerungen aus den 
Ergebnissen der institutionellen Evaluationsverfahren. Dadurch 
entstehen „zwei Regelkreise von Qualitätsentwicklung“ (ebd.), ein 
evaluativer und ein strategischer, die nur punktuell miteinander 
verknüpft, nicht aber systematisch miteinander verzahnt sind. 

. Sowohl im Zür-
cher als auch im Mainzer Modell ist die Kopplung der praktizierten 
Evaluationsverfahren mit Instrumenten der strategischen Hoch-
schulsteuerung wie z.B. Budgetierung umstritten. Genuine Aufga-
be von Hochschulevaluation ist nach diesem Verständnis, primär 
den organisatorischen Wandel zu unterstützen (Schmidt 2005: 11). 

TQM ist ein Ansatz, der die Qualitätsentwicklung unmittelbar mit 
der strategisch ausgerichteten Entwicklung von Organisationen 
verknüpft und dabei den Mitarbeiter/-innen eine entscheidende 
Rolle zuweist. Ohne deren Qualifikation und Motivation ist Qualität 
in einer Institution nicht herstellbar: „Einbezogen sind alle Mitarbei-
ter, die in der Organisation permanent lernen und sie verbessern“ 
(Zollondz 2002: 261). Das Ziel des TQM ist also, einen permanen-
ten Lernprozess in Gang zu setzen und am Laufen zu halten, der 
im Ergebnis qualitativ hochwertige Leistungen hervorbringt. Das 
EFQM folgt denselben Grundprinzipien, hat aber eine eigene Me-

                                                
29  Für eine ausführliche Darstellung des Mainzer Modellprojekts zur Systemakkreditierung siehe Kapitel 4.4.2 
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thode entwickelt. In deren Mittelpunkt stehen Selbstbewertungs-
verfahren (Self-Assessments), die in regelmäßigen Abständen 
durch externe Qualitätsüberprüfungen (Quality Audits) ergänzt 
werden. Die Selbstbewertung folgt einem Beobachtungsraster, das 
folgende Aspekte unterscheidet: 

Befähiger-Kriterien 

 Führung 

 Politik und Strategie 

 Mitarbeiter/-innen 

 Partnerschaften und Ressourcen 

 Prozesse 

 Ergebnis-Kriterien 

 Mitarbeiter/-innenbezogene Ergebnisse 

 Kund/-innenbezogene Ergebnisse 

 Gesellschaftsbezogene Ergebnisse 

 Schlüsselergebnisse 

Die Befähiger-Kriterien analysieren, was eine Organisation tut und 
wie sie vorgeht; die Ergebnis-Kriterien analysieren, was eine Or-
ganisation konkret produziert. Die Ergebnisse wiederum sind auf 
die Befähiger zurückzuführen. Die insgesamt neun Kriterien bilden 
einen rückgekoppelten Innovations- und Lernzusammenhang, der 
die Umwelt insbesondere über die Kriterien „Partnerschaften und 
Ressourcen“, „Kund/-innenbezogene Ergebnisse“ und „Gesell-
schaftsbezogene Ergebnisse“ mit einbezieht. Die Kriterien stellen 
eine „Qualitätslandkarte“ dar, mit deren Hilfe eine Organisation 
sowohl ihre qualitätsrelevanten internen Bereiche als auch die re-
levanten Teile der Umwelt kontinuierlich in Beziehung setzen, be-
obachten und verbessern kann, um aufgrund der dadurch gewon-
nen Informationen bestmögliche Leistungen (Exzellenz) hervor-
bringen zu können. Insgesamt ist das EFQM-Modell ein Führungs-
system, das dem Top-Management die Hauptverantwortung für 
die Qualitätsherstellung zuweist. 

Die ISO 9000ff.-Norm gehört zu den weltweit bekanntesten Quali-
tätsstandards und enthält mittlerweile eine ganze Reihe von Detail-
regelungen für unterschiedliche Branchen, weshalb häufig von der 
„ISO 9000-Normenfamilie“ die Rede ist. Sie ist von der Internatio-
nal Organization for Standardization (ISO) 1987 erstmals veröf-
fentlicht und seitdem mehrfach überarbeitet worden30

                                                
30  Vgl. die Homepage der ISO: http://www.iso.org/iso/home.htm, Zugriff am 09.12.2008. Die bekanntesten ISO-

Standards sind die für Qualitätsmanagement (9000ff.) und für Umweltmanagement (1400ff.). 

. Die Nor-
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menserie wurde sowohl von europäischen als auch von nationalen 
Normierungsinstituten31 weitgehend übernommen, so dass sie ei-
ne umfassende Geltung besitzt. Die ISO normiert nicht etwa Pro-
dukt- bzw. Leistungsqualität von Organisationen, sondern legt fest, 
wie diese herzustellen sind. Zu diesem Zweck gibt sie ein QS-
System vor. Folgerichtig stellen Organisationen durch eine Zertifi-
zierung ihres QM-Systems nach ISO nicht die Qualität ihrer Pro-
dukte bzw. Leistungen, sondern zunächst einmal nur ihre Voraus-
setzungen und Fähigkeiten zur Erbringung hochwertiger Ergebnis-
se unter Beweis. Der Nachweis für die Qualität der Produkte bzw. 
Leistungen wird in der Regel durch den Erfolg der Organisation auf 
dem Markt bzw. bei ihren Kund/-innen erbracht, welcher sich durch 
Daten in Managementinformationssystemen oder Geschäftsbe-
richten belegen lässt. Vor diesem Hintergrund dient die Zertifizie-
rung von QM-Systemen nach ISO 9000ff. in der Privatwirtschaft 
vor allem der proaktiven Vertrauensbildung zwischen Kooperati-
onspartnern (vgl. Zollondz 2002: 246). Die Zertifizierung erfolgt 
durch eine externe Agentur. Zusätzlich führen geschulte Mitarbei-
ter/-innen der Organisation in regelmäßigen Abständen interne 
Audits durch. Die Zertifizierung gilt für einen bestimmten Zeitraum. 
Danach ist eine Re-Zertifizierung nötig. Vom Ablauf her zeigt das 
Zulassungsverfahren nach ISO 9000ff. also starke Parallelen zu 
der im Hochschulbereich üblichen Studiengangsakkreditierung32

Die QM-Vorstellungen, welche der ISO 9000-Normenserie zu-
grunde liegen, haben sich mit den Jahren stark verändert. Lag das 
Hauptaugenmerk früher vor allem auf dem Verfassen von Hand-
büchern und einer akribischen Dokumentation der Einhaltung be-
stimmter Prozessabläufe, hat sich die Grundphilosophie inzwi-
schen in Richtung TQM/EFQM verschoben. Entsprechend gelten 
aktuell folgende acht QM-Grundprinzipien

. 

33

 Kunden/-innenorientierung (customer focus) 

, die sich zu einem 
Qualitätskreislauf zusammenfügen, bei dem die Anforderungen 
und die Zufriedenheit der Kund/-innen und Kooperationspart-
ner/-innen den hauptsächlichen Gradmesser für die Leistungsqua-
lität darstellen: 

                                                
31 Die europäische Normierungsinstanz ist das CEN (Comité Européen de Normalisation), Homepage: 

http://www.cen.eu/cenorm/homepage.htm. Auf nationaler Ebene agiert das Deutsche Institut für Normung, Homepage: 
http://www.din.de/cmd?level=tpl-home&contextid=din, Zugriff am 09.12.2008. 

32  Die Zertifizierung von Studiengängen durch Akkreditierungsverfahren zielt ebenfalls primär auf die Vertrauensbildung 
ab und zwar in erster Linie zwischen den europäischen Staaten, die sich im Rahmen des Bologna-Prozesses rückver-
sichern wollen, ob sie die im europäischen Ausland erbrachten Studienleistungen anerkennen können. Die Studien-
gangsakkreditierung sieht derzeit nach der Erstzertifizierung nach einem zeitlichen Abstand eine Re-Zertifizierung so-
wie zwischenzeitliche von den Hochschulen selbst organisierte Lehrevaluationen vor. 

33  Die Grundprinzipien für ein QM-System nach ISO sind in den Normen 9000:2000 und 9001:2000 (allg. Grundlagen 
und Anforderungen an QM-Systeme) sowie ISO 9004:2000 („guidelines for performance improvements“) niedergelegt, 
vgl. http://www.iso.org/iso/iso_catalogue/management_standards/iso_9000_iso_14000/qmp.htm, abgerufen am 
09.12.2008. Von zentraler Bedeutung ist die Norm 9001:2000, da diese die Anforderungen an ein QM-System defi-
niert. Sie ist deshalb auch in der Regel die Referenz für die ISO-Zertifizierung.  
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 Führung (leadership) 

 Beteiligung der Mitarbeiter/-innen (involvement of employees) 

 Prozessmanagement (process approach) 

 Denken und Handeln in Zusammenhängen (system approach 
to management) 

 Kontinuierliche Verbesserung (continual improvement) 

 Datenbasierte Entscheidungen (factual approach to decision-
making) 

 Vertrauensvolle, für beide Seiten ertragreiche Beziehung mit 
Kooperationspartner/-innen (mutually beneficial supplier 
relationship) 

Während die „Institutionelle Evaluation“ ein QS-Ansatz ist, der ori-
ginär im Hochschulbereich entwickelt wurde und daher eine sehr 
hohe Affinität zu wissenschaftlichen Traditionen und Arbeitsformen 
hat, stammen sowohl TQM/EFQM als auch die ISO-Normenserie 
aus dem Wirtschaftsbereich. Dementsprechend müssen diese An-
sätze an die Besonderheiten von Hochschulen angepasst werden 
(vgl. Scheytt 2005 und Schmid 2006). Dabei ergibt sich eine Reihe 
von Problemen wie die Übertragbarkeit des Kundenbegriffs, der 
Prozessnorm und des Qualitätscontrollings auf Hochschulen. An-
derseits können diese Modelle gerade in dieser Hinsicht wertvolle 
Impulse liefern. So z.B. zur zusammenhängenden Einschätzung 
der Ergebnisqualität der gesamten Hochschulorganisation durch 
die Vorgabe eines Ordnungs- und Selbstbeobachtungsmusters 
wie beim EFQM (Nickel 2007a: 133), oder durch den Aufbau eines 
funktionierenden hochschulweiten Qualitätskreislaufs (ebd.: 151) 
wie bei der ISO-Normenfamilie. Insgesamt lässt sich feststellen, 
dass an keiner Hochschule nur einer dieser drei Ansätze zum Tra-
gen kommt. So führen Hochschulen, die ihr hochschulweites QM-
System gemäß der EFQM- oder ISO-Philosophie betreiben, auch 
Evaluationsverfahren in Form von studentischer Veranstaltungskri-
tik oder Peer Reviews durch und in Universitäten gibt es mitunter 
einzelne Institute oder Fakultäten, die nach ISO zertifiziert sind. 
Auch kommen Universitätsverwaltungen mit dem ISO- oder 
EFQM-Instrumentarium z.T. besser zu recht als mit Verfahren der 
Institutionellen Evaluation (ebd.: 68ff.). 

4.5.2 Systemakkreditierung 

Derzeit gibt es in Deutschland noch keine Hochschule, welche ein 
akkreditiertes QS-System für Lehre und Studium besitzt. Es gibt 
allerdings eine Universität, die in den vergangenen zwei Jahren 
ein Modellprojekt dazu durchgeführt hat. An der Universität Mainz 
wurde von 2006-2008 vom dortigen Zentrum für Qualitätssiche-
rung und -entwicklung (ZQ) ein Verfahren der „Selbst-
akkreditierung“ (Giegerich 2006) entwickelt. 
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Die Hochschule nimmt dafür den Ansatz der Institutionellen Eva-
luation als Ausgangspunkt (vgl. Kapitel 4.4.1). Die Expertise des 
ZQ mit dieser Form der institutionellen QS wird genutzt und sys-
tematisch ausgeweitet. Bezogen auf den Bereich Studium und 
Lehre bedeutet das, dass das ZQ künftig eine „Selbstakkreditie-
rung“ der Studiengänge betreibt. Auf Basis eines Handbuchs (Uni-
versität Mainz o.J.), welches Prozesse und Prozessverantwortliche 
für Einrichtung, Durchführung und Aufhebung von Studiengängen 
transparent beschreibt, überprüft das ZQ die Qualität der Studien-
angebote der Universität Mainz. Das ZQ verlagert somit die 
Studiengangsakkreditierung nach innen in die Hochschule hinein. 
Es kommt es zu einer „(Selbst-)Akkreditierung“ der Studienpro-
gramme. Die Aufgabe externer Akkreditierungsagenturen besteht 
nunmehr darin, die Funktionstüchtigkeit des hochschulinternen 
QS-Systems zu prüfen. Ob der Mainzer Weg auch für Hochschu-
len gangbar ist, welche ressourcenmäßig nicht in der Lage sind, 
eine „interne QS-Agentur“ einzurichten, bleibt derzeit noch eine 
unge-klärte Frage. 

Inhaltlich verfolgt die Universität Mainz mit ihrem Modellprojekt 
„Systemakkreditierung“ vor allem zwei Ziele (Nickel 2007a: 93ff.): 
Einerseits sollen Evaluation, Akkreditierung sowie Hochschul- und 
Fächerentwicklung stärker als bisher miteinander verzahnt wer-
den. Andererseits werden formalisierte und transparent darstellba-
re Prozesse definiert, die das Betreiben von Studiengängen sowie 
deren Qualitätssicherung nachvollziehbar machen. Beide Aktivitä-
ten zusammen sollen zur Etablierung eines dauerhaften internen 
institutionellen QS-Systems führen. Die dafür notwendige komple-
xe Interaktion von der Entwicklung bis zur Einrichtung eines Stu-
diengangs ist im folgenden Schaubild modellhaft zusammenge-
fasst: 
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Abbildung 6:Einrichtung von Studiengängen im Rahmen der Sys-
temakkreditierung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Universität Mainz o.J.: 32 

 

Der Einrichtung der Studiengänge geht zunächst eine Entwick-
lungsphase voraus, bei der Studiengangkonzepte unter Beratung 
des/der Bologna-Beauftragten von den Fachbereichen und den 
Fächern konzeptioniert werden. In dieser Phase werden die Lei-
tungskräfte auf zentraler und dezentraler Ebene (Präsidium / De-
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kanat) sowie die zuständigen Ausschüsse eingebunden. Dabei 
wird vor allem auf die Einhaltung formaler Kriterien geachtet, aber 
auch auf inhaltliche Bedingungen, wie zum Beispiel die Kompatibi-
lität des Studiengangs mit den fachspezifischen Forschungs-
schwerpunkten, die angestrebten Lernziele und die Frage, ob bei-
spielsweise Berufsbefähigung als Ausbildungsziel berücksichtigt 
wird etc.. Ein weiteres Bewertungskriterium stellt auch die Beach-
tung von und Kompatibilität mit den von den Fächern unter Mitwir-
kung des ZQ erstellten Struktur- und Entwicklungsplänen dar. Ab-
hängig von dem Erfolg der Konzeptualisierungsphase schließt 
dann entweder eine Differenzierungsphase in der Weiterentwick-
lung oder eine Revision des Studiengangsentwurfs an. Bezüglich 
letzterem stehen der Hochschulleitung drei Verfahrensmöglichkei-
ten offen:  

 Es wird eine interne und externe Evaluation eingeleitet und 
beim Fachbereich die Erstellung der notwendigen Dokumente 
in Auftrag gegeben.  

 Es wird eine Revision der Skizze durch den Fachbereich ein-
geleitet.  

 Es wird externe Expertise ohne vorausgehende interne Eva-
luation einbezogen.  

Neben einer verbindlichen Regelung der Abläufe zur Entwicklung 
und Einführung von Studiengängen sieht das Modellprojekt eine 
studiengangsbegleitende Qualitätssicherung vor, um eine kontinu-
ierliche Einschätzung und eine Optimierung von Studium und Leh-
re zu ermöglichen. Dies soll mit dem breit angelegten Repertoire 
an Instrumenten erfolgen, das bereits an der Universität Mainz 
etabliert ist. Dazu gehören vor allem: 

 (Anlassbezogene) interne / externe Evaluationen 

 Studentische Lehrveranstaltungskritik 

 Absolventen/-innenbefragung 

 Evaluation der Juniorprofessor/-innen 

 Angebote zur didaktischen Weiterqualifizierung von Lehrkräf-
ten 

 Angebote zum individuellen Coaching von Lehrkräften 

 Studieneingangsbefragung (optional) 

 Struktur- und Entwicklungspläne 

 Studienverlaufsanalysen; Workload-Erfassungen (geplant) 

Besonderes Merkmal beim Modellprojekt Systemakkreditierung ist 
der Einbezug von externen Expert/-innen bereits in der Phase der 
Studiengangsentwicklung. Damit sollen Fehlentwicklungen so 
frühzeitig wie möglich identifiziert und vermieden werden. 
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5 Synoptische Gegenüberstellung von QS-
Systemen in der beruflichen Fortbildung und 
der Hochschulbildung 

Ziel des synoptischen Vergleichs ist die Gegenüberstellung des 
Entwicklungsstandes institutioneller QS-Systeme in Einrichtungen 
der akademischen und beruflichen Bildung, sowie die unterschied-
lichen externen Rahmenbedingungen, welche einen Einfluss auf 
die Ausgestaltung der organisationsinternen QS besitzen. Was un-
ter einem institutionellen QS-System zu verstehen ist, wurde in 
Kapitel 2 ausführlich erläutert. Danach handelt es sich um eine 
schlüssige Verbindung von Zielsetzungen, Prozessen und Ergeb-
nissen zu einem Qualitätskreislauf mit Hilfe von geeigneten In-
strumenten und Verfahren. QS-Systeme weisen nach dem aktuel-
len Stand der Forschung bestimmte Grundelemente auf wie z.B. 
das Vorhandensein einer Qualitätspolitik, einer Qualitätsplanung 
sowie geeigneter Verantwortungsstrukturen.   

Die Ausführungen in den Kapiteln 3 und 4 haben nicht nur gezeigt, 
dass Qualitätssicherung eine zentral wichtige Aufgabe sowohl in 
der beruflichen Aus- und Fortbildung als auch im Hochschulbe-
reich ist. Vielmehr wurden auch deutliche Unterschiede sowohl 
zwischen den Sektoren als auch zwischen den einzelnen Instituti-
onen innerhalb der Sektoren erkennbar. Vor diesem Hintergrund 
ist es nötig, den Untersuchungsgegenstand weiter einzugrenzen 
und zwar auf Institutionen bzw. Bildungsangebote, die miteinander 
vergleichbar sind.  

Wie bereits in Kapitel 3.1. angesprochen, ist es wenig sinnvoll, die 
QS in Organisationen der Berufsausbildung mit denen von Hoch-
schulen zu vergleichen, da Bildungsziele und Aufgabenspektren 
der beiden Bereiche zu weit auseinander liegen. Während in der 
Berufsausbildung grundlegende berufsbefähigende Kenntnisse 
vermittelt werden, handelt es sich beim Hochschulstudium um eine 
wissenschaftliche Qualifizierung mit entsprechendem Anforde-
rungsniveau. Als Vergleichsebene kommt daher nur die berufliche 
Weiterbildung in Betracht. Dort werden Personen qualifiziert, die 
bereits eine abgeschlossene Berufsausbildung besitzen und über 
ein vertieftes Wissen verfügen. Entsprechend anspruchsvoll sind 
die dort vermittelten Inhalte. Vor diesem Hintergrund erkennen in-
zwischen auch die meisten Bundesländer die Abschlüsse von 
Meister/-innen und ähnlich Qualifizierten als Hochschulzugangsbe-
rechtigung an (vgl. Nickel/Leusing 2009). Absolvent/-innen von 
Aufstiegsfortbildungen können sich mit Ausnahme von Berlin und 
Bremen in allen Bundesländern ohne weitere Zusatzprüfungen für 
ein (fachgebundenes) Studium an einer Hochschule ihrer Wahl 
bewerben.  
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Darüber hinaus ist eine weitere Eingrenzung der Vergleichsgegen-
stände notwendig. Wie in Kapitel 3.2 erläutert, unterscheiden sich 
die freie und die staatlich anerkannte Weiterbildung in der prakti-
schen Anwendung von QS-Systemen. Staatlich anerkannte Fort-
bildungen unterliegen in anderer Weise gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen und Anforderungen als die freien Angebote. Im Hoch-
schulbereich sind die Unterschiede zwischen Studiengängen an 
privaten und staatlichen Einrichtungen weniger gravierend, da 
auch Privathochschulen eine staatliche Anerkennung benötigen, 
um Studienabschlüsse verleihen zu können. Zugleich müssen sie 
Anforderungen an die interne QS erfüllen, deren Einhaltung u.a. 
durch die Studiengangsakkreditierung überprüft wird. Private 
Hochschulen unterliegen damit ähnlichen politischen und rechtli-
chen Anforderungen wie öffentliche Hochschulen. Vor diesem Hin-
tergrund bezieht sich die nachfolgende synoptische Gegenüber-
stellung nur auf QS-Systeme, mit deren Hilfe die Qualität von 
staatlich anerkannten Bildungsangeboten in Hochschulen und 
Fortbildungseinrichtungen entwickelt wird. Der für Hochschulen 
mindestens ebenso zentrale Bereich „Forschung“ wird ausge-
klammert.  

Die Analyse erfolgt anhand von acht Kriterien. Diese nehmen die 
wesentlichen Aspekte der voraus gegangenen Analyse (Kapitel 3 
und 4) auf und verdichten die dort ausführlich dargestellten Infor-
mationen:  

 

1. Politische und rechtliche Rahmenbedingungen  

Relevanz: Staatlich anerkannte Bildungseinrichtungen unterliegen 
in besonderer Weise politischen und rechtlichen Rahmenbedin-
gungen. Das gilt auch für deren QS. Deshalb wird analysiert, wel-
che staatlichen Anforderungen die beiden Bildungssektoren an die 
institutionelle QS stellen.  

2. Qualitätsbegriffe 

Relevanz: Hauptzweck eines QS-Systems ist es, festgelegte Qua-
litätsziele zu erreichen. Grundlage für die Qualitätsziele sind defi-
nierte Qualitätsbegriffe („Was ist für unsere Organisation Quali-
tät?“). Qualitätsbegriffe und davon angeleitete Qualitätsziele be-
stimmen maßgeblich die Ausrichtung des QS-Systems und die 
Wahl der Instrumente. Deshalb ist zu klären, ob es hier Unter-
schiede gibt.    

3. Verbreitung von QS-Systemen 

Relevanz: Das Ausmaß der Anwendung sagt etwas über den Stel-
lenwert aus, den die unterschiedlichen Bildungseinrichtungen der 
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Anwendung von QS-Systemen im Rahmen ihrer Gesamtentwick-
lung geben.  

4. Typen von QS-Systemen 

Relevanz: Eine zentrale Frage ist, ob Einrichtungen unterschiedli-
cher Bildungssektoren aufgrund unterschiedlicher Aufgaben auch 
unterschiedliche QS-Systeme anwenden oder ob ähnliche Modelle 
eingesetzt werden. 

5. Instrumente und Verfahren, die im Rahmen der QS-
Systeme verwendet werden 

Relevanz: In der Praxis des Qualitätsmanagement zeigt sich, dass 
QS-Systeme, selbst wenn sie demselben Modell folgen, auf der 
instrumentellen Ebene unterschiedlich umgesetzt werden. Deshalb 
werden nicht nur die Typen der QS-Systeme gegenübergestellt, 
sondern auch die angewandten Instrumente und Verfahren.   

6. Gegenstände der QS-Systeme  

Relevanz: Die Anwendung von QS-Systemen dient einem Haupt-
ziel und das ist eine möglichst hohe Qualität der Ergebnisse. Ent-
scheidend ist deshalb nicht nur eine Gegenüberstellung der Rah-
menbedingungen, der Qualitätsbegriffe und der Funktionsweise, 
sondern auch der Gegenstände der Qualitätssicherung. In diesem 
Fall also der unterschiedlichen Bildungsangebote und die dort 
vermittelten Kompetenzen.    

7. Aktueller Entwicklungsstand der QS-Systeme 

Relevanz: Selbst wenn Institutionen dieselben QS-Systeme an-
wenden, können Sie doch auf einem unterschiedlichen Entwick-
lungsstand sein. In der Regel dauert es mehrere Jahre, bis QS-
Systeme vollständig implementiert sind. Oft treten im Implementie-
rungsprozess Probleme auf, die dazu führen können, dass dieser 
zum Stocken oder sogar ganz zum Erliegen kommt. In diesen Fäl-
len bleibt das QS-System wirkungslos. 

8. Zertifizierung der QS-Systeme 

Relevanz: Zum Qualitätsmanagement gehört zwingend nicht nur 
dessen organisationsinterne Umsetzung sondern eine regelmäßig 
stattfindende Begutachtung durch externe Sachverständige. QS-
Systeme bedürfen daher einer Auditierung bzw. Zertifizie-
rung/Akkreditierung durch eine dafür autorisierte Stelle. Dies gilt 
umso mehr, wenn die Institutionen, die ein QS-System anwenden, 
staatlichen Anforderungen genügen und dafür einen Nachweis er-
bringen müssen.   
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Tabelle 2: Synopse der QS-Systeme in der beruflichen und akademischen Bildung 

 QS-Systeme in staatlich anerkannten Hoch-
schulen 

QS-Systeme für staatlich anerkannte berufli-
che Weiterbildung 

1. Politische und rechtliche Rah-
menbedingungen  

 In den 16 Landeshochschulgesetzen finden sich 
Rahmenregelungen zur QS in der akademischen Bil-
dung des jeweiligen Bundeslandes. Da die Hoch-
schulen in der Gestaltung von Lehre und Forschung 
autonom sind, schreiben die Landeshochschulgeset-
ze in der Regel nur einige zentral wichtige QS-
Instrumente, wie z.B. die regelmäßige Lehrevaluati-
on, vor. Über weitergehende Maßnahmen entschei-
den die Hochschulen aufgrund ihrer Autonomie 
selbst. Durch den zunehmenden Wettbewerb zwi-
schen den Hochschulen z.B. um staatliche Fördermit-
tel hat der Druck zugenommen, QS in Lehre und 
Forschung zu betreiben und daraus resultierende Ef-
fekte nachzuweisen. Etliche Drittmittelgeber, wie z.B. 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) oder 
die VolkswagenStiftung, machen die Existenz von 
QS-Maßnahmen zu einer zentralen Voraussetzung 
für die Aufnahme in ihre Förderprogramme. Die Ein-
werbung von Drittmitteln ist für Hochschulen sowohl 
wirtschaftlich als auch für die wissenschaftliche Re-
putation von zentraler Bedeutung. 
 

 Als länderübergreifende Richtlinien liegen Beschlüs-
se der KMK zur „Künftigen Entwicklung der länder- 
und hochschulübergreifenden Qualitätssicherung in 
Deutschland“ (2002) sowie zur „Qualitätssicherung 
der Lehre“ (2005) und zur „Qualitätssicherung in der 
Hochschulforschung“ (2006) vor. Zudem hat die KMK 
im Jahr 2005 gemeinsam mit dem Bundesministeri-

 Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) und die Hand-
werksordnung (HwO) gelten bundesweit und definie-
ren den Qualitätsstandard für anerkannte Fortbil-
dungsverordnungen. In Deutschland gibt es derzeit 
insgesamt 131 staatlich anerkannte Fortbildungs-
verordnungen. Bundesweit geregelt sind z.B. die 
Fortbildungen zum Industriemeister, zum Fachwirt, 
und zum Fachkaufmann. Zusätzlich können die In-
dustrie- und Handelskammern (IHK) auf regionaler 
Ebene Fortbildungsprüfungsregelungen erlassen. 
Genaue Zahlen über regionale Fortbildungsverord-
nungen liegen nicht vor. Es wird geschätzt, dass es 
etwa 1.000 im Bundesgebiet gibt. Um trotz der de-
zentralen Entwicklung dieser regionalen Ordnungen 
die Qualität der Fortbildung zu sichern hat der Bun-
desausschuss für Berufsbildung bereits 1979 Emp-
fehlungen, Verfahren und Prüfungsregelungen in re-
gionalen Fortbildungsordnungen erlassen. Zusätz-
lich existiert eine Vereinbarung zwischen dem DGB 
und den Spitzenorganisationen der Wirtschaft, die 
die Kriterien definiert nach denen anerkannten Fort-
bildungsregelungen des Bundes sowie der zustän-
digen Stellen angestrebt werden sollen. 

 
 Da ein qualifizierter beruflicher Ausbildungsab-

schluss die Voraussetzung für die Teilnahme an ei-
ner Veranstaltung zur beruflichen Fortbildung in ei-
nem nach BBiG / HwO anerkannten Fortbildungsbe-
ruf ist, sind auch die rechtlichen Rahmenbedingun-
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um für Bildung und Forschung (BMBF) und der 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) einen nationalen 
„Qualifikationsrahmen für deutsche Hochschulab-
schlüsse“ verabschiedet. Die Beschlüsse der KMK 
sind Vereinbarungen zwischen den Bundesländern, 
die eine bundesweite Orientierungsfunktion erfüllen. 
Eine bindende Wirkung tritt erst dann ein, wenn die 
KMK-Vereinbarungen in Landeshochschulgesetze 
oder landesspezifische Verordnungen übernommen 
werden.    

  
 Alle Landeshochschulgesetze verpflichten die Hoch-

schulen, ihre Studiengänge durch eine vom deut-
schen Akkreditierungsrat zugelassene Agentur zerti-
fizieren zu lassen. Die externe Qualitätsprüfung muss 
die vom Akkreditierungsrat vorgegeben Kriterien be-
rücksichtigen, kann aber darüber hinaus noch weitere 
agenturspezifische Anforderungen beinhalten. 

 
 Der Akkreditierungsrat hat den gesetzlichen Auftrag, 

das System der QS in Studium und Lehre durch Ak-
kreditierung zu organisieren. Er orientiert sich an den 
Beschlüssen der KMK, hier insbesondere an den 
„Ländergemeinsamen Strukturvorgaben gemäß § 9 
Absatz 2 HRG für die Akkreditierung von Bachelor- 
und Masterstudiengängen“ (2008). Weitere maßgeb-
liche Rahmenrichtlinien sind die von den europäi-
schen Bildungsminister/-innen beschlossenen „Euro-
pean Standards and Guidelines for Quality Assuran-
ce in the European Higher Education Area“ (Euro-
pean Association for Quality Assurance in Higher 
Education 2005) sowie der Qualifikationsrahmen für 
die deutschen Hochschulabschlüsse (KMK 2005b). 

gen der beruflichen Ausbildung für die berufliche 
Fortbildung von Bedeutung. Analog zum Bereich der 
anerkannten Fortbildungen definiert das BBiG auch 
für die berufliche Ausbildung Vorgaben, die quali-
tätssichernd wirken: Verfahren zur Entwicklung der 
Curricula, Strukturelemente des Curriculums, ange-
wandte Kompetenzbegriffe, Zielfunktionen, inhaltli-
che und methodische Anforderungen sowie Ausge-
staltung der Prüfungen. Diese qualitätssichernden 
Rahmenbedingungen für die berufliche Ausbildung 
wirken über die Zulassungsvoraussetzungen damit 
indirekt auch auf die Qualität der beruflichen Weiter-
bildung. 

 
 Das novellierte Aufstiegsfortbildungsförderungsge-

setz (AFBG) welches ab 1. Juli 2009 in Kraft tritt, 
sieht vor, dass „Meister-Bafög“ kann nur noch in An-
spruch genommen werden kann, wenn der Bil-
dungsanbieter ein QS-System implementiert hat. 

 
 Darüber hinaus gibt es Gütesiegel staatlicher Stel-

len, welche für spezifische Weiterbildungsangebote 
vergeben werden. Das bekannteste ist das 1977 im 
Fernunterrichtsschutzgesetz (Fern-USG) verankerte 
ZFU-Siegel für Fernunterrichtsangebote. Es schreibt 
vor, dass alle Fernlehrangebote durch die staatliche 
Zentralstelle für Fernunterricht zugelassen werden 
müssen. Sowohl die ZFU als auch das Bundesinsti-
tut für berufliche Bildung überprüfen die Eignung der 
Lehrgänge anhand der Kriterien: Lehrgangsziel, 
Zielgruppe, Didaktik und Methode, Lerninhalte, 
Lehrgangsmaterialien, Betreuung, Evaluation, Ver-
träge sowie Informations- und Werbematerial. Ein 
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 Auf Basis eines KMK-Beschlusses führte der Akkre-
ditierungsrat im Februar 2008 die Akkreditierung von 
QS-Systemen für Lehre und Studium (Systemakkre-
ditierung) ein. Sie stellt eine Alternative zur Akkredi-
tierung einzelner Studiengänge dar. 

 

weiteres solches staatliches Siegel ist bspw. auch 
die Anerkennung nach dem Bremer Weiterbildungs-
gesetz („Bremer Modell“). 

2. Qualitätsbegriffe  Ziel der Hochschulreform der zurückliegenden 20 
Jahre ist es, den Hochschulbereich stärker wettbe-
werblich zu organisieren. In Folge dessen ist es zu 
einer deutlichen funktionalen und qualitativen Diffe-
renzierung der akademischen Einrichtungen gekom-
men. Qualität wird als „fitness for purpose“ definiert 
und orientiert sich demnach an den profilspezifischen 
Bildungszielen der jeweiligen Hochschule bzw. des 
jeweiligen Studiengangs. Da im Hochschulbereich 
Lehre und Forschung häufig im Zusammenhang ge-
sehen werden, spielt der Forschungsbezug für die 
Qualität der akademischen Bildung eine Rolle. Diese 
ist jedoch je nach fachlicher Ausrichtung des Stu-
diengangs unterschiedlich ausgeprägt.  
 

 Mit zunehmender Differenzierung haben sich externe 
Qualitätsprüfungen sowohl für Lehre und Studium als 
auch für die Forschung etabliert. Dabei handelt es 
sich vor allem um die unter Kriterium 1 bereits aus-
führlich dargestellten Studiengangsakkreditierungen 
sowie auch Rankings bzw. Ratings. Letztere werden 
von unabhängigen wissenschaftsnahen Einrichtun-
gen wie z.B. dem Wissenschaftsrat, der DFG und 
dem CHE durchgeführt. Die in diesem Zusammen-
hang angewandten Qualitätsbegriffe orientieren sich 
vorwiegend an Qualitätskriterien, die von den Institu-
ten selber entwickelt werden. Da die externen Quali-

 Der übergeordnete Qualitätsbegriff für die berufliche 
Fortbildung ist die Erhaltung und Anpassung sowie 
die Erweiterung der beruflichen Handlungsfähigkeit. 
Dieser Qualitätsbegriff wird durch das BBiG und die 
HwO bundeseinheitlich normiert. Um dieses Quali-
tätsziel in allen Fortbildungen nach BBiG/HwO si-
cher zu stellen werden in BBiG/HwO ein Qualitäts-
standard für diese Fortbildungsverordnungen defi-
niert. Alle Fortbildungsverordnungen müssen da-
nach die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses, 
die Zulassungsvoraussetzungen und insbesondere 
die Prüfungsanforderungen sowie das Prüfungsver-
fahren enthalten.  

 
 Ergänzt und präzisiert wird dieser Qualitätsbegriff 

durch Empfehlungen des Bundesausschusses für 
Berufsbildung zur Anwendung von Lehrgangsemp-
fehlungen. BBiG und HwO normieren wie oben dar-
gestellt nicht einzelne Fortbildungsmaßnahmen, 
sondern regeln vor allem die Voraussetzungen und 
Verfahren der Prüfungen. Durch die Anwendung von 
Lehrgangsempfehlungen sollen damit auch für die 
inhaltlichen und methodischen Anforderungen ein-
heitliche Kriterien für Fortbildungsgänge geschaffen 
werden. Das Qualitätsziel der beruflichen Hand-
lungsfähigkeit wird damit näher operationalisiert. 
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tätsprüfverfahren inzwischen u.a. auch die Reputati-
on von Hochschulen mit beeinflussen, haben die dort 
angewandten Qualitätsbegriffe eine Wirkung in die 
Universitäten und Fachhochschulen hinein.  

 

 Die Qualität der bundeseinheitlichen Prüfungen wird 
zusätzlich durch spezielle Maßnahmen gesichert, 
wie bspw. durch die DIHK-Bildungs-GmbH. Es han-
delt sich hierbei um ein QS-System nach ISO 
9001:2000, das von der CERTQUA zertifiziert wird. 
Alle für die einheitliche Aufgabenstellung notwendi-
ge Prozessabläufe werden innerhalb dieses Sys-
tems dokumentiert, damit offengelegt und qualitäts-
gesichert. Auch alle externen Partner (Experten in 
den Prüfungskommissionen, Druckereien, Kurier-
dienste etc.) werden schriftlich zur Einhaltung von 
Qualitätsstandards verpflichtet. 

 
 Für Fortbildungsregelungen in Industrie und Handel 

ist 2000 zusätzlich einen Systematik von Qualifikati-
onsebenen entwickelt worden. Danach werden die 
Fortbildungsabschlüsse drei qualitativ unterschiedli-
chen Niveaus zugeordnet:  
- Erwerb von Zusatzqualifikationen wie sprachliche 

Qualifikationen, Spezialkenntnisse zu Produkten 
und Produktionsverfahren etc.  

- Abschlüsse von Meistern, Fachwirten, Fachkauf-
leuten 

- Qualifikationen für Leitungsfunktionen mittelstän-
discher Organisationen 

3. Verbreitung von QS-Systemen  Die Implementierung von QS-Systemen ist im deut-
schen Hochschulsektor ein vergleichsweise neuer 
Trend. Entsprechend ist der Verbreitungsgrad nied-
rig, allerdings bei stark zunehmender Tendenz, was 
vor allem der Einführung der in Kriterium 1 beschrie-
benen Systemakkreditierung im Jahr 2008 zuzu-
schreiben ist. Die QS in Hochschulen wurden in den 
zurückliegenden 20 Jahren sukzessive ausgebaut: 

 QS-Systeme haben im Sektor der beruflichen Fort-
bildungen eine weite Verbreitung gefunden. Gründe 
dafür sind sowohl die kompetitive Anbieterstruktur, 
in deren Rahmen die Sicherung von Marktvorteilen 
über den Nachweis einer bestimmten Qualität der 
Bildungsangebote erfolgt, als auch die Veränderung 
gesetzlicher Rahmenbedingungen. Wie unter Krite-
rium 1 ausführlich dargestellt, sieht die zum 1. Juli 
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Zu Beginn der 90er Jahren kamen in den Hochschu-
len zunächst verstärkt Evaluationsverfahren zur An-
wendung, vor allem in Form von Verbund-
Evaluationen. Mit Einsetzen des Bologna-Prozesses 
im Jahr 1999 etablierten sich zunehmend mehr QS-
Instrumente. Inzwischen hat sich die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass diese Flut an Einzelinstrumenten 
zu einem System verknüpft werden müssen, um 
Qualität in Lehre und Forschung nachhaltig entwi-
ckeln zu können.  

 

2009 in Kraft tretende Novelle des AFBG vor, dass 
die Teilnehmer/-innen staatlich anerkannter Fortbil-
dungen nur noch dann „Meister-Bafög“ in Anspruch 
nehmen können, wenn die Einrichtung, bei der die 
Fortbildung gemacht wird, über ein QS-System ver-
fügt (siehe Kriterium 1).  

 

4. Typen von QS-Systemen 
 

 Institutionelle Evaluationssysteme  
Dieser Typ kommt vorwiegend in Universitäten vor. 
Dort sind zumindest im Forschungsbereich Evaluati-
onsverfahren schon sehr lange verankert und wurde 
– wie in Kriterium 3 erläutert – allmählich auch auf 
den Bereich von Lehre und Studium ausgedehnt. 
Das Verfahren besteht aus drei Stufen: Selbstbericht 
der untersuchten Einheit, Begutachtung durch exter-
ne Experten, Abschluss von Vereinbarungen zur 
Verbesserung. Ausgehend von diesem Modell wer-
den in institutionelle Evaluationssystemen alle Orga-
nisationsbereiche von Universitäten regelmäßig auf 
ihre Qualität hin überprüft und zwar vor allem gemes-
sen an ihren Zielen, was eine bereits hohe Zielquali-
tät impliziert. Die Ergebnisse der Evaluationsverfah-
ren werden über Zielvereinbarungen und/oder finan-
zielle Anreizsysteme mit der strategischen Steuerung 
verbunden. In die institutionellen Evaluationssysteme 
werden die in Kriterium 5 genannten Instrumente und 
Verfahren z.T. integriert.  
 
 

 DIN ISO 9000ff. 
Qualitätssicherungssysteme nach ISO 9000ff. sind 
keine speziell für (Weiter-)Bildungseinrichtungen 
entwickelten Qualitätssicherungssysteme, sondern 
fanden ursprünglich vor allem in der produzierenden 
Wirtschaft Anwendung. Damit sind auch die Bewer-
tungsgegenstände wie bspw. „Führung“, „prozess-
orientiertes Ressourcenmanagement“, „sachbezo-
gene Entscheidungsfindung“, „gute Lieferantenbe-
ziehungen“ etc. vergleichsweise allgemein und nicht 
alle Gegenstände sind in gleichem Maße auch für 
Weiterbildungseinrichtungen relevant. In der anwen-
denden Organisation müssen die Bewertungsge-
genstände daher für Weiterbildungseinrichtungen 
spezifiziert werden. Übergeordnetes Qualitätsziel 
von ISO 9000ff-Systemen ist die Kundenzufrieden-
heit.  
 

 EFQM 
Auch das EFQM-Modell ist als eines der ersten QS-
Systeme das in Weiterbildungseinrichtungen An-
wendung fand, nicht spezifisch für Weiterbildungs-
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 Qualitätsmanagementsysteme in Anlehnung an 
EFQM und DIN ISO 9000ff. 
Dieser Typ ist in Fachhochschulen eher verbreitet als 
in Universitäten. Ausgangspunkt ist eine Strategie-
konzept, welches zugleich die Qualität definiert, wel-
che im Rahmen der Studienangebote erreicht werden 
soll. Darauf abgestimmt werden Strukturen und Pro-
zesse gestaltet und Ressourcen verteilt. Die Ergeb-
nisse werden mittels Evaluations- und 
Controllingverfahren ermittelt und mit dem Strategie-
konzept rückgekoppelt. So entsteht ein Qualitäts-
kreislauf. Die in Kriterium 5 genannten Instrumente 
und Verfahren werden z.T. integriert. 
   

 QS-Systeme nach Maßgabe der Systemakkredi-
tierung 
Dieser Typ ist gerade im Entstehen und wird bisher 
nur an der Universität Mainz erprobt. Andere Hoch-
schule sind aber dabei, bestehende QS-Systeme so 
anzupassen oder neu aufzubauen, dass sie konform 
mit den Kriterien der Systemakkreditierung sind. Die 
Systemakkreditierung sieht vor, dass die Hochschule 
ein QS-System implementiert hat, mit dem sie nach-
weislich und nachhaltig die Qualität ihrer Studienan-
gebote steuern kann. Es basiert auf einer transparen-
ten Qualitätspolitik und einem klaren Ausbildungspro-
fil und beinhalte eine Auswahl der Instrumente und 
Verfahren, die unter Kriterium 5 erläutert werden. 
 

einrichtungen entwickelt worden, sondern auch hier 
wurde das Konzept aus der produzierenden Wirt-
schaft von Weiterbildungseinrichtungen auf ihre 
„Produktionsprozesse“ angepasst. Auch hier sind die 
Bewertungskriterien daher analog zum ISO-Modell 
vergleichsweise allgemein und bildungsunspezifisch. 
Der zentrale Unterschied zum ISO-Modell besteht 
darin, dass das EFQM Modell als oberstes Quali-
tätsziel nicht nur die Kundenzufriedenheit definiert, 
sondern die Berücksichtigung der Belange aller am 
„Produktionsprozess“ beteiligter Akteure.  
 

 PAS 1037 
Dieser Typ ist speziell für Einrichtungen der wirt-
schaftsorientierten Aus- und Weiterbildung entwi-
ckelt und 2004 vom Deutschen Institut für Normung 
(DIN) zugelassen worden. Es handelt sich – ähnlich 
wie das EFQM – um ein Modell, welches nach Qua-
litätsstufen unterscheidet: Basis, Standard und Ex-
zellenz. Zur Erreichung der jeweiligen Stufe muss 
das QS-System der Weiterbildungseinrichtung be-
stimmte Anforderungen erfüllen. 
  

 DVWO-Qualitätsmodell 
Dieser Typ ist vom Dachverband der Weiterbil-
dungsorganisationen e.V. entwickelt worden. Es 
versteht sich als Ergänzung zum QS-System nach 
DIN ISO 9000ff. und stellt ein spezielles Prozess-
modell „DVWO-ProzessAcht“ bereit. Dadurch sollen 
die für Weiterbildungsanbieter wichtigen unterrichts- 
und teilnehmerbezogenen Qualitätsanforderungen 
besser einbezogen werden können. 
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 LQW-Modell 
Dieser Typ ist ebenfalls speziell auf Weiterbildungs-
einrichtungen zugeschnitten, orientiert sich aber im 
Unterschied zum DVWO-Qualitätsmodell nicht an 
der DIN ISO 9000ff. sondern am TQM bzw. EFQM-
Ansatz. In Folge dessen zielt es auf eine umfassen-
de, kontinuierlich laufende Organisations- und Per-
sonalentwicklung unter Einbeziehung von Instru-
menten und Verfahren der strategischen Steuerung.  

  
 QESplus 

Dieser Typ stellt die Selbstevaluation von Einrich-
tungen plus externe Begutachtung in den Mittel-
punkt, ist also vom Ansatz her vergleichbar mit dem 
aus dem Hochschulbereich bekannten „Institutionel-
le Evaluationssystem“. Initiiert wurde das „Qualitäts-
EntwicklungsSystem-Weiterbildung“ vom Landesbei-
rat für Erwachsenenbildung des Freistaates Sach-
sen.  

 
5. Instrumente und Verfahren, die 
im Rahmen der QS-Systeme ver-
wendet werden 
 

 Strategische Steuerung 
- Transparente Qualitätspolitik und -strategie für die 

gesamte Hochschule und einzelne Fakultäten 
- Einsatz strategischer Steuerungsinstrumente wie 

z.B. finanzielle Anreize, Abschluss von Zielverein-
barungen zwischen Hochschulleitung und Fakul-
täten 

 
 Input 

- Bereitstellung einer geeigneten IT-Infrastruktur für 
Lehrende und Lernende 

- Verbesserung des Studierendenservice und der 
Prüfungsverwaltung insbesondere durch Einsatz 

 Strategische Steuerung 
- Ausrichtung der Curriculumsentwicklung an den 

Vorgaben von BBiG und HwO sowie den regio-
nalen bzw. branchenspezifischen Fortbildungs-
verordnungen. Hinzu kommen Rechtsverordnun-
gen, an deren Erarbeitung die Sozialpartner, 
Bund, Länder, BMBF bzw. BMWi und das BIBB 
beteiligt sind sowie Rechtsverordnungen auf re-
gionaler Ebene von den IHKs. 

- Berücksichtigung bundeseinheitlicher Standards 
für Prüfungen und verbindlich anzuwendender 
Musterprüfungsordnungen 

- Berücksichtigung regionaler Qualitätsstandards 
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von Online-Verfahren 
- Personelle und räumliche Verbesserungen aus 

Studiengebühren 
- Angebote für besondere Zielgruppen (Studierende 

mit Kind, Studierende ohne Abitur und Fachhoch-
schulreife, Teilzeitstudierende) 

- Prüfung von didaktischen Kompetenzen im Rah-
men von Berufungsverfahren 

- Personalentwicklungsmaßnahmen für Lehrende 
 

 Prozessmanagement 
- Peer Reviews 
- Studentische Lehrveranstaltungskritik 
- Befragungen von Studierenden zu ihrer Studiensi-

tuation 
- Modulevaluationen 
- Modellierung von lehrrelevanten Organisations-

prozessen 
- IT-gestütztes Prozessmanagement 
- Einbeziehung externer Stakeholder wie z.B. Ar-

beitsgeber und Wirtschaftsverbände in die 
Curriculumsentwicklung 

- Mentoren- und Tutorenprogramme 
 

 Controlling 
- Qualitätsmessung anhand von Indikatoren 
- Absolventenanalysen 
- Abbrecheranalyse 
- Lehrberichte 
- Sammlung und Aufbereitung qualitätsrelevanter 

Daten mittels Managementinformationssystemen 
 
Die in dieser Übersicht genannten Instrumente und Ver-

für die Handhabung von Prüfungsaufgaben 
 

 Prozessmanagement 
- Modellierung von lehrrelevanten Organisations-

prozessen 
- IT-gestütztes Prozessmanagement 
 

 Controlling 
- Zufriedenheitsbefragungen bei den Teilneh-

mer/-innen 
- Arbeitgeberbefragungen 
- Untersuchungen zum beruflichen Erfolg bzw. 

Verbleib der Teilnehmer/-innen 
  

Die in der Übersicht genannten Instrumente und Ver-
fahren werden von den Fortbildungseinrichtungen häu-
fig nicht im Rahmen von QS-Systemen eingesetzt, 
sondern punktuell und anlassbezogen. Dies gilt insbe-
sondere für QS-Maßnahmen, die durch Gesetze und 
Verordnungen vorgegeben sind.  
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fahren werden von den Hochschulen überwiegend punk-
tuell und anlassbezogen eingesetzt und nicht eingebun-
den in ganzheitliche QM-Systeme. Die meisten QM-
Systeme im Hochschulbereich befinden sich noch in der 
Aufbauphase (vgl. Kriterium 7). Zudem wenden nicht 
alle Hochschulen diese Instrumente und Verfahren in 
gleicher Weise und Intensität an. Vielmehr gibt es hier 
erhebliche Unterschiede. Im Rahmen ihrer Autonomie 
können Hochschulen bis zu einem gewissen Grad sel-
ber entscheiden, welche Instrumente und Verfahren sie 
zur QS verwenden. Vorgaben der Landeshochschulge-
setze sind dabei zu beachten (vgl. Kriterium 1). 

6. Gegenstände der QS-Systeme  Hauptgegenstand der QS-Systeme für Lehre und 
Studium ist die Qualität der vermittelten Kompeten-
zen. Von diesen hängt der Erfolg der Absol-
vent/-innen am Arbeitsmarkt ab. Welchen Qualitäts-
ansprüchen die vermittelten Kompetenzen genügen 
müssen, hängt von der fachlichen Ausrichtung und 
den Zielen des jeweiligen Studiengangs ab.  

 Seit 2005 gibt es einen „Qualifikationsrahmen für 
deutsche Hochschulabschlüsse“, der Grundlage für 
die Akkreditierung von Studiengängen bzw. der Sys-
temakkreditierung ist. Dort sind in sehr hoch aggre-
gierter Form unterschiedliche Kompetenzen für Ba-
chelor- und Masterstudent/-innen ausgeführt. 

 
 Danach müssen Bachelor-Absolvent/-innen 

-  ihr Wissen und Verstehen auf ihre Tätigkeit oder 
ihren Beruf anwenden und Problemlösungen und 
Argumente in ihrem Fachgebiet erarbeiten und 
weiterentwickeln können. 

-  relevante Informationen, insbesondere in ihren 
Studienprogrammen sammeln, bewerten und in-

 Hauptgegenstand von QS-Systemen in der berufli-
chen Fortbildung ist die Qualität der vermittelten 
Kompetenzen. Abstrakt formuliert soll die „berufliche 
Fortbildung es ermöglichen, die berufliche Hand-
lungsfähigkeit zu erhalten und anzupassen oder zu 
erweitern und beruflich aufzusteigen“ (§ 1 IV BBiG). 

 
 Einen Qualifikationsrahmen für Abschlüsse in der 

deutschen Fortbildung gibt es nicht. Wie unter Krite-
rium 2 ausgeführt, ist aber für Fortbildungsregelun-
gen in Industrie und Handel 2000 eine Systematik 
von Qualifikationsebenen entwickelt worden. Da-
nach werden in diesem wichtigen Bereich der beruf-
lichen Fortbildung drei Qualifikationsstufen unter-
schieden: 
- Erwerb von Zusatzqualifikationen wie sprachliche 

Qualifikationen, Spezialkenntnisse zu Produkten 
und Produktionsverfahren etc.  

- Abschlüsse von Meistern, Fachwirten, Fachkauf-
leuten 

- Qualifikationen für Leitungsfunktionen mittelstän-
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terpretieren können. 
-  daraus wissenschaftlich fundierte Urteile ableiten 

können, die gesellschaftliche, wissenschaftliche 
und ethische Erkenntnisse berücksichtigen. 

-  selbständig weiterführende Lernprozesse gestal-
ten können. 

 
Master-Absolvent/-innen müssen: 

- ihr Wissen und Verstehen sowie ihre Fähigkeiten 
zur Problemlösung auch in neuen und unvertrau-
ten Situationen anwenden können, die in einem 
breiteren oder multidisziplinären Zusammenhang 
mit ihrem Studienfach stehen. 

- Wissen integrieren und mit Komplexität umgehen 
können. 

- auch auf Grundlage unvollständiger oder begrenz-
ter Informationen wissenschaftlich fundierte Ent-
scheidungen fällen und dabei gesellschaftliche, 
wissenschaftliche und ethische Erkenntnisse be-
rücksichtigen können, die sich aus der Anwen-
dung ihres Wissens und aus ihren Entscheidun-
gen ergeben. 

- selbständig neues Wissen und Können aneignen 
können. 

- weitgehend selbstgesteuert und/oder autonom ei-
genständige forschungs- und anwendungsorien-
tierte Projekte durchführen können. 

 

discher Organisationen 
 

7. Aktueller Entwicklungsstand 
der QS-Systeme 

Es gibt nur wenige Hochschulen in Deutschland, die 
über ein ausgereiftes QS-System verfügen. Der über-
wiegende Teil der Hochschulen hat erst vor kurzem mit 
dem Aufbau von QS-Systemen für Lehre und Studium 
begonnen. Das bedeutet allerdings nicht, dass Hoch-

Fortbildungseinrichtungen haben die Wahl zwischen 
einer Fülle von QS-Systemen, die sich in den vergan-
genen Jahren herausgebildet haben. Es liegen aber 
keine gesicherten Erkenntnisse darüber vor, wie ausge-
reift und wirksam diese Modelle in der Praxis sind. Auf-
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schulen nur wenig für die QS ihrer Studienangebote 
getan haben. Vielmehr erfolgte die QS nicht mittels ei-
nes Systems sondern unter Einsatz einer Fülle einzelner 
Instrumente und Verfahren (vgl. Kriterium 5). Hinzu 
kommen die qualitätssichernden Wirkungen von exter-
nen Qualitätsprüfungen in Form von Akkreditierungsver-
fahren sowie Rankings und Ratings.  

grund starker rechtlicher Normierung durch Bundesge-
setze, regionale Ordnungen sowie einer Vielzahl unter-
schiedlicher und erprobter Empfehlungen sowie von 
Selbstverpflichtungen scheint die Qualität im Bereich 
der Curriculumsentwicklung gesichert zu sein.  

8. Zertifizierung der QS-Systeme Die Zertifizierung von QS-Systemen erfolgt freiwillig. 
Möglich ist sie entweder durch die Systemakkreditierung 
oder durch andere Zertifizierungsinstitute wie z.B. 
CERTQUA. Anders verhält es sich bei der Zertifizierung 
von Studiengängen. Hier verpflichten die Landeshoch-
schulgesetze die Hochschulen zu einer Studien-
gangsakkreditierung. Möglicherweise kommt es hier 
durch die Einführung der Systemakkreditierung zu Än-
derungen.  

Die Zertifizierung erfolgt freiwillig. Möglich ist sie durch 
die Organisationen, welche speziell für Zertifizierung 
einer der unter Kriterium 4 beschrieben QS-Typen zu-
gelassen bzw. autorisiert sind. Über diese freiwilligen 
Zertifizierungen hinaus evaluieren IHKen und HWKen 
die Ergebnisse ihrer Arbeit über Prüfungsstatistiken 
sowie im Rahmen von Erfolgsumfragen kontinuierlich. 
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6 Arbeitsmarktpotentiale 

Nach dem Vergleich der Qualitätssicherungssysteme der berufli-
chen und akademischen Ausbildung (Kapitel 3 bis 5) ist es Ge-
genstand dieses zweiten Arbeitsschritts, die Wertigkeit beruflicher 
und akademischer Ausbildungsgänge auf unterschiedlichen Ebe-
nen einer empirischen Bestandsaufnahme zu unterziehen. Diese 
Bestandsaufnahme erfolgt dabei über die Darstellung unterschied-
licher Indikatoren, die den Wert der unterschiedlichen Bildungs-
gänge am Arbeitsmarkt operationalisieren können. 

In der Literatur werden folgende Indikatoren diskutiert:  

 Employability als Hinweis auf die berufliche Handlungsfähig-
keit von Absolvent/-innen akademischer und beruflicher Bildung 

 Tarifliche Eingruppierung beruflicher und akademischer Bil-
dungsabschlüsse als Indikator für die formale Wertigkeit 

 Bildungsrenditen zur Operationalisierung des monetären Nut-
zens akademischer und beruflicher Bildung 

 Erwerbsbeteiligung um den individuellen und volkswirtschaftli-
chen Nutzen akademischer und beruflicher Bildung zu be-
schreiben 

 Kompetenzen zur Beschreibung der Ergebnisse akademischer 
und beruflicher Bildung  

Im Folgenden werden die einzelnen Indikatoren zur Wertigkeit zu-
nächst getrennt dargestellt, bevor abschließend ein Gesamtver-
gleich versucht wird. 

 

6.1 Employability 

Employability wird im deutschen Sprachraum meist mit Beschäfti-
gungsfähigkeit übersetzt. Der Begriff betont die wechselseitige Be-
ziehung zwischen (Aus-)Bildungsinhalten und Bedürfnissen des 
Arbeitsmarkts und ist damit ein Indikator für die Arbeitsmarktrele-
vanz eines Bildungsgangs. Der Maßstab für die Bestimmung von 
employability ist dabei nicht unveränderlich, sondern wird durch 
die sich stetig verändernden Anforderungen des Arbeitsmarkts ge-
setzt. Das Ziel der employability ist damit ein bewegliches. Der 
Nachweis der employability wird letztendlich erst über den Erwerb 
eines Beschäftigungsverhältnisses selbst nachgewiesen.  
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In der Betrachtung von Beschäftigungsfähigkeit müssen zwei un-
terschiedliche Dimensionen unterschieden werden. Zum einen be-
ziehen sich Betrachtungen zur Beschäftigungsfähigkeit auf die Ar-
beitsmarktchancen im unmittelbaren Anschluss an die berufliche 
Aus- oder Fortbildung bzw. das Studium. Zum anderen kann die 
Entwicklung der Beschäftigungsfähigkeit auch über das gesamte 
Erwerbsleben hinweg betrachtet werden. Hier wird die Frage ge-
stellt, wie viel der durch die berufliche oder akademische Qualifika-
tion erworbenen Kenntnisse im weiteren Berufsleben noch verwer-
tet werden können.  

Im Folgenden wird die Beschäftigungsfähigkeit von Absol-
vent/-innen beruflicher und akademischer Ausbildungsgänge ge-
trennt nach diesen beiden Dimensionen dargestellt.  

6.1.1 Beschäftigungsfähigkeit im direkten Anschluss an 
berufliche oder akademische Abschlüsse 

Den Absolvent/-innen beruflicher Aus- und Fortbildungsgängen 
wird traditionell ein hohes Maß an Beschäftigungsfähigkeit – 
employability – unterstellt (vgl. IW 2008: 229). Dies resultiert vor 
allem aus der zentralen Verantwortung der Wirtschaft innerhalb 
des deutschen Systems beruflicher Aus- und Fortbildung. In der 
beruflichen Ausbildung werden in einigen Branchen Übernahme-
quoten von 75% und mehr erreicht (vgl. BMBF 2008: 424). Auch 
für die berufliche Fortbildung gibt es ähnliche Erfolgszahlen: Zwei 
Drittel der Absolvent/-innen von IHK-Weiterbildungsprüfungen ge-
ben an, die Weiterbildungsinvestition hätte sich positiv auf die be-
rufliche Entwicklung ausgewirkt und sich in größerer Verantwor-
tung und finanziellen Verbesserungen niedergeschlagen (vgl. 
DIHK 2008a: 18ff.).  

Auch im Bereich der akademischen Bildung existieren enge und 
weitreichende historische Beziehungen zwischen Hochschulen, 
Wirtschaft und Gesellschaft. Dennoch ist die ausgeprägte Debatte 
um eine stärkere Förderung der Verwertbarkeit der universitären 
Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt noch vergleichsweise neu 
und eng mit den Entwicklungen und Erfordernissen der Wissens- 
und Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts verknüpft. Der 
Europäische Rat hat 2000 in Lissabon festgelegt „die Union zum 
wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirt-
schaftsraum in der Welt zu machen“ (ER 2000). Universitäten gel-
ten dabei als wichtige Institutionen, diese Ziele zu erreichen. Im 
Rahmen des Bologna-Prozesses hat sich die Förderung von 
employability zu einem wichtigen Anliegen entwickelt. In der Bolo-
gna-Erklärung von 1999 wird das Ziel formuliert „to create a Euro-
pean space for higher education in order to enhance the employ-
ability and mobility of citizens“ (EUA o.J.: 4). Die Universitäten ha-
ben diesen Auftrag inzwischen angenommen. In der Lissabon-
Deklaration der European University Association (EUA) wird unter 
dem Punkt employability formuliert:  
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„Universities recognize that additional efforts are needed to make 
employers aware of the enormous efforts which are being under-
taken to reform curricula. They will seek to engage more consis-
tently in dialogue with employers, provide better information on the 
competences and learning outcomes of their graduates and put in 
place systems to track graduate employment“ (EUA 2007: 3). 

Die Förderung der employability von Hochschulabsolvent/-innen ist 
bereits auch empirisch bemerkbar. Die Vermittlung von Schlüssel-
qualifikationen, die Praxisnähe von Studiengängen sowie neue 
und intensivere Kooperationsformen zwischen Hochschule und 
Wirtschaft haben in den letzten Jahren deutlich an Bedeutung ge-
wonnen. Allerdings sind auch noch große Unterschiede in der 
Ausgestaltung von Bachelor-Studiengängen und in ihrer Umset-
zung der Förderung von employability zu erkennen, verbunden mit 
erheblichen Unsicherheiten bei der Einschätzung von Potenzialen 
und Kompetenzen von Bachelorabsolvent/-innen (IW 2008: 223; 
234). 

Die Untersuchung von CHE und dem Arbeitskreis Personalmarke-
ting zur Umsetzung dieses Ziels im Rahmen der aktuellen Studi-
engangreformen zeigt, dass einige Hochschulen die employability 
ihrer Absolventen bereits systematisch fördern. Insbesondere 
Fachhochschulen und Berufsakademien nehmen dieses Ziel dabei 
schon sehr ernst (vgl. CHE / dapm 2008). In Universitäten steht 
die Förderung von employability noch nicht so sehr im Mittelpunkt 
wie an Berufsakademien und Fachhochschulen. Nur zwei Univer-
sitäten tauchen im Rahmen des Rankings mit guten Wertungen 
auf (vgl. CHE / dapm 2008). Hier artikuliert sich in den universitä-
ren Curricula die historisch begründete Ausrichtung und Schwer-
punktsetzung auf die Vermittlung wissenschaftlicher Qualifikatio-
nen.  

Die zunehmende Bedeutung der employability zeigt sich an der 
Entwicklung der dualen Studiengänge in Deutschland. Im Juli 2008 
studierten knapp 44.000 Studierende in 687 Studiengängen an 
260 Hochschulen / Berufsakademien.34 Damit studieren gut 2% al-
ler Studierenden in dualen Studiengängen (vgl. auch Becker 
2006). Allerdings ist das Angebot von und die Nachfrage nach 
dualen Studiengängen in den letzten Jahren enorm gewachsen. 
2006 nahm die Zahl der dualen Studiengänge um 9,5% zu. 2007 
wurde eine Zunahme an Studiengängen um 3,2% erreicht (vgl. 
BIBB 2008: 11). Auch auf der Nachfrageseite sind duale Studien-
gänge beliebt. Auf einen Studienplatz bewerben sich in der Regel 
rund 50 Bewerber/-innen. Einzelne Großunternehmen erreichen 
sogar 1.000 Bewerber/-innen pro Studienplatz.35

                                                
34  www.ausbildung-plus.de. 

 Dabei ist noch 

35  Ebd.. 
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kein Ende dieser Entwicklung abzusehen. Die flächendeckende 
Einführung der BA-/MA-Abschlüsse an allen Hochschulen im 
Rahmen des Bologna-Prozesses wird diese Entwicklung weiter 
befördern. Baden-Württemberg hat inzwischen den Bachelor-
Abschluss, der an einer Berufsakademie erworben wird, mit dem 
Bachelor-Abschluss an Fachhochschulen und Universitäten 
gleichgestellt.  

Wie wichtig die Förderung von employability innerhalb der akade-
mischen Bildung aus Sicht der Unternehmen ist, zeigt sich in den 
exzellenten Perspektiven von Absolvent/-innen dualer Studien-
gänge auf dem Ausbildungsmarkt. Durch die praktische Ausbil-
dung im Betrieb benötigen sie im Gegensatz zu Hochschulabsol-
vent/-innen traditioneller Studiengänge keine zeit- und kostenin-
tensiven Einarbeitungszeiten oder Traineeprogramme. 90% der 
Absolvent/-innen von Berufsakademien finden unmittelbar nach ih-
rem Abschluss einen angemessenen Arbeitsplatz – die meisten im 
Ausbildungsbetrieb.36

Demgegenüber stehen teilweise problematische und langwierige 
Übergänge von Hochschulabsolvent/-innen einzelner Studiengän-
ge in den Arbeitsmarkt. Nach der neusten Absol-
vent/innenbefragung des Hochschulinformationssystems (HIS) ge-
hen zwar 90% der Hochschulabsolvent/-innen 5 Jahre nach dem 
Abschluss einer regulären Erwerbstätigkeit nach, nur 2% (FH) 
bzw. 3% (Uni) der Absolvent/-innen sind nach diesem Zeitraum 
arbeitslos. In bestimmten Fachrichtungen lassen sich jedoch in der 
ersten Phase nach dem Studienabschluss vielfältige Kombinatio-
nen bspw. von Werk- und Honorararbeiten, Übergangsjobs, Prak-
tika sowie weiteren akademischen und beruflichen Qualifizierun-
gen finden. Einzelne Fachrichtungen sind hierbei allerdings in un-
terschiedlichem Maße betroffen. Schwierig ist der Übergang bei-
spielsweise für Studierende der Architektur, Rechtswissenschaft 
oder auch in Magisterstudiengängen (vgl. Briedis / Minks 2007; 
Kerst / Schramm 2008). 

 

Für die berufliche Verwertbarkeit von BA-Abschlüssen, die an 
Fachhochschulen und Universitäten erworben worden sind, sind 
eindeutige Aussagen aufgrund der noch geringen Erfahrungen mit 
dieser vergleichsweise neuen Abschlussart noch schwierig. Erste 
Studien kommen zu vorsichtig optimistischen Einschätzungen hin-
sichtlich der Akzeptanz der Absolvent/-innen auf dem Arbeitsmarkt 
(vgl. Stifterverband 2005, DIHK 2008b, skeptischer: Stifterverband 
2008) 

                                                
36  www.ausbildung-plus.de. 
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6.1.2 Beschäftigungsfähigkeit im weiteren Berufsleben 

Studien zu den „Abschreibungsraten“ von durch berufliche Ausbil-
dung und Studium erworbenem Fachwissen im Berufsleben zei-
gen, dass das durch eine (duale) berufliche Ausbildung erworbene 
Fachwissen im weiteren Berufsleben im Durchschnitt einer starken 
Entwertung unterliegt (Ludwig / Pfeiffer 2006). Maßgeblich für die 
vergleichsweise hohe Abschreibungsrate bei der beruflichen Aus-
bildung ist dabei der Anteil der unfreiwillig erfolgten Berufswechsel, 
durch die das erworbene Wissen deutlich entwertet wird. Demge-
genüber ist für Absolvent/-innen einer Meister-/Techniker-
ausbildung sowie für Hochschulabsolvent/-innen der Anteil der be-
ruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten, die in der Ausbildung er-
worben wurde, und in der jetzigen Tätigkeit noch verwertet werden 
kann, im weiteren Berufsleben hoch und die Abschreibungsrate 
des Wissens niedrig.  

Die Entwicklung der Beschäftigungsfähigkeit von Absolvent/-innen 
unterschiedlicher Bildungsgänge über die Zeit spielt auch in der 
Berechnung von Bildungsrenditen eine Rolle. Hier wird Beschäfti-
gungsfähigkeit jedoch nicht als „Abschreibungsrate“ und damit als 
Wertverlust von Fachwissen operationalisiert, sondern gilt als Maß 
für das Risiko, mit der entsprechenden Ausbildung (im Verlauf des 
Berufslebens) arbeitslos zu werden. Die Berechnungen dieses 
Maßes für berufliche und akademische Bildung werden im Kapitel 
zu den Bildungsrenditen (Kapitel 6.3) dargestellt.  

Die Beschäftigungsfähigkeit beeinflusst auch die Erwerbsbeteili-
gung. Anders als bei der oben vorgestellten Studie von Ludwig 
und Pfeiffer, bei der die untersuchten Personen bei Befragung in 
Erwerbstätigkeit stehen, kann mangelnde Beschäftigungsfähigkeit 
nicht nur einen Wechsel zwischen Erwerbstätigkeit und Erwerbslo-
sigkeit nach sich ziehen, sondern auch einen Wechsel in die 
Nichterwerbstätigkeit. Die Unterschiede zwischen Absolvent/-innen 
beruflicher und akademischer Bildung hinsichtlich des Erwerbssta-
tus sind Gegenstand von Kapitel 6.4. 

 

6.2 Tarifliche Eingruppierung 

Die Wertigkeit beruflicher und akademischer Bildung artikuliert sich 
auch in tariflichen Eingruppierungsgrundsätzen. Die vor dem Hin-
tergrund der Studiengangsreformen im Bologna-Prozess neu ein-
geführten BA- und MA-Studienabschlüsse machten hier neue Ein-
gruppierungsgrundsätze notwendig. Im Folgenden werden Studien 
zur Eingruppierung von Absolvent/-innen beruflicher Aufstiegsfort-
bildung oder mit Bachelor-Abschlüssen dargestellt. Sollten beide 
Bildungsgänge als gleichwertig betrachtet werden, sollte sich dies 
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in einer vergleichbaren Einstufung in den Tarifverträgen nieder-
schlagen. 

Grundsätzlich haben alle Tarifverträge und Eingruppierungsgrund-
sätze den Anspruch, nicht formale Qualifikationen sondern Tätig-
keiten zu entlohnen. Dies galt bereits in der Vergangenheit. Aller-
dings ist dieser Anspruch unterschiedlich umgesetzt: Während 
bspw. die neuen (allerdings noch nicht verabschiedeten) Eingrup-
pierungsgrundsätze im Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes 
(TVöD) Tätigkeitsaufstiege nur über unterschiedliche Stufen inner-
halb der sich an formalen Qualifikationen orientierenden Entgelt-
gruppen vorsehen sollen, spielt die formale Qualifikation im Ent-
geltrahmen-Tarifvertragswerk (ERA-TV) der Metall- und Elektroin-
dustrie keine entscheidende Rolle für die Eingruppierung. Zwar 
werden auch hier formale Qualifikationen bestimmten Entgeltgrup-
pen zugeordnet, dennoch kann eine Eingruppierung grundsätzlich 
auch vorgenommen werden, wenn die dafür notwendigen Kennt-
nisse auf andere Weise erworben worden sind.  

In der betrieblichen Praxis war die Tätigkeitsorientierung der tarifli-
chen Eingruppierung in den letzten Jahren nur eingeschränkt ver-
breitet. In der Anwendung der Tarifverträge haben die Betriebe 
pragmatische Lösungen gesucht und die Einstufungen vor allem 
orientiert an der formalen Qualifikation vorgenommen (vgl. 
Dölecke 2008: 5). Es steht zur vermuten, dass sich dieses Vorge-
hen der Arbeitgeber auch durch neue Tarifverträge und differen-
ziertere Studienabschlüsse (BA-FH, BA-Uni, MA-FH, MA-Uni, BA-
Berufsakademien) nicht auflösen lässt.  

Erste Erfahrungen mit Eingruppierungsgrundsätzen, die bereits die 
neuen Studienabschlüsse berücksichtigen, zeigen, dass bei der 
Zuordnung der formalen Qualifikationsvoraussetzungen zu den 
einzelnen Entgeltgruppen berufliche und akademische Bildungs-
abschlüsse nach wie vor unterschiedlichen Entgeltgruppen zuge-
ordnet werden. Berufliche Abschlüsse (auch der Aufstiegsfortbil-
dung) sind – mit Ausnahme einiger Übergangsregelungen bspw. 
für Meister – dabei immer niedrigeren Entgeltgruppen als akade-
mischen BA- und MA-Qualifikationen zugeordnet. BA-Abschlüsse 
werden in den neuen Tarifverträgen in der Regel mit dem alten 
FH-Diplom gleichgestellt, MA-Abschlüsse mit dem alten Universi-
täts-Diplom (vgl. Dölecke 2008: 5; exempl. ERA TV Bayern, Nord-
deutschland). Dieses Ergebnis wird auch durch empirische Erhe-
bungen in Unternehmen gestützt, nach denen Bachelorabsol-
vent/-innen im Regelfall wie klassische Hochschulabsolvent/-innen 
behandelt werden. Auch gehen die Unternehmen davon aus, dass 
Bachelorabsolvent/-innen, die zukünftig eingestellt werden sollen, 
ebenfalls auf dem Niveau klassischer Diplom-FH-Absolvent/innen 
eingestuft werden (vgl. IW 2008: 234). 

Allerdings ist die Zuordnung der BA-Absolvent/-innen in vielen Ta-
rifverträgen auch noch nicht geregelt. Der ERA-TV Hessen defi-
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niert für Entgeltgruppe 9 (von 11): „…erforderlich sind Kenntnisse 
und Fertigkeiten, wenn sie durch den Abschluss einer mindestens 
4-jährigen Hochschulausbildung erworben werden“ (ERA-TV Hes-
sen). Damit ist die Zuordnung einer Hochschulausbildung wie der 
BA, die kürzer als 4 Jahre dauert, nicht definiert. Dies gilt analog 
für den neuen TVöD. Der Tarifgruppe 9-12 werden Beschäftigte 
mit Tätigkeiten, die einen Fachhochschulabschluss voraussetzten, 
zugeordnet. Auch hier ist nicht definiert, welchen Gruppen BA-
Absolvent/-innen zugeordnet werden sollen.  

 

6.3 Bildungsrenditen 

6.3.1 Konzeptioneller Hintergrund 

Bei der Bildungsrendite handelt es sich um ein Konzept, mit dem 
der materielle Erfolg einer (Aus-)Bildung erfasst werden soll. Der 
marktliche Einsatz der Arbeitskraft führt zu Einkommen, die ten-
denziell mit dem Bildungsniveau zunehmen. Gegengerechnet 
werden direkte und Opportunitäts-Aufwendungen zum Erreichen 
des – ausgehend von einem bestimmten – nächst höheren Bil-
dungsniveaus. Beide Aspekte zusammen führen rechnerisch zu 
einer zusammenfassenden Kennzahl, die beschreibt, wie loh-
nenswert der Aufwand zum Erreichen eines Bildungszieles ist, 
wenn man die materiellen Ergebnisse zugrunde legt. Betrachtet 
werden nur Erträge und Kosten, die seitens des Bildungsteilneh-
menden entstehen. Erträge und Kosten seitens der öffentlichen 
Haushalte sind davon zu unterscheiden.  

Das Konzept kann in seiner praktischen Umsetzung unterschied-
lich komplex ausgestaltet sein und dabei Aspekte bzw. Kriterien 
einbeziehen, die auch für sich betrachtet einen Einfluss auf die Ar-
beitsmarktpotenziale aufweisen, wie beispielsweise die Chance, 
das angestrebt Bildungsziel zu erreichen (Problematik der Abbre-
cher/-innen) oder die Chance, überhaupt einen Arbeitsplatz zu er-
halten. 

6.3.2 Vorgehensweise und Ergebnisse der OECD-Studie zu 
Bildungsrenditen 

Im Folgenden werden Berechnungen zu Bildungsrenditen ausführ-
lich vorgestellt, die jüngst von einer Autorengruppe von Mitarbei-
ter/-innen der OECD erarbeitet worden sind. Die OECD-Studie legt 
einen sehr umfassenden Ansatz zur Berechnung der Bildungsren-
diten vor, der mehr Elemente berücksichtigt als viele andere Stu-
dien. Grundsätzliche Vorbehalte gegen die Ergebnisse der Be-
rechnungen von Bildungsrenditen, die für diese und andere Studi-
en gelten, werden in Kapitel 6.3.3 erläutert. Dort sind Ergebnisse 
anderer Studien, die in bestimmten Aspekten über die Vorge-
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hensweise der OECD-Studien hinaus gehen, in die Diskussion 
eingeflochten.  

In der folgenden Darstellung wird zunächst nochmals kurz auf die 
theoretischen Grundlagen eingegangen, die der Studie zugrunde 
liegen bevor anschließend die empirischen Ergebnisse vorgestellt 
und diskutiert werden.  

6.3.2.1 Theoretische Grundlagen 

Der zentrale Ausgangspunkt für die Berechnung der Bildungsren-
dite in der OECD-Studie ist die so genannte Bildungsprämie. Sie 
ist das Maß dafür, wie ein höherer Bildungsgrad am Arbeitsmarkt 
durch ein höheres Arbeitseinkommen belohnt wird. In die Berech-
nung der Bildungsrendite fließen außer der Bildungsprämie die 
folgenden Elemente ein:  

(1) Prämie für Beschäftigungsfähigkeit: die unterschiedliche 
Wahrscheinlichkeit, aufgrund höherer Bildung während des 
gesamten Erwerbslebens beschäftigt zu sein; 

(2) Rentenprämie: Maß für höhere Einkommen aus dem Ren-
tenversicherungssystem durch höhere Einkommen während 
des aktiven Erwerbslebens aufgrund der höheren Bildung 

Die Berechnung dieser Prämien und der darin berücksichtigen Ein-
flussfaktoren werden im Folgenden vorgestellt und erläutert. 

6.3.2.2 Ergebnisse 

Die Bildungsprämie 

Der Berechnung der Brutto-Bildungsprämie liegt der folgende An-
satz zu Grunde: Indem man eine Reihe von individuellen und kon-
text-spezifischen Merkmalen (andere als das Bildungsniveau) kon-
trolliert ist es möglich, den prozentualen Zuwachs beim Brutto-
Stundenlohn für eine Person mit höherem Bildungsniveau in Ver-
hältnis zu dem Bruttostundenlohn einer sonst gleichen Person mit 
geringerem (oder mittlerem) Bildungsniveau zu schätzen. 

In den hier vorgestellten Berechnungen der OECD werden Indivi-
dualdaten aus den Jahren 1994 bis 2001 zugrunde gelegt. Für 
Deutschland ist das sozioökonomischen Panel (SOEP) die Daten-
quelle. Es werden drei Bildungsstufen unterschieden. Die Bil-
dungsprämien werden pro Jahr und Bildungsstufe einzeln berech-
net. 

Als Merkmale, die möglicherweise einen Einfluss auf das Arbeits-
markteinkommen haben, werden berücksichtigt: Geschlecht, Ehe-
stand, Berufserfahrung, Dauer der Beschäftigung beim gleichen 
Arbeitgeber, Art des Arbeitsvertrages (befristet/unbefristet), öffent-
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licher oder privater Beschäftigungssektor, Größe des Beschäfti-
gungsbetriebs (nicht des Unternehmens), Über- oder Unterqualifi-
zierung für die Tätigkeit.  

Einbezogen sind nur abhängig beschäftigte Arbeitnehmer/-innen; 
Selbständige sind nicht einbezogen. Nicht einbezogen sind gering-
fügig Beschäftigte mit weniger als 15 Stunden Arbeitszeit pro Wo-
che. 

Tabelle 3 stellt signifikante Einflüsse der unterschiedlichen Merk-
male auf den Brutto-Stundenlohn in Deutschland in einer Übersicht 
dar. Der Koeffizient gibt dabei an, um wie viel Prozent sich das 
Einkommen beim Vorliegen dieser Merkmale erhöht.  

Tabelle 3: Einfluss unterschiedlicher Merkmale auf den Brutto-
Stundenlohn 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Boarini /Strauss 2008: Tabelle 1; Eigene Zusammenstellung Prognos AG 2009 

 

Erklärende Grösse

Koeffizient 
(Unterschied 
zur Referenz-
kategorie in 

%)
Brutto- Bildungsprämien (pro Bildungsstufe)

Weniger als Post- Sekundär -23,24  
Post- Sekundär Referenz
Tertiär 38,30  

Berufserfahrung (pro Jahr) 0,23  
Geschlecht

Weiblich -13,73  
Männlich Referenz

Ehestand
Verheiratet 5,86  
Ledig Referenz

Teilzeitbeschäftigt
Ja 12,64  
Nein Referenz

Jahre beim selben Arbeitgeber (pro Jahr) 1,88  
Art des Arbeitsvertrages

Unbefristet 29,56  
Befristet Referenz

Grösse des Beschäftigungsbetriebes (Log Beschäftigtenzahl) 6,18  
Verhältnis der eigenen Qualifikation zu der Qualifikationsanforderung

Überqualifiziert -28,12  
"richtig" qualifiziert Referenz
Unterqualifiziert 12,69  
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Im Durchschnitt über alle einbezogenen Personen beträgt der Ko-
effizient für tertiäre Bildung gegenüber post-sekundärer Bildung 
38%. Dem gegenüber beträgt der Nachteil für Personen mit einem 
Bildungsniveau „weniger als post-sekundär“ zu „post-sekundär“ 
minus 23%. Für alle Bildungsstufen gemeinsam erbringt ein Jahr 
zusätzlicher Berufserfahrung einen Zuschlag von 0,2%; ein Jahr 
mehr Tätigkeit beim selben Arbeitgeber erbringt rd. 2% Zuschlag. 
Frauen haben gegenüber gleichartigen Männern ein um 14% ge-
ringeres Einkommen, Verheiratete (Männer und Frauen) gegen-
über Unverheirateten ein um 6% höheres Einkommen. Teilzeitbe-
schäftigte verdienen (pro Stunde) um 13% mehr als gleichartige 
Vollzeitbeschäftigte37

Die Erklärungskraft des Ansatzes, d.h. wie viel Prozent der Streu-
ung der Abhängigen durch die Erklärenden „erklärt“ werden, be-
trägt 36%. 64% der Streuung der Abhängigen bleiben unerklärt.  

; ein befristeter Arbeitsvertrag ist (bei sonst 
gleichem Bildungsniveau, Geschlecht, usw.) im Durchschnitt mit 
einem um rd. 30% geringeren Einkommen verbunden als ein un-
befristeter. Die Größe des Beschäftigungsbetriebs hat einen posi-
tiven, exponentiell steigenden Einfluss auf das Einkommen. Über-
qualifizierte Personen verdienen (c.p.) 28% weniger, als wenn sie 
ihrer Qualifikation entsprechend eingesetzt wären, während Unter-
qualifizierte um 13% mehr verdienen, als ihnen aufgrund ihres Bil-
dungsniveaus „zustünde“.  

Aus den Koeffizienten werden durch exponentielle Transformation 
die Brutto-Bildungsprämien abgeleitet38

Die Brutto-Bildungsprämie für tertiäre Bildung geht nicht direkt in 
die Berechnung der Bildungsrendite ein, sondern es werden zuvor 
folgende weitere Aspekte berücksichtigt und damit eine Netto-
Bildungsprämie pro Bildungsjahr berechnet: 

. Sie betragen 46,3% für 
Männer und 49,6% für Frauen. 

(1) Die Zahl der Jahre, die benötigt werden, um den höheren Bil-
dungsgrad zu erwerben; 

(2) Die (Erfolgs-)Wahrscheinlichkeit, einen Abschuss zu erlangen, 
wenn die höhere Ausbildung begonnen wurde; 

(3) Einkommen nehmen für alle Bildungsstufen mit steigender Be-
rufserfahrung zu. Diese labor market experience premium wird 
von der Bildungsprämie abgezogen. 

(4) Einflüsse des Steuersystems durch progressive Einkommen-
steuer und Sozialversicherungsbeiträge. 

                                                
37  Möglicherweise ein Hinweis darauf, dass die Umrechnung von Monatseinkommen auf Stundeneinkommen aufgrund 

ungenauer Angaben zur geleisteten Arbeitszeit nicht korrekt ist. 
38  Straus und Maisonneuve, S. 20 sowie Abbildung 7. 
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Für Deutschland ergibt sich durch diese Abschläge eine Netto-
Bildungsprämie pro Jahr von jeweils rd. 3% für Männer und Frau-
en.  

Die Prämie für Beschäftigungsfähigkeit 

Mit der Prämie für die Beschäftigungsfähigkeit soll das folgende 
empirische Phänomen erfasst werden: Eine beträchtliche Anzahl 
von Personen ist nach der Ausbildung kurzfristig, über längere Zei-
ten oder nie erwerbstätig. In die Berechnungen der Bildungsprä-
mie gehen mit positiven Werten für den Brutto-Stundenlohn nur 
solche Personen ein, die erwerbstätig sind. Die Autorengruppe der 
OECD berücksichtigt zusätzlich Lohnersatzleistungen bei Arbeits-
losigkeit sowie teilweise die nicht durch Lohnersatzleistungen be-
legten Zeiten ohne Markteinkommen, sofern zwar eine (geschätz-
te) Erwerbsneigung, aber keine Beschäftigungsmöglichkeit be-
steht. Zeiten ohne Einkommen durch Beschäftigung bei nicht vor-
handener Erwerbsneigung werden nicht berücksichtigt. Sie zeigen 
sich in den in Kapitel 6.4 besprochenen Erwerbsquoten. 

Für Deutschland führen die Berechnungen zu einer Brutto-
Employability-Prämie von etwa 0,6% für Männer und von etwa 
0,4% für Frauen39

Analog zur Vorgehensweise bei der Bildungsprämie wird auch die 
Employability-Prämie auf Jahreswerte umgerechnet und um die 
Erfolgs-(Überlebens-)wahrscheinlichkeit von Studienanfän-
ger/-innen vermindert. Die resultierende Netto-Employability-
Prämie beträgt für Deutschland 2001 weniger als 0,1% pro Jahr. 
Das bedeutet, dass sich die höhere Beschäftigungsfähigkeit durch 
das Absolvieren tertiärer Bildungsgänge für die so Qualifizierten 
jährlich in 0,1% mehr Einkommen auszahlt.  

.  

Rentenprämien 

Aufgrund des im Durchschnitt höheren Erwerbseinkommens der 
Personen mit höherer Bildung fallen in der Regel auch deren Ren-
ten höher aus als die der Personen mit post-sekundärer Bildung. 
Diese Unterschiede werden in den Berechnungen der OECD 
ebenfalls berücksichtigt. Daraus ergeben sich die genannten Ren-
tenprämien. Sie betragen für Deutschland netto nach Berücksich-
tigung der Steuer etwa 0,03%40

                                                
39  Boarini und Strauss Figur 8. 

. 

40  Boarini und Strauss Figur 9. 
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Kosten der Bildung 

Nachdem in den obigen Abschnitten alle „Prämien“ quantifiziert 
wurden, die aus der tertiären im Verhältnis zur post-sekundären 
Bildung entspringen, werden in diesem Abschnitt die Kosten der 
Bildung besprochen. Sie bestehen im Wesentlichen aus zwei 
Komponenten. Beide Komponenten haben quantitativ etwa die 
gleiche Bedeutung. 

(1) Die direkten von der Person zu tragenden Kosten zur Erlan-
gung des höheren Bildungsgrades: Lebensunterhalt und direk-
te Ausgaben für Bildung in Form von Gebühren und Beiträ-
gen; abgezogen werden Stipendien, aufgrund fehlender Daten 
aber nicht die Zuschüsse zum Lebensunterhalt (in Deutsch-
land das BaföG).  

 Für Deutschland beläuft sich dieser Teil der Bildungskosten 
auf etwa 4% des durchschnittlichen Bruttoeinkommens von 
Personen mit post-sekundärem Bildungsabschluss. 

(2) Die Opportunitätskosten des höheren Bildungsgrades, weil auf 
Einkommen aus einer Beschäftigung zu dem bereits erreich-
ten Bildungsstand verzichtet wird.  

 Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen und Auswirkungen auf 
die Löhne der Personen mit post-sekundärer Bildung werden 
nicht berücksichtigt. Angesichts des Standes der Debatte über 
die Folgen von Fachkräftemangel sind das zwei sehr fragwür-
dige Annahmen. Für den für die Quantifizierung der Opportu-
nitätskosten unterstellten Extremfall, niemand würde sich für 
die Aufnahme eines tertiären Bildungsganges entscheiden, 
wären massive gesamtwirtschaftliche Auswirkungen und mas-
sive Verschiebungen im Lohngefüge zu erwarten.  

Ergebnis: Zusammenfassend ergibt sich aus der Zusammen-
schau aller Elemente für Deutschland eine private Bildungsrendite 
der tertiären Bildung in Höhe von etwa 6%.41

6.3.3 Reichweite und Grenzen der Berechnung von 
Bildungsrenditen 

 Das ist der Zinssatz, 
zu dem die (mit diesem Zinssatz abdiskontierten) Bildungsprämien 
und die mit diesem Zinssatz aufdiskontierten direkten und indirek-
ten Bildungskosten sich gerade ausgleichen. 

Die ausführliche Darstellung der Berechnungen der OECD erge-
ben im Durchschnitt eine höhere Bildungsrendite tertiärer und da-
mit akademischer Bildungsgänge. Eine differenzierte Betrachtung 
der Berechnungen offenbart jedoch methodische Setzungen, die 

                                                
41  Boarini und Strauss Figur 11. 
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die Validität der berechneten Bildungsrenditen einschränken und 
vor deren Hintergrund in der Tendenz die breite Streuung der Bil-
dungsrenditen in die Betrachtung einbezogen werden muss:  

6.3.3.1 Wenig verlässliche Annahmen zu Einkommens-
verläufen 

Bildungsrenditen bilden ein Investitionskalkül ab, das einen sehr 
langen Zeithorizont aufweist. Die Bildungsentscheidung eines jun-
gen Menschen wird von dem Unterschied zwischen den für ihn zu 
erwartenden Einkommen auf der höheren Bildungsstufe, abzüglich 
der Aufwendungen zum Erreichen der Bildungsstufe, und den zu 
erwartenden Einkommen auf der bereits erreichten Bildungsstufe 
über die nächsten 60 Jahre bestimmt. In den Berechnungen wird 
unterstellt, dass die zu einem Zeitpunkt im Querschnitt über die Al-
ter der Beschäftigten zu beobachtenden Einkommen in Einkom-
mensverläufe uminterpretiert werden können. Dies ist allein schon 
deshalb problematisch, da die zugrundeliegenden Einkommen 
auch die Knappheitsverhältnisse auf den Arbeitsmärkten reflektie-
ren.42

Es ist aber auch problematisch, wenn eine Analyse der Vergan-
genheitsentwicklung das Ziel ist. Will man, wie es der „Goldstan-
dard“ der Evaluation verlangt, die Wirkungsweise einer „Behand-
lung“ (hier: einer tertiären Bildung) untersuchen, dann ist die an-
gebrachte Vorgehensweise die, eine Gruppe von Personen, die 
die Behandlung empfangen haben, mit einer Gruppe von Perso-
nen zu vergleichen, die die Behandlung nicht empfangen haben. 
Die interessierende Zielgrösse (hier: das Einkommen) wird bei 
beiden Gruppen vor der Behandlung und in regelmässigen Ab-
ständen nach der Behandlung gemessen.

 Ohne zusätzliche Annahmen über die Kontinuität oder Dis-
kontinuität dieser Verhältnisse können die Ergebnisse nicht auf in 
der Zukunft liegende Ereignisse übertragen werden.  

43

6.4

 Dabei sind auch Per-
sonen einzubeziehen, bei denen die Zielgrösse den Wert Null an-
nimmt. Das sind im hier vorliegenden Kontext Personen, die nicht 
erwerbstätig sind (egal aus welchem Grund), und daher kein Ein-
kommen beziehen. Sie werden jedoch in dem Mincer-Ansatz, der 
sich nur auf Erwerbstätige bezieht, ausgeblendet. Die Erwerbsbe-
teiligung, d.h. der Anteil der Erwerbstätigen an der entsprechen-
den Bevölkerungsgruppe, ist jedoch nach Bildungsgrad, nach 
Fachrichtung, nach Geschlecht und nach Alter sehr verschieden 
(vgl. dazu ). Die Gründe, die diese „Negativ-Selektion“ (weg 
aus der Erwerbstätigkeit) verursachen, verzerren die geschätzten 
Effekte der Bildung.  

                                                
42  Vgl. zu einer Analyse der Vergangenheitsentwicklung dieser Knappheitsverhältnisse Dustmann, Ludsteck und Schön-

berg 2007. 
43  Im Idealfall würden die Teilnehmer den beiden Gruppen zufällig zugewiesen. 
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Die wenigen z.B. aus Rentenversicherungsdaten vorliegenden tat-
sächlichen Angaben über personenbezogene Einkommen im 
Längsschnitt vom Berufseintritt bis zur Verrentung (z.B. Fachinger 
/ Himmelreicher 2007) sind für Berechnungen von Bildungsrendi-
ten noch nicht verwendet worden. Sie zeigen, dass Alterseinkom-
mensprofile für Frauen so gut wie horizontal verlaufen sowie, dass 
ein mit zunehmender Berufserfahrung verbundener Aufstieg in der 
Einkommenshierarchie für die Hochqualifizierten am stärksten 
ausgeprägt ist und mit abnehmendem Qualifikationsniveau ab-
nimmt. Für die Schätzung der Bildungsprämie im OECD-Modell 
bedeutet das, dass in der Modellierung zugelassen werden müss-
te, dass der Einfluss der Berufserfahrung je nach Bildungsniveau 
unterschiedlich ausgeprägt ist. Dies wird in keiner Berechnung be-
rücksichtigt. In der Konsequenz weisen die berechneten Bildungs-
prämien faktisch einen grösseren Bereich der Unsicherheit auf, als 
das Schätzergebnis ausweist.44

6.3.3.2 Starke individuelle Streuung der Renditen über die 
Bildungsstufen 

 

Die Ergebnisse der Berechnungen unterscheiden nur wenige Bil-
dungsstufen und gelten im Durchschnitt über alle Personen auf der 
entsprechenden Bildungsstufe. In der Regel unterscheiden die 
Studien dabei zwischen Personen ohne Ausbildungsabschluss, mit 
beruflichem Ausbildungsabschluss sowie mit akademischem Aus-
bildungsabschluss. Zwar gibt es auch Studien, die vier Bildungs-
stufen unterscheiden (vgl. bspw. Maier / Pfeiffer / Pohlmeier 2004), 
nur eine Studie betrachtet die berufliche Aus- und Fortbildung als 
eigene Bildungskategorie und macht dadurch einen eindeutigen 
Vergleich beruflicher Fortbildung und akademischer Bildung mög-
lich (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008).  

In der Terminologie der OECD-Studie berechnet die Autorengrup-
pe „Bildungsberichterstattung“ nicht die Bildungsrendite sondern 
die Brutto-Bildungsprämie unterschiedlicher Bildungsabschlüsse. 
Die Bildungsprämie gibt hier das erwartete Zusatzeinkommen ei-
nes höheren Bildungsabschlusses gegenüber einer niedrigeren 
Abschlusskategorie an. Die Autorengruppe bezieht sich dabei auf 
vollzeitbeschäftigte Personen in Deutschland. Die Referenzgruppe 
auf die sich die prozentualen Mehreinkommen beziehen sind Voll-
zeitbeschäftigte ohne Berufsabschluss. Wie die Autoren der 
OECD-Studie ermittelt auch die Autorengruppe „Bildung in 
Deutschland“ eine höhere Bildungsprämie nicht nur der akademi-
schen Bildung gegenüber der beruflichen Bildung, sondern auch 
der akademischen Bildung gegenüber der höheren beruflichen Bil-

                                                
44  Allerdings sind auch die Daten der Rentenversicherung nicht frei von Vorbehalten. Sie messen das sozialversiche-

rungspflichtige Einkommen (bzw. dessen Relation zu einem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt) bis zur Beitragsbe-
messungsgrenze; höhere Einkommen sind auf den Wert der Beitragsbemessungsgrenze „zensiert“. Von der Zensie-
rung sind etwa 15% der einbezogenen Personen betroffen; sie betrifft insbesondere die Personen mit tertiärer Bildung. 
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dung. Abbildung 7 stellt die Ergebnisse dieser Studie graphisch 
dar.  

Abbildung 7: Bildungsprämien nach Abschlusskategorie und Ge-
schlecht für Gesamtdeutschland 2006 
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Quelle: Bildung in Deutschland 2008, S. 207f.; eigene Zusammenstellung Prognos AG 2009 

Berechnungen zu Bildungsrenditen und -prämien sind meist 
Durchschnittsberechnungen. Damit wird ausgeblendet, dass die 
individuellen Einkommen häufig stark vom Durchschnitt abwei-
chen. Mit anderen Worten weisen die Verteilungen der materiellen 
Erfolge auf einer Bildungsstufe eine grosse Streuung auf und über-
lappen sich über weite Bereiche des Einkommensspektrums. Ab-
bildung 8 stellt diesen Zusammenhang graphisch dar. 
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Abbildung 8: Einkommensverteilung nach Qualifikationsstufen 
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Quelle: DIW 2006, eigene Berechnungen Prognos 2009  

Zwar weist jede der drei Qualifikationsstufen einen eindeutigen 
„üblichen“, häufigsten Wert auf. Für Menschen ohne beruflichen 
Abschluss liegt er im Bereich 25.000-30.000 Euro, für die mit se-
kundärem Abschluss bei 30.000-35.000 Euro und für die mit tertiä-
rem Abschluss bei 45.000-55.000 Euro und dann wieder bei über 
75.000 Euro Bruttojahreseinkommen. Allerdings weisen die drei 
Kurven auch weite Bereiche auf, in denen sie sich überlappen. Es 
gibt beispielsweise viele Personen mit tertiärem Abschluss, die 
weniger verdienen als mit sekundärem Abschluss „üblich“ ist, und 
doch einige, die mit sekundärem Abschluss mehr verdienen als mit 
tertiärem Abschluss üblich (mehr als 55.000 Euro).  

Da es sich um vollzeitbeschäftigte Männer handelt, können die 
überlappenden Bereiche nicht durch z.B. Teilzeitbeschäftigung er-
klärt werden. Möglich ist aber die Erklärung durch nur kurze Be-
rufserfahrung, insbesondere bei Personen mit tertiärem Abschluss 
sowie eine starke Spreizung der Einkommen im Bereich der tertiä-
ren Qualifikation nach Fachrichtungen. 

In einer Studie von Maier, Pfeiffer und Pohlmeier (2004) werden 
individuelle Bildungsrenditen berechnet. Die Abbildung mit den be-
rechneten Ergebnissen wird im Folgenden wiedergegeben. Auf der 
x-Achse sind die Bildungsrenditen abgetragen (0.1 bedeutet 10% 
Bildungsrendite), und auf der y-Achse der Anteil der Personen mit 
der entsprechenden Bildungsrendite (4 bedeutet 40%). Es handelt 
sich um eine geglättete Darstellung. Der häufigste Wert (der Gipfel 
des Kurvenzuges) liegt bei etwa 5,6 bis 6%, der Median beträgt 
7,6% und der arithmetische Mittelwert 8,7%. Die Spannweite der 
Verteilung reicht von minus 20% bis plus 50%. Etwa 20 bis 30% 
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der Fläche unter der Verteilung und damit der betrachteten Perso-
nen weisen eine negative Bildungsrendite auf, für mehr als 25% 
der Personen ist die Bildungsrendite grösser als 15%. Die Ergeb-
nisse beziehen sich auf vollzeitbeschäftigte Männer aller Bildungs-
stufen (BIBB/IAB-Erhebung 1999). Diese Darstellung zeigt, dass 
sich Investitionen in Bildung für den Einzelnen in höchst unter-
schiedlichem Maße lohnen. Pauschalierende Durchschnittsbe-
rechnungen können diese Unterschiede nicht wiedergeben.  

Abbildung 9: Individuelle Bildungsrenditen 1999 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Maier / Pfeiffer / Pohlmeier 2004, Figur 1; mit freundlicher Genehmigung der Auto-
ren 

Eine Ursache für die starke individuelle Heterogenität der Bil-
dungsrenditen wird deutlich, wenn die Personen mit tertiärer Aus-
bildung zusätzlich nach ihrer (Studien-)Fachrichtung differenziert 
werden. Ammermüller und Weber (2005) sowie Wahrenburg und 
Weldi (2007) nehmen entsprechende Berechnungen vor.  

Beide stützen sich auf den Mikrozensus, Ammermüller und Weber 
auf den des Jahres 2000, Wahrenburg und Weldi auf den des Jah-
res 2004. Bei Ammermüller und Weber sind abhängig Beschäftigte 
Männer und Frauen im Alter von 30 bis 60 einbezogen (einschl. 
der Teilzeitbeschäftigten, aber ohne die Selbständigen), bei Wah-
renburg und Weldi sind die abhängig Beschäftigten Vollzeitbe-
schäftigten einbezogen. Keiner von beiden berücksichtigt die aus 
der OECD-Studie bekannte Prämie für Beschäftigungsfähigkeit 
und die Rentenprämie. Die Kontrollgruppe, mit der die tertiär Aus-
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gebildeten verglichen werden, sind bei Wahrenburg und Weldi 
Personen mit Studienberechtigung (schulischer Bildungsgrad Abi-
tur) ohne anschliessende berufliche (duale) Bildung. Bei Ammer-
müller und Weber gibt es keine Referenzgruppe, statt Bildungsstu-
fen werden Bildungsjahre als erklärende Grössen für das Ein-
kommen verwendet.  

Im Folgenden werden zunächst Ergebnisse von Wahrenburg und 
Weldi vorgestellt. In der Nomenklatur der OECD-Studie handelt es 
sich um eine Variante der Netto-Bildungsprämien abzüglich der 
Opportunitätskosten. 

Tabelle 4: Bildungsrendite (Internal Rare of Return) und Netto-
Gegenwartswert (Net Present Value) einer Bildungsin-
vestition nach Bildungsniveau, Geschlecht und Fach-
richtung 

Bildungsniveau
Geschlecht

Fachrichtung in 1000 Euro in Prozent
Universität, männlich

Languages and Cultural Studies 2.7  4.2  
Law / Econ. Social Studies 242.8  13.2  
Math. / Natural Sciences 94.5  8.4  
Medicine 228.6  12.8  
Agriculture -21.7  2.6  
Engineering 71.8  7.5  
Art -105.8  -16.0  

Universität, weiblich
Languages and Cultural Studies 68.7  8.6  
Law / Econ. Social Studies 118.8  11.0  
Math. / Natural Sciences 67.4  8.5  
Medicine 182.8  13.6  
Agriculture -19.7  2.1  
Engineering 36.4  6.7  
Art -14.3  2.7  

Fachhochschule, männlich
Languages and Cultural Studies -70.3  -9.4  
Law / Econ. Social Studies 147.3  12.1  
Math. / Natural Sciences 140.5  11.8  
Engineering 79.3  9.0  
Art -54.6  -3.0  

Fachhochschule, weiblich
Languages and Cultural Studies 21.1  6.4  
Law / Econ. Social Studies 100.2  12.4  
Engineering 44.6  8.5  
Art -10.6  2.5  
(1) nur Opportunitätskosten berücksichtigt

Net Present 
Value

Internal Rate 
of Return (1)

 

Quelle: Wahrenburg und Weldi, Tabelle 5 
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Die höchste Bildungsrendite weisen Absolventinnen der Fachrich-
tung Medizin mit Universitätsabschluss auf, gefolgt von männli-
chen und weiblichen Absolvent/-innen der Fachrichtung Rechts- 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. In dieser Fachrichtung 
weisen sowohl Universitäts- als auch Fachhochschulabsol-
vent/-innen hohe Bildungsrenditen auf. Negativ sind die Bildungs-
renditen bei Absolventen der Fachrichtung Kunst, bei weiblichen 
Absolventen sind sie geringer als die Rate des Zinsertrages öffent-
licher Wertpapiere, die bei 4 bis 5% liegt.  

Die Bildungsrendite ist hier auf die Einkommen der Personen be-
zogen, die das jeweilige Fach auf der entsprechenden Ebene (Uni 
oder FH) studiert haben. Es ist ein Gruppendurchschnitt, d.h. in-
nerhalb der Gruppe können die individuellen Einkommen sich 
stark unterscheiden. 

Ammermüller und Weber gliedern die Fachrichtungen weiter auf, 
geben aber keine Ergebnisse für Fachhochschulstudiengänge. Sie 
berücksichtigen keine Opportunitätskosten. Bei ihnen sind alle Bil-
dungsrenditen positiv. Die Spannweite der Bildungsrenditen reicht 
von 3,5% bis 12% (vgl. Abbildung 10). 

Abbildung 10: Bildungsrenditen für Universitätsstudium nach Ge-
schlecht und Fachrichtung  
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Bildungsrenditen für Universitätsstudium nach Geschlecht und Fachrichtung Teil 2
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Quelle: Ammermüller und Weber 2005, Tabelle 5, eigene Darstellung 

Auch die Studie des IW zu Bruttoeinkommensunterschieden zwi-
schen FH-Absolvent/-innen und Absolvent/-innen beruflicher Fort-
bildung zeigt wie die Studie von Wahrenburg und Weldi, dass FH-
Absolvent/innen zwar grundsätzlich besser entlohnt werden als 
Absolvent/innen beruflicher Fortbildung, das Berufsfeld für die Ver-
teilung von Einkommenschancen jedoch von entscheidender Be-
deutung ist. Mulitvariate Analyseverfahren zeigen, dass – bei glei-
chen Rahmenbedingungen hinsichtlich Geschlecht, Alter, Art der 
Tätigkeit sowie Arbeitsplatzanforderungen, im gewerblich-
technischen und IT-Bereich FH-Absolvent/-innen signifikant besser 
entlohnt werden. Für den kaufmännischen Bereich gilt dieser Zu-
sammenhang jedoch nicht. Hier ist mit einer relativ gleichen Ent-
lohnung von Hochschulabsolvent/-innen und Absolvent/-innen be-
ruflicher Weiterbildung zu rechen (vgl. IW 2008: 205ff.).  

Solche differenzierte Betrachtungen machen deutlich, dass Be-
rechnungen zu den Bildungsrenditen unterschiedlicher Bildungs-
abschlüsse in ihrer Beschränkung auf Durchschnitte die Einkom-
mensrealitäten vieler Absolvent/-innen beruflicher Aus- und Fort-
bildung unter- bzw. vieler Absolvent/-innen akademischer Bil-
dungsgängen überschätzen. Hier wäre für eine realistische Ein-
schätzung von Einkommensunterschieden eine differenzierte Be-
trachtung nach Fachrichtungen notwendig.  

Eine neue Differenzierung des Mikrozensus wird zukünftig eine 
solche Unterscheidung nach Fachrichtungen nicht nur für Perso-
nen mit tertiärer, sondern auch für Personen mit post-sekundärer 
Bildung in den Berechnungen erlauben. Damit können zukünftige 
Berechnungen von Bildungsrenditen auf der Grundlage dieser neu 
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verfügbaren Daten eine weitere wichtige Differenzierung vorneh-
men. Aktuell liegen dazu allerdings noch keine Ergebnisse vor.  

6.3.3.3 Nachfrageseitige Einflüsse auf Einkommensunter-
schiede unzureichend berücksichtigt 

Das Konzept der Bildungsrenditen ist darauf angelegt, im ersten 
Schritt aus einer Vielzahl von möglichen Einflussfaktoren, die die 
Markteinkommen bestimmen, den Einfluss des Bildungsniveaus zu 
isolieren. Auf der Ertragsseite (der Bildungsprämie) ist die Frage-
stellung dabei identisch mit der nach dem Niveau und der Vertei-
lung der Arbeitseinkommen und deren Bestimmungsgründen.  

Aus Untersuchungen zur Verteilung der Arbeitseinkommen ist je-
doch bekannt, dass grundsätzlich angebots- und nachfrageseitige 
Einflüsse gleichermassen berücksichtigt werden müssen. Ange-
botsseitige Einflüsse sind Eigenschaften der Personen, wie Bil-
dungsgrad, Fachrichtung, Alter und Geschlecht, nachfrageseitige 
Einflüsse sind typischerweise die Grösse, die Branche und die Ka-
pitalausstattung des Unternehmens.  

Die Grösse des Unternehmens, in dem die Personen beschäftigt 
sind, hat beispielsweise einen maßgeblichen Einfluss auf die 
Lohnhöhe („big firm premium“). Auch die Branchen weisen unter-
schiedliche Lohnniveaus auf, so dass der Fall eintreten kann, dass 
mittel Qualifizierte in einer Branche höhere Einkommen aufweisen 
als hoch Qualifizierte in einer anderen Branche. Solche bekannten 
Aspekte der Verteilung der Löhne können meist aus Gründen zu 
geringer Fallzahlen in Untersuchungen nicht einbezogen werden, 
die sich auf Befragungen von Personen stützen.45

6.3.3.4 Markteinkommen sind nur teilweise abgebildet 

 Erforderlich 
hierfür wären Daten, in denen Angaben über das Unternehmen mit 
Daten über die Beschäftigten verbunden sind. 

Die meisten Berechnungen klammern wesentliche Teile des Be-
schäftigungssystems aus. So werden bspw. die Einkommen von 
Selbständigen nicht miteinbezogen, sondern die Berechnungen 
konzentrieren sich in der Regel auf (männliche) vollzeitbeschäftig-
te Arbeitnehmer.  

Für die Validität von Bildungsrenditen ist diese Einschränkung vor 
allem deshalb problematisch, da Selbständige in Deutschland 
nach den Beamten (die als abhängig Beschäftigte in der Regel in 
die Berechnungen einbezogen sind) zur einkommensstärksten 
Bevölkerungsgruppe gehören (vgl. Tabelle 5 u. Tabelle 6). Die 
Einkommen der Gruppe der Selbständigen sind nicht nur im 

                                                
45  Siehe Manning 2003, Gibson und Stillmann 2009, Kreft und de Leeuw 1994, Groshen 1991, Schmidt und Zimmer-

mann 1991. 



 

  99 

Durchschnitt höher als die der abhängig Beschäftigten, sie sind 
auch deutlich ungleichmäßiger verteilt. Unter den Selbständigen 
finden sich Personen aller Qualifikationsstufen. Bekannt ist der 
hohe Grad selbständiger Tätigkeit mit tertiärer Bildung bei den so 
genannten freien Berufen (Ärzt/-innen, Rechtsanwält/-innen, Archi-
tekt/-innen, Steuerberater/-innen, etc.), es gibt aber auch viele 
Selbständige mit post- Sekundärer Qualifikation (etwa in den Ge-
sundheitsberufen, im Handel) und unter den Landwirt/-innen, die 
im Durchschnitt eher eine geringe formale Bildung aufweisen.  

Tabelle 5: Haushaltseinkommen nach sozialer Stellung 2006 

 

 

 

 

 

Quelle: Destatis 2008 

 

Tabelle 6: Nettojahreseinkommen in Deutschland 2005 

 

Quelle: Destatis 2008 

Von besonderem Interesse sind im vorliegenden Zusammenhang 
die selbständigen Handwerker/-innen, die im Einzelfall Einkommen 
weit jenseits des/der durchschnittlichen Akademiker/-in erreichen 
können. Hier steht zu vermuten, dass in dieser Gruppe der Selb-
ständigen insbesondere im Handwerk ein großer Teil der beruflich 
qualifizierten Spitzenverdiener/-innen tätig ist. Über diesen Perso-
nenkreis und seine Einkommen ist allerdings nur wenig bekannt; 
die Auswirkungen auf die berechneten Bildungsrenditen sind nicht 
abschätzbar. 
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6.3.4 Zusammenfassung 

In allen Berechnungen von Bildungsrenditen schneiden Absol-
vent/-innen beruflicher Aus- und Fortbildungen im Durchschnitt 
schlechter ab als Absolvent/-innen akademischer Bildungsgänge. 
Dieser deutliche monetäre Mehrwert der akademischen Bildung 
gegenüber der beruflichen Bildung wird von unserer Alltagserfah-
rung oft nicht gestützt. In den vorherigen Abschnitten wurde vor 
diesem Hintergrund gezeigt, dass der sich in den Bildungsrenditen 
artikulierende deutliche monetäre Vorteil akademischer Bildungs-
gänge bei differenzierender Betrachtung vielen Vorbehalten un-
terworfen und stark zu relativieren ist: 

- Annahmen zu den Einkommensverläufen werden dem tatsäch-
lichen Geschehen nicht gerecht, 

- Durchschnittswerte der Bildungsrenditen nach Bildungsstufen 
bilden die großen Einkommensunterschiede insbesondere zwi-
schen Personen mit tertiärem Abschluss je nach Fachrichtung 
nicht ab; 

- Nachfrageseitige Einflussfaktoren auf das Einkommen wie 
bspw. die Unternehmensgröße werden in den Berechnungen 
nicht berücksichtigt, 

- Durch die Nichtberücksichtigung bspw. der Einkommen von 
einkommensstarken Gruppen wie bspw. die für die Personen 
mit beruflicher Qualifikation wichtige Gruppe der Selbständigen 
in der Berechnung von Bildungsrenditen werden die Marktver-
hältnisse nicht vollständig abgebildet. 

Im Ergebnis würde eine solche differenzierte Betrachtung erken-
nen lassen, dass die Einkommensverhältnisse beider Gruppen 
stark streuen und ein großer Bereich erkennbar wird, in dem sich 
die Einkommensverteilungen beider Gruppen überlappen. Die sich 
in den Durchschnittsbetrachtungen immer ergebende höhere Bil-
dungsrendite für akademische Bildungsgänge ist vor diesem Hin-
tergrund zu relativieren.  

 

6.4 Erwerbsstatus 

6.4.1 Erwerbsbeteiligung 

Wie Tabelle 6 zeigt, unterscheidet sich die Erwerbsbeteiligung 
zwischen Personen mit beruflicher Aus- und Fortbildung sowie Ab-
solvent/-innen akademischer Bildungsgänge. Die Erwerbstätigkeit 
nimmt dabei mit steigender Qualifikation zu. Während 53,3% der 
Personen ohne berufliche Ausbildung berufstätig sind, sind bereits 
73% der Personen mit Lehrausbildung, 82,7% der Personen mit 
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absolvierter beruflicher Fortbildung sowie 85,2% der akademisch 
Qualifizierten erwerbstätig.  

Eine Differenzierung nach Geschlecht offenbart, dass die Er-
werbsbeteiligung sowohl für berufliche als auch für akademisch 
qualifizierte Frauen durchgängig niedriger ist als für entsprechend 
qualifizierte Männer. Umgekehrt ist der Anteil der Nichterwerbs-
personen um so höher, je niedriger qualifiziert eine Person ist. Der 
Anteil der Nichterwerbspersonen unter den Frauen ist dabei über 
alle Qualifikationsstufen höher als unter den Männern. Darüber 
hinaus fällt jedoch auf, dass – wählt man die berufliche Ausbildung 
als Referenzniveau – die Erwerbsbeteiligung bei Frauen mit stei-
gender Qualifikation stärker zunimmt als bei Männern. Die Wahr-
scheinlichkeit erwerbstätig zu sein, erhöht sich damit für Frauen 
bei steigendem Qualifikationsniveau stärker als bei Männern. Ge-
messen an der Erwerbsbeteiligung – und darüber vermittelt auch 
am Einkommen – profitieren Frauen stärker von höherer Ausbil-
dung.  

Tabelle 7: Anteile der Erwerbstätigen und Nichterwerbstätigen an 
der Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren 
2006 nach Geschlecht und Bildungsabschluss (in %) 

Beruflicher Bildungsabschluss 
Erwerbstätige Steigerung  

(Referenz: Lehr- / 
Anlernausbildung) 

2006 
  

  Gesamt Männer Frauen Männer Frauen 
Ohne beruflichen Bildungsabschluss 53,5 63,1 46,3     
Lehrausbildung1) 73 78,4 67,6     
Meister-, Techniker-, Fachschulabschluss2) 82,7 85,6 78,3 +8,4% +13,7% 
Fachhochschul- und Hochschulabschluss3) 85,2 88,6 80,5 +11,5% +16,0% 

 

Beruflicher Bildungsabschluss 
Nichterwerbstätige Verringerung (Re-

ferenz: Lehr- / An-
lernausbildung) 

2006 
  

  Gesamt Männer Frauen Männer Frauen 
Ohne beruflichen Bildungsabschluss 34,3 21,6 43,9     
Lehrausbildung1) 18,9 12,6 25     
Meister-, Techniker-, Fachschulabschluss2) 12,7 9,9 16,8 -21,4% -32,8% 
Fachhochschul- und Hochschulabschluss3) 10,7 7,4 15,3 -41,3% -38,8% 

Quelle: Bildung in Deutschland 2008, Tab. I2-4A, eigene Zusammenfassung Prognos AG 2009 
1) Einschließlich eines beruflichen Praktikums und Anlernausbildung 
2) Einschließlich Abschluss einer Schule des Gesundheitswesens und Fachschulabschluss in der ehemaligen DDR 
3) Einschließlich Ingenieurschulabschluss, Lehrerausbildung und Promotion 

Die unterschiedliche Erwerbsbeteiligung von Personen unter-
schiedlicher Qualifikationsstufen artikuliert sich auch in der Be-
trachtung der Verteilung von Arbeitsstunden und damit von Voll-
zeit- und Teilzeitbeschäftigung (vgl. Tabelle 8). Die geleisteten Ar-
beitsstunden nehmen für Frauen und Männer mit steigendem Qua-
lifikationsniveau zu. Auch hier zeigt sich bei der Betrachtung der 
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Steigerungsraten, dass Frauen hier stärker von höherer Bildung 
profitieren als Männer.  

Tabelle 8: Geleistete Wochenarbeitsstunden 2004 nach Bildungs-
abschluss und Geschlecht 

Beruflicher Bildungsabschluss       
Steigerung  

(Referenz "geringe 
Qualifikation") 

 Insgesamt Männlich Weiblich Männlich Weiblich  
Geringe Qualifikation (ohne abgeschl. Ausbildung) 33,6 37,7 29,3     
Lehrausbildung bzw. Fachschulabschluss 37,1 41,5 31,8 9,2% 8,1% 
Fachhochschule bzw. Universität einschl. Promotion 40,7 44,1 35,4 14,5% 17,3% 

Quelle: Mikrozensus 2004, eigene Berechnungen Prognos AG 2009 

Das Qualifikationsniveau ist dabei jedoch nicht der einzige Ein-
flussfaktor für die Erwerbsbeteiligung. Nicht nur zwischen Perso-
nen unterschiedlicher Qualifikation, sondern auch zwischen ein-
zelnen Fachrichtungen bestehen zum Teil erhebliche Unterschiede 
in der Erwerbsbeteiligung, die sich teilweise auch auf die Arbeits-
marktsituation der entsprechenden Personen zurück führen lassen 
(z.B. bei den Personen mit der erlernten Fachrichtung Textil- und 
Bekleidungstechnik/ -gewerbe). Für bestimmte Fachrichtungen wie 
bspw. berufliche Qualifikationen im Bereich Krankenpflege beträgt 
für die 40 bis 45-Jährigen die Erwerbsquoten 90% wohingegen die 
Erwerbsbeteiligung für gleichaltrige Absolvent/-innen akademi-
scher Bildungsgänge im Bereich Sprach- und Kulturwissenschaft 
nur 85% beträgt (vgl. Tabelle 9).  
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Tabelle 9: Erwerbsbeteiligung (Anteil der Erwerbstätigen an der jeweiligen Bevölkerung) in Prozent 
Insgesamt

15 - 20 20 - 25 25 - 30 30 - 35 35 - 40 40 - 45 45 - 50 50 - 55 55 - 60
1 Erziehungswissenschaften, Lehramt 82% 0% 20% 84% 87% 88% 91% 92% 88% 82%
2 Rechts-, Wirtschaftswissenschaften 85% 0% 78% 86% 89% 89% 92% 92% 89% 82%
3 Medizin 87% 0% 33% 82% 89% 89% 90% 92% 97% 86%
4 Naturwissenschaften, Mathematik 85% 0% 50% 81% 86% 90% 88% 91% 86% 79%
5 Ingenieurwissenschaften 82% 0% 50% 82% 90% 90% 91% 88% 83% 78%
6 Kunst 76% 0% 0% 79% 71% 82% 81% 76% 79% 79%
7 Andere Sprach- und Kulturwissenschaften 80% 0% 25% 74% 80% 81% 85% 87% 84% 86%
8 Sonstige, ohne Angabe 82% 0% 81% 78% 85% 86% 87% 89% 83% 84%

Zusammen 83% 0% 60% 82% 87% 88% 90% 90% 87% 82%
9 Sprachen Kultur Sport 73% 33% 80% 82% 72% 78% 84% 81% 80% 70%
10 Management und Verwaltung 72% 56% 82% 82% 84% 83% 84% 81% 78% 65%
11 Wirtschaft allgemein 72% 49% 76% 78% 81% 80% 79% 82% 77% 60%
12 Finanzen, Bamken, Versicherungen 78% 73% 84% 88% 88% 84% 87% 86% 78% 65%
13 Handel, Lage 64% 59% 75% 76% 76% 74% 78% 77% 68% 54%
14 Sekretariats- und Büroarbeiten 65% 33% 80% 76% 78% 78% 77% 75% 73% 57%
15 Sonstige Wirtschaft Recht Soziales 75% 37% 79% 81% 84% 83% 86% 85% 77% 64%
16 Medizinische Dienste 77% 49% 82% 83% 80% 78% 83% 85% 75% 69%
17 Krankenpflege 80% 33% 84% 86% 82% 84% 90% 86% 82% 71%
18 Sonstige Gesundheitswesen 73% 0% 81% 74% 76% 81% 77% 82% 75% 53%
19 Pflanzenbau und Tierzucht 68% 0% 69% 76% 79% 80% 85% 80% 75% 72%
20 Ernährungsgewerbe 71% 59% 74% 74% 73% 84% 85% 79% 76% 64%
21 Hauswirtschaftliche Dienste 55% 49% 59% 56% 57% 66% 71% 70% 63% 49%
22 Gastgewerbe und Catering 68% 59% 67% 74% 76% 77% 73% 72% 70% 61%
23 Sonstige Landwirtschaft Ernährung Gastgewerbe 69% 0% 50% 68% 86% 76% 77% 77% 66% 64%
24 Fertigungs-/Produktionstechnik 74% 49% 66% 76% 87% 87% 88% 87% 80% 65%
25 Feinwerktechnik, Gesundheitstechnik, Metalltechnik 74% 84% 77% 83% 86% 88% 87% 82% 77% 66%
26 Elektrizität, Energie, Elektrotechnik 77% 33% 73% 83% 87% 91% 90% 85% 84% 67%
27 Elektronik und Automation, Kommunikation 79% 0% 68% 79% 91% 87% 87% 88% 82% 67%
28 Kraftfahrzeuge, Schiffe, Flugzeuge 79% 59% 75% 82% 88% 90% 89% 85% 83% 69%
29 Textil- und Bekleidungsstechnik/-gewerbe 51% 0% 66% 61% 67% 68% 68% 67% 58% 49%
30 Glas/Keramik, Holz, Kunststoff, Werkstoffe 71% 33% 67% 78% 82% 83% 81% 77% 74% 64%
31 Baugewerbe, Hoch- und Tiefbau 67% 65% 65% 72% 79% 80% 79% 73% 67% 60%
32 Verkehr, Post 69% 49% 79% 84% 80% 84% 78% 79% 72% 43%
33 Sonstige Ingenieurwesen, Verarbeitendes Gewerbe usw. 67% 49% 65% 69% 80% 77% 83% 74% 73% 59%
34 Friseurgewerbe und Schönheitspflege 61% 24% 71% 69% 67% 66% 72% 70% 66% 52%
35 Kunst 68% 49% 65% 70% 81% 75% 79% 77% 74% 59%
36 Sonstige, ohne Angabe 73% 52% 76% 79% 80% 82% 82% 81% 76% 63%

Zusammen 71% 50% 74% 78% 80% 81% 82% 80% 75% 61%
42% 24% 45% 46% 57% 62% 63% 63% 58% 45%

Insgesamt 64% 25% 58% 70% 77% 79% 80% 79% 74% 61%

Geringe Qualifikation

Beruflicher 
Bildungs-

abschluss 1)
(Haupt-)Fachrichtung
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Quelle: Mikrozensus 2004, eigene Berechnungen Prognos AG 2009 
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6.4.2 Arbeitslosigkeit 

Die oben dargestellten Analysen zu den Erwerbstätigenquoten dif-
ferenzieren nicht zwischen beruflicher Aus- und Fortbildung sowie 
zwischen Fachhochschul- und Universitätsabschlüssen. Solche 
Analysen liegen für Erwerbstätige nicht vor. Für Arbeitslosenquo-
ten liegen solche differenzierten Auswertungen für den Zeitraum 
zwischen 1975 bis 2005 über das IAB vor (vgl. Reinberg / Hummel 
2007). In einer aktuellen Studie zu den Auswirkungen des Struk-
turwandels hat das IW diese qualifikationsspezifischen Arbeitslo-
senquoten auf der Grundlage der IAB-Berechnungen auch für die 
Jahre 2006 und 2007 geschätzt (vgl. IW 2008: 167ff.). Nach dieser 
Schätzung ergibt sich folgende qualifikationsspezifische Verteilung 
von Arbeitslosenquoten:  

Tabelle 10: Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquoten 2007 (in 
Prozent aller zivilen Erwerbspersonen gleicher Qualifi-
kation) für Deutschland gesamt 

  gesamt 
Ohne Ausbildung 20,2 
Betriebliche Ausbildung, Berufsfachschu-
le 8,4 
Fachschul-, Meister-, Technikerausbil-
dung 2,7 
Fachhochschulabschluss 2,8 
Universitätsabschluss 3,4 

Quelle: IW 2008 

Nach diesen Berechnungen nimmt das Risiko, arbeitslos zu wer-
den, nicht mit steigender formaler Qualifikation ab, sondern haben 
Absolvent/-innen einer Fachschul-, Meister- und Technikerausbil-
dung das geringste Risiko, arbeitslos zu werden.  

Dieser Zusammenhang bleibt auch in einer geschlechtsspezifi-
schen und regionalen Betrachtung weitgehend gültig. Die einzige 
Ausnahme stellen Frauen in Westdeutschland dar. Hier haben 
Frauen mit akademischem Abschluss ein geringeres Arbeitslosig-
keitsrisiko als Frauen mit einer Fachschul-, Meister- und Techni-
kerausbildung (vgl. Tabelle 11).  
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Tabelle 11: Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquoten (in Pro-
zent aller zivilen Erwerbspersonen gleicher Qualifikati-
on) 

  
Männer 
(West) 

Frauen 
(West) 

Männer 
(Ost) 

Frauen 
(Ost) 

Ohne Ausbildung 22,1 21,8 37,5 38,7 
Betriebliche Ausbildung, Berufsfachschu-
le 

7,3 7,6 
17,8 20,1 

Fachschul-, Meister-, Technikerausbil-
dung 

1,8 5,6 
2,7 4,2 

Fachhochschulabschluss 2,1 3,1 4,0 4,9 
Universitätsabschluss 3,1 4,8 5,5 6,6 

Quelle: IW 2008 

Die oft gebrauchte und vereinfachende Aussage, wonach akade-
mische Abschlüsse besser vor Arbeitslosigkeit schützen als beruf-
liche Abschlüsse, kann vor dem Hintergrund dieser Zahlen in die-
ser allgemeinen Form nicht als gültig erachtet werden.  

 

6.5 Kompetenzen 

Aktuelle Vergleiche der Wertigkeit beruflicher und akademischer 
Bildungsabschlüsse ziehen als Maßstab für den Vergleich sehr un-
terschiedliche Indikatoren heran. In den Kapiteln 6.1 bis 6.4 dieses 
Kapitels wurden wichtige Indikatoren für einen solchen Vergleich 
bereits dargestellt. Dabei bezogen sich diese Indikatoren vor allem 
auf unterschiedliche Dimensionen des Arbeitsmarkterfolgs von 
Absolvent/-innen unterschiedlicher Bildungsgänge. Im Unterschied 
zu den oben bereits dargestellten Indikatoren gibt es derzeit je-
doch auch unterschiedliche Versuche, die Gleichwertigkeit unter-
schiedlicher Bildungsformen nicht anhand ihrer (monetären) Ak-
zeptanz auf dem Arbeitsmarkt, sondern über inhaltliche – d.h. 
kompetenzbezogene – Kriterien zu bewerten. 

Erste mögliche Ansätze für die Feststellung und Messung einer 
kompetenzbezogenen Gleichwertigkeit und damit auch von An-
rechnungsmöglichkeiten zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
zeigen sich in der Initiative des BMBF „Anrechnung beruflicher 
Kompetenzen auf Hochschulstudiengänge“ (ANKOM). In elf Pro-
jekten an verschiedenen Hochschulen werden Anrechnungskon-
zepte entwickelt und – wenn möglich – bereits in die Umsetzung 
gebracht (Stamm-Riemer et al. 2008).  

In den unterschiedlichen Projekten wurden für ausgewählte Fort- 
und Weiterbildungen Anrechnungsmöglichkeiten auf fachlich kom-
patible Studiengänge entwickelt. Dabei handelt es sich um mehr-
stufige Verfahren, in denen die Lernergebnisse und damit Kompe-
tenzen der einzelnen hochschulischen und berufli-
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chen Bildungsgänge bestimmt wurden, um sie anschließend mitei-
nander abzugleichen und Anrechnungsmöglichkeiten zu identifizie-
ren46

Aus den Projekterfahrungen lassen sich wesentliche Herausforde-
rungen hinsichtlich einer Bewertung der Gleichwertigkeit und damit 
auch der Anrechnung beruflicher Kompetenzen auf die hochschul-
ische Bildung identifizieren. Beide Systeme, die sich aus langen 
Traditionen heraus parallel zueinander entwickelt haben, zeigen 
deutliche Unterschiede. In der Berufsbildung bestehen berufsbe-
zogene, standardisierte Lernrichtlinien durch gesetzliche Bundes-
vorgaben, während die hochschulseitigen Bildungsprogramme re-
lativ autonom von den jeweiligen Bildungsinstitutionen entworfen 
werden und häufig noch nicht einmal innerhalb eines Bundeslan-
des eine 100%-ige Kompatibilität aufweisen. Für einige Verfahren 
müssen die Lernergebnisse der beruflichen Bildung daher nicht 
vollständig denen der Hochschulbildung entsprechen: ein De-
ckungsgrad von 70% bis 75% ist häufig für eine mögliche Anrech-
nung ausreichend (vgl. u.a. Müskens / Gierke / Hanft 2008: 99). 

. Dies geschah auf Ebene der einzelnen Projekte hochschul- 
bzw. bildungsgangspezifisch. Dabei wurden – wie in den Empfeh-
lungen der Europäischen Kommission vorgesehen – die Kompe-
tenz- und Lernergebnisbestimmungen in vereinzelten Projekten 
mit Orientierung zum EQR entwickelt, so dass letztlich das EQR-
Niveau einer Lerneinheit angegeben werden konnte (s. Projekt der 
TU Darmstadt (Beuthel / Seger 2008), Oldenburger Modell 
(Müskens / Gierke / Hanft 2008), ANKOM Gesundheitsberufe nach 
BBiG (Bonse-Rohmann / Burchert 2008). 

Divergierende Verständnisse von Lernergebnissen und Kompe-
tenzen in der beruflichen und akademischen Bildung wurden in der 
ANKOM-Initiative zwar konstatiert, sie gelten jedoch nicht als un-
überbrückbares Hindernis. Während die hochschulische Bildung 
ein starkes Gewicht auf die Vermittlung wissenschaftlicher Kompe-
tenzen legt, steht im Fokus der beruflichen Bildung die Vermittlung 
beruflicher Handlungskompetenz. Die Grundlage für die Bewer-
tung von Lernergebnissen bildet demnach im Berufsbildungssys-
tem die berufliche Handlungskompetenz; das Hochschulsystem 
konzentriert sich dagegen auf den Begriff Wissen (Müskens / Gier-
ke / Hanft 2008). Dabei geht es jedoch um den Erwerb, die An-
wendung und den Transfer von Wissen, so dass durchaus 
Schnittmengen im Verständnis der jeweiligen Kompetenzbegriffe 
von hochschulischer und beruflicher Bildung gesehen werden. 
Beide Bereiche beziehen sich auf den Transfer und die Anwen-
dung des Erlernten zur Bewältigung situativer Anforderungen in 
verschiedenen Handlungsfeldern. Dabei nimmt die Bedeutung von 

                                                
46  Einzelne Verfahren verwenden zur Bestimmung der Lernziele und -ergebnisse bereits erstellte  Modulhandbücher aus 

Akkreditierungsunterlagen, wodurch diese sinnvoll synergetisch genutzt werden können (vgl. u.a. Ruffert et al. 2008: 
82).  
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Wissen und Wissenserwerb auch in der beruflichen Bildung zu 
(Rein 2008). 

Hürden für eine stärkere Gleichwertigkeit beider Systeme werden 
in der ANKOM-Initiative weniger auf einer grundsätzlichen, als auf 
einer praktischen Ebene gesehen. Für einen funktionierenden 
Kompetenzvergleich ist umfangreiches Detailwissen zu den unter-
schiedlichen Bildungssystemen und -angeboten notwendig. Hierfür 
fehlen auf Seiten beider Bildungssysteme allerdings noch die Vo-
raussetzungen: Einerseits fehlt in vielen Fällen Hochschulangehö-
rigen profundes Wissen über berufliche Profile und Bildungsgänge, 
andererseits verfügen bildungsverantwortliche Mitarbeiter/-innen in 
den Unternehmen nicht über ausreichend Kenntnisse zu akademi-
schen Bildungsprogrammen (Beuthel / Seger 2008).  

Ein weiterer Vorschlag zum kompetenzbasierten Vergleich der 
Wertigkeit beruflicher und akademischer Bildung ist das Konzept 
der Berufswertigkeit das in einem gemeinsamen Forschungsvor-
haben des Forschungsinstituts für Berufsbildung im Handwerk an 
der Universität zu Köln (FBH) sowie der Fachhochschule für Öko-
nomie und Management (FOM) konzeptionalisiert worden ist. Im 
Unterschied zum ANKOM-Projekt werden die inhaltlichen Kriterien 
dabei nicht aus den Curricula der Bildungsgänge selbst abgeleitet, 
sondern es wird auf der Basis der Ansprüche der Berufspraxis an 
Führungskräfte ein übergeordneter, externer Maßstab abgeleitet, 
der die Grundlage für die Bewertung der unterschiedlichen Bil-
dungsabschlüsse darstellt.  

Vor dem Hintergrund dieser Definition haben FHB und FOM im 
Auftrag des Deutschen Handelskammertages die mögliche 
Gleichwertigkeit von ausgewählten beruflichen Weiterbildungsab-
schlüssen und hochschulischen Abschlüssen47 in vier ausgewähl-
ten Branchen48

                                                
47  Folgende Abschlüsse wurden mit hochschulischen Abschlüssen verglichen: Betriebswirt (HWK), Elektrotechnikermeis-

ter (HWK), Industriemeister Chemie (IHK), geprüfter Bilanzbuchhalter (IHK), geprüfter Handelsfachwirt (IHK), Touris-
musfachwirt (IHK). 

 in NRW untersucht. In einem ersten Schritt wurden 
Personalverantwortliche in diesen Branchen zu ihren Anforderun-
gen an Führungskräfte befragt. Aus diesen Anforderungen wurde 
anschließend der Berufswertigkeitsindex (BWI) abgeleitet, d.h. der 
Anforderungskatalog definiert, der als externes Kontrollraster für 
die Überprüfung der Gleichwertigkeit unterschiedlicher formaler 
Abschlüsse herangezogen werden soll. Vor dem Hintergrund die-
ses Maßstabs ‚Berufswertigkeit‘ nahmen anschließend Führungs-
kräfte unterschiedlicher formaler Qualifikation eine Selbsteinschät-
zung ihrer Qualifikationen und Kompetenzen vor. Anschließend 
wurde diese Selbsteinschätzung nach unterschiedlichen formalen 
Abschlüssen ausgewertet.  

48  Folgende Branchen wurden für den Vergleich ausgewählt: Elektrobranche, Chemiebranche, Handelsbranche, Touris-
musbranche. 
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Im Ergebnis konnte auf der Grundlage dieses Forschungsdesigns 
für Führungskräfte mit beruflicher bzw. akademischer Qualifikation 
eine ähnlich hohe Berufswertigkeit und damit eine weitgehende 
Gleichwertigkeit beider Abschlussarten abgeleitet werden. Dies gilt 
für alle untersuchten Branchen sowie sowohl für technische und 
sozial- bzw. wirtschaftswissenschaftliche Fachbereiche (vgl. 
WDHKT 2008b: 11f.). Mittelwertvergleiche lassen dabei sogar auf 
einen etwas höheren Berufswert beruflicher Fortbildungsgänge 
schließen (vgl. WDHKT 2008b: 13f.). Diese Unterschiede in der 
Berufswertigkeit verringern sich jedoch im Zeitverlauf. Die Studie 
weist hier eine gegensätzliche Entwicklung aus: Während die 
selbst eingeschätzte Berufswertigkeit von Führungskräften mit 
Hochschulstudium mit steigender Berufserfahrung zunimmt, nimmt 
die selbst eingeschätzte Berufswertigkeit von Führungskräften mit 
ausschließlich beruflicher Qualifikation mit steigender Berufserfah-
rung ab (vgl. WDHKT 2008b: 15f.).  

Einschränkend muss erwähnt werden, dass die Einschätzungen 
zu den Kompetenzen der Führungskräfte auf ihren Selbstauskünf-
ten basieren, nicht erhoben wurde jedoch, welches Gewicht den 
einzelnen Anforderungen für das Kompetenzprofil einer Führungs-
kraft zukommt und ob sich die Anforderungen für unterschiedliche 
Berufsbereiche unterscheiden. Bezüglich der 
Verallgemeinerbarkeit der Aussagen, bestehen vor diesem Hinter-
grund methodische Einschränkungen. Dennoch muss anerkannt 
werden, dass mit der Studie des WDHKT – auch im Unterschied 
zum ANKOM-Projekt erstmals eine Analyse zur Gleichwertigkeit 
akademischer und beruflicher Abschlüsse vorgelegt wurde, die ei-
ne bildungssystemunabhängige Bewertung von Kompetenzen 
plausibel und wissenschaftlich begründet argumentiert hat.  

 

6.6 Fazit 

Ziel dieses sechsten Kapitels war es, anhand wichtiger Indikatoren 
die Wertigkeit beruflicher und akademischer Ausbildungsgänge auf 
unterschiedlichen Ebenen des Arbeitsmarkts einer empirischen 
Bestandsaufnahme zu unterziehen. Im Ergebnis lässt sich ein dif-
ferenziertes Bild zur Bedeutung der unterschiedlichen Qualifikatio-
nen ziehen:  

Employability: Die Vermittlung von Beschäftigungsfähigkeit ist 
und war traditionell eine Stärke der beruflichen Bildung. Im Zuge 
des Bolognaprozesses gewinnt die Förderung der Beschäftigungs-
fähigkeit allerdings auch an Hochschulen an Bedeutung. Beson-
ders Absolvent/-innen von Berufsakademien und Fachhochschu-
len wird unmittelbar nach dem ersten Studienabschluss ein hohes 
Maß an Beschäftigungsfähigkeit zugeschrieben. Die Konkurrenz 
zwischen akademischer und beruflicher Bildung wächst vor die-
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sem Hintergrund. Betrachtet man die Entwicklung der Beschäfti-
gungsfähigkeit von Personen unterschiedlicher Qualifikationsstu-
fen im Zeitverlauf, sind sowohl höhere berufliche Bildung (wie 
bspw. ein Meister- oder Techniker-Abschluss) als auch ein aka-
demischer Abschluss eine geeignete Voraussetzung, die Beschäf-
tigungsfähigkeit über die Zeit aufrecht zu erhalten.  

Tarifliche Eingruppierung: Trotz einer grundsätzlichen Tätig-
keitsorientierung in den Tarifverträgen spielen formale Qualifikati-
onen für die Eingruppierung in bestimmte Tarifgruppen nach wie 
vor eine große Rolle. Trotz der Studiengangsreformen und der hö-
heren Bedeutung von Beschäftigungsfähigkeit in den neuen Studi-
engängen zeigen erste Erfahrungen mit der tariflichen Eingruppie-
rung der neue BA-Abschlüsse, dass die beruflichen Fortbildungs-
abschlüsse nach wie vor nicht auf dieselbe Stufe wie akademische 
BA-Abschlüsse eingruppiert werden. In allen betrachteten Tarifver-
trägen sind BA-Abschlüsse höher als Abschlüsse beruflicher Auf-
stiegsfortbildung eingruppiert.  

Bildungsrenditen: Bildungsrenditen basieren auf einem Vergleich 
von Einkommensdurchschnitten von Personen unterschiedlicher 
Qualifikation. Durchschnittsberechnungen können jedoch die 
Streuung von Einkommensverteilungen nicht abbilden. Wird die 
Streuung in den Einkommen von beruflich und akademisch Quali-
fizierten in den Blick genommen, relativiert sich der in der Berech-
nung von Bildungsrenditen stets zum Ausdruck kommende Ein-
kommensvorteil akademischer Bildung. Die Einkommensverteilun-
gen beider Qualifikationsstufen streuen stark und es gibt breite Be-
reiche, in denen sich die Einkommen überlappen.  

Erwerbsstatus: Betrachtet man die zentralen Indikatoren zur Be-
schreibung der Erwerbschancen von Personen mit beruflicher und 
akademischer Qualifikation wird deutlich, dass die berufliche Qua-
lifikation nur einen Teil des Erwerbsstatus erklärt. Darüber hinaus 
spielt für die Erwerbschancen und die Erwerbsneigung insbeson-
dere auch das Geschlecht und die Fachrichtung eine Rolle. So 
sind Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung unterschiedlich quali-
fizierter Personen in der Gruppe der Frauen bspw. stärker ausge-
prägt als in der Gruppe der Männer. Darüber hinaus lassen sich 
bestimmte Fachrichtungen identifizieren, in denen die Erwerbsbe-
teiligung beruflich qualifizierter Personen über denen der Akade-
miker/-innen liegt. Auch eine differenzierte Analyse der qualifikati-
onsspezifischen Arbeitslosenquoten macht die These unhaltbar, 
nach der berufliche Qualifikationen immer ein höheres Arbeitslo-
sigkeitsrisiko bedeuten als akademische Qualifikationen. 

Kompetenzen: Vergleiche der Lernergebnisse beruflicher und 
akademischer Bildung werden insbesondere durch die ANKOM-
Initiative des BMBF sowie eine neue Studie des WDHKT derzeit 
wieder verstärkt diskutiert. Beide Studien sprechen für einen mög-
lichen Vergleich der Kompetenzen, der sowohl bildungssystem-
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immanent (ANKOM) als auch gemessen an einem bildungssys-
temexternen Maßstab (WDHKT) vorgenommen werden kann. Sys-
tematische und methodische Schwierigkeiten werden dabei zwar 
sichtbar, erweisen sich jedoch aus beiden Perspektiven als nicht 
als unüberbrückbar. 

Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse gilt es, die in der Diskus-
sion um den Stellenwert beruflicher und akademischer Bildung 
dominierende Haltung, dass eine akademische Bildung Einkom-
men und Beschäftigung besser sichert als eine berufliche Bildung 
zu revidieren. Die Streuung der Arbeitsmarktpotenziale von Absol-
venten beruflicher und akademischer Bildung ist höher als bisher 
angenommen, die Arbeitsmarkterfolge von Absolventen beruflicher 
und akademischer Bildungsgänge überschneiden sich in großen 
Bereichen. Wird diese Streuung und Überschneidung angemessen 
berücksichtigt, zeigt sich, dass die Arbeitsmarktpotenziale weniger 
von der Art der Qualifikation (akademisch vs. beruflich) abhängen, 
als vielmehr von der gewählten Ausbildungs- oder Studienrichtung 
und dem Geschlecht. Auch die Art des Hochschulstudiums (Uni-
versitätsstudium, Fachhochschulstudium oder Berufsakademie-
studium), die Branche und die Unternehmensgröße sowie die Be-
rufserfahrung haben einen wichtigen Einfluss auf die Streuung der 
Arbeitsmarktpotenziale und überlagern den Erklärungsgehalt des 
Berufsabschlusses.  

Durch den Bologna-Prozess und die flächendeckende Einführung 
von Bachelor-Studiengängen an deutschen Hochschulen wird sich 
die Konkurrenzsituation zwischen der beruflichen und der akade-
mischen Bildung zukünftig vermutlich verstärken. Auch auf die 
Streuung der Arbeitsmarktpotenziale und die Überschneidung von 
Arbeitsmarkterfolgen von Absolventen beruflicher und akademi-
scher Bildungsgänge wird dieser Prozess Einfluss haben, sie wer-
den vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen eher weiter zu- als 
abnehmen. 
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7 Qualitätssicherung vor dem Hintergrund des 
Europäischen bzw. Deutschen Qualifikations-
rahmens 

Ausgehend von den Ausführungen in den Kapiteln 3 bis 5 zu den 
Qualitätssicherungssystemen in der beruflichen und akademi-
schen Bildung sowie den Ergebnissen der Untersuchung der Wer-
tigkeit von akademischen bzw. beruflichen Abschlüssen in Hinblick 
auf Employability, realisierte tarifliche Eingruppierungen, Bildungs-
renditen, Erwerbsstatus und Kompetenzen (Kapitel 6) werden im 
Folgenden die Implikationen und Anknüpfungspunkte der Entwick-
lung eines Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) für die Quali-
tätssicherung beleuchtet. 

Zunächst werden dazu der Hintergrund der Entwicklung von Quali-
fikationsrahmen auf europäischer sowie nationaler Ebene darge-
stellt und auf den Entwicklungsprozess und aktuellen Entwick-
lungsstand des DQR eingegangen. In diesem Kontext werden die 
unterschiedlichen Positionen, Sichtweisen und Anforderungen der 
beteiligten Akteure referiert und bezüglich ihrer zentralen Bezugs-
punkte aufbereitet. 

Als zweiter Schritt wird der Bezug zwischen den Entwicklungen 
zum Europäischen bzw. Deutschen Qualifikationsrahmen und dem 
Bereich der Qualitätssicherung näher beleuchtet. Neben einer all-
gemeinen Darlegung der Verweise und Implikationen, welche in 
den Qualifikationsrahmen enthalten sind, wird wiederum auf die 
Einschätzungen der Akteure rekurriert. 

Unter 7.3 werden daran anschließend der Stand der Qualitätssi-
cherungssysteme der akademischen und beruflichen Bildung (vgl. 
Synopse in Kapitel 5) im Hinblick auf die benannten Anknüpfungs-
punkte betrachtet. 

 

7.1 Die Entwicklung von Qualifikationsrahmen 
für Europa und Deutschland 

7.1.1 Der Europäische Qualifikationsrahmen (EQR) 

Auf Basis der Lissabon-Strategie, wonach Europa bis 2010 zur 
„most competitive and dynamic knowledge-based economy of the 
world“ (Lisbon European Council 2000) werden soll, arbeiten die 
Mitgliedsstaaten derzeit daran, sowohl das Zusammenwachsen 
des europäischen Bildungsraumes auch als auch des Arbeitsmark-
tes zu realisieren, um die EU als durchsetzungsfähige Kraft im 
globalen Wettbewerb zu positionieren. Zugleich soll die Mobilität 
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der Bürgerinnen und Bürger innerhalb Europas durch die Aner-
kennung von Qualifikationen zwischen den einzelnen Ländern er-
leichtert und gefördert und lebenslanges Lernen unterstützt wer-
den. Hierzu wurden bereits diverse Mobilitätsinstrumente, wie 
bspw. der Europass oder auch die europäischen Kreditpunktesys-
teme (ECTS für Hochschulen/ ECVET für die Berufsbildung) im-
plementiert. 

Vor diesem Hintergrund soll der Europäische Qualifikationsrahmen 
(EQR)49

Der EQR ist eine Art „Übersetzungshilfe“, welche es ermöglicht, 
Qualifikationen der allgemeinen, beruflichen und akademischen 
Aus- und Weiterbildung europaweit vergleichbar und „verstehbar“ 
zu machen. Damit bildet der EQR die übergreifende Klammer zwi-
schen den Hochschulreformen, die sich im Rahmen des Bologna-
Prozesses vollziehen

 die bereits bestehenden Instrumente stärken und ergän-
zen, indem er einen wesentlichen Beitrag zur Transparenz und 
Vergleichbarkeit leistet. 

50 und der Reform der beruflichen Bildung im 
Rahmen des Brügge-Kopenhagen-Prozesses51

Die Vergleichbarkeit von Qualifikationen wird durch die Einstufung 
des Kompetenzerwerbs in acht festgelegten Niveaustufen ermög-
licht. Sie umfassen die gesamte Bandbreite von grundlegenden 
Qualifikationen (z.B. Schulabschluss) bis zu fortgeschrittenen Ni-
veaus (z.B. Promotion). Jede dieser Stufen wird durch Deskripto-
ren definiert, welche die zur Erlangung der Qualifikation der jewei-
ligen Niveaustufe erforderlichen Lernergebnisse („shift from tea-
ching to learning“) beschreiben. Die Lernergebnisse werden durch 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen dargestellt und sollen 
so Aussagen darüber zulassen, was ein Lernender nach Ab-
schluss eines Lernprozesses weiß, versteht und in der Lage ist zu 
tun. Sie sind für eine Vergleichbarkeit der Qualifikationen der ver-
schiedenen europäischen Bildungssysteme notwendige Voraus-
setzung, da sie die Beschreibung der Wertigkeiten der verschie-
denen Bildungsgänge ermöglichen.  

. 

Die Entwicklung des EQR wurde durch Mitgliedsstaaten, Sozial-
partner und weitere interessierte Gruppen im Jahre 2004 angesto-
ßen und in der Maastrichter Erklärung des Europäischen Rates 
vom Dezember 2004 beschlossen. Im April 2008 trat die Empfeh-
lung über die Einrichtung eines Europäischen Qualifikationsrah-

                                                
49  Der auf europäischer Ebene verwendete englische Fachterminus lautet „European Qualification Framework” (EQF). 
50  Das CHE hat zu diesen Themen u.a. zwei umfangreiche Studien gemeinsam mit den Partnerorganisationen 

CHEPS/Niederlande und NIFU STEP/Norwegen publiziert. Näheres unter: 
  http://ec.europa.eu/education/doc/reports/doc/curricular2_en.pdf und  
  http://ec.europa.eu/education/doc/reports/doc/higherextent2_en.pdf.   
51  Vgl. dazu z.B. Europäischer Rat (ER) 2002. 
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mens für lebenslanges Lernen (EQR) formell in Kraft. Sie beinhal-
tet eine Verknüpfung der nationalen Qualifikationssysteme der 
einzelnen Mitgliedsstaaten mit dem EQR bis zum Jahre 2010. Den 
Ländern wird weiterhin nahe gelegt, bis 2012 individuelle Qualifika-
tionsbescheinigungen mit einem Verweis auf das zutreffende 
EQR-Niveau zu versehen (Europäische Kommission 2008).  

Um die Ziele des EQR als Metarahmen für die in den einzelnen 
Ländern erworbenen Kompetenzen zu verfolgen, müssen sie auf 
die nationalen Ebenen übertragen werden. Im optimalen Fall er-
stellt jedes Land einen nationalen Qualifikationsrahmen, der ge-
mäß den Empfehlungen der Europäischen Kommission in Bezug 
zum EQR gesetzt wird (s.o.). Um den nationalen Besonderheiten 
der Bildungssysteme Rechnung zu tragen, sind dabei eine Reihe 
von Übersetzungs- und Anpassungsleistungen zu erbringen.  

Der Stand der Umsetzung und die jeweilige Ausgestaltung ist in 
einzelnen Ländern dabei sehr unterschiedlich. So verfügt ein Teil 
der Länder bereits seit einigen Jahren über nationale Qualifikati-
onsrahmen (bspw. Irland, Großbritannien, Frankreich), andere sind 
dabei einen solchen zu entwickeln bzw. zu implementieren, andere 
stehen noch am Anfang eines Diskussions- und Entwicklungspro-
zesses. 

 

7.1.2 Entwicklungsprozess und aktueller Entwicklungsstand 
des Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) 

Bereits Ende 2006 erarbeiteten der Hauptausschuss des Bundes-
instituts für Berufsbildung (BIBB) für die Berufsbildung und die 
KMK für die allgemeine und hochschulische Bildung Leitlinien und 
Ziele zur Entwicklung eines DQR hinsichtlich von Transparenz, 
Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit von Qualifikationen sowie ei-
ner Förderung der Qualitätsentwicklung. Weitere wichtige Ansätze 
finden sich zudem im Qualifikationsrahmen für deutsche Hoch-
schulabschlüsse der KMK aus dem Jahre 2005, der die Qualifika-
tionsstufen Bachelor, Master und Doktorat umfasst (KMK 2005b). 
Einige Entwürfe für die Übertragung des hochschulbezogenen 
Qualifikationsrahmens auf einzelne Studienfächer wie Betriebs-
wirtschaftslehre und Soziale Arbeit liegen vor.  

Im Hinblick auf die Vielgestaltigkeit des deutschen Bildungssys-
tems besteht die Herausforderung insbesondere darin, ein für den 
nationalen Kontext adäquates Gerüst für die Beschreibung von 
Lernergebnissen zu schaffen, welches die Besonderheiten der 
(hoch-)schulischen sowie der betrieblichen Aus- und Weiterbildung 
berücksichtigt, diese jedoch gleichsam bildungsbereichsübergrei-
fend verortet, zueinander in Beziehung setzen und somit an-
schlussfähig zum EQR machen kann. Dabei soll jedoch nicht die 
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inhaltlich-fachliche Gestaltung der Bildungsangebote festgelegt 
werden. 

Die Entwicklung eines DQR befindet sich aktuell im Prozess und 
wird von einer Steuerungsgruppe aus BMBF und KMK koordi-
niert52 sowie von einem Arbeitskreis „Deutscher Qualifikations-
rahmen“ mit Experten der Sozialparteien, der Wissenschaft und 
weiteren Bildungsakteuren53

Im Einführungstext werden dabei auf den Entwicklungshintergrund 
auf europäischer Ebene Bezug genommen und die grundlegenden 
Ziele und das Grundverständnis eines Deutschen Qualifikations-
rahmens erläutert. 

 begleitet. Über die Erörterung der un-
terschiedlichen Anforderungen und Positionen der Akteure (vgl. 
hierzu genauer 7.1.3) wurde im Rahmen des Arbeitskreises ein 
gemeinsamer Entwurf erarbeitet, welcher im Februar 2009 als 
„Diskussionsvorschlag eines Deutschen Qualifikationsrahmens für 
lebenslanges Lernen“ (AK DQR 2009) vorgelegt wurde. Dieser be-
steht aus einem Einführungstext, dem Vorschlag einer DQR-Matrix 
sowie einem begriffsklärenden DQR-Glossar.  

Als Zielsetzungen werden Transparenz hinsichtlich Gleichwertig-
keiten und Unterschieden von Qualifikationen sowie eine Unter-
stützung der Durchlässigkeit benannt. Daran anschließend gelte 
es einen Beitrag zur „Förderung der Mobilität von Lernenden und 
Beschäftigten“ zu leisten und insgesamt den „Zugang und Teil-
nahme am lebenslangen Lernen“ (AK DQR 2009: 3) zu fördern 
und zu verbessern. 

Analog zum EQR sind im DQR-Entwurf acht Niveaustufen vorge-
sehen, welche über einen Kompetenzbegriff – verstanden als 
Handlungskompetenz – in Fachkompetenz (Wissen, Fertigkeiten) 
sowie Personale Kompetenz (Sozial- und Selbstkompetenz) ope-
rationalisiert werden.  

Anhand der entwickelten Matrix und ihren Deskriptoren sollen alle 
formalen Qualifikationen des deutschen Bildungssystems zuge-
ordnet werden. Dabei sollen grundsätzlich alle Stufen über unter-
schiedliche Bildungswege erreichbar sein. Betont wird jedoch 

                                                
52  Der Koordinierungsgruppe gehören an: BMBF: Dr. Susanna Schmidt (Vorsitz), Maria Brosch, Dr. Jutta Faust, Melanie 

Form, Christian Hingst, Ulrich Schüller; KMK: Lothar Herstix (Vorsitz), Dr. Birger Hendrix, Dr. Reinhild Otte, Norbert 
Rosenboom, Michael Schopf sowie Ursula Dohme/ Renate Oeltzschner. 

53  Aktuelle Mitglieder des AK DQR sind: Dr. Susanna Schmidt (BMBF) / Lothar Herstix (KMK) (Vorsitz), Klaus Oks (BA), 
Martin Kraft (Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e.V.), Susanne Müller (BDA), Bertold Gehlert 
(BLBS, dbb beamtenbund), Hermann Nehls (DGB), Dr. Stephanie Odenwald (GEW), Dr. Klaus Heimann (IG Metall), 
Steffen Gunnar Baxer (DIHK), Prof. Dr. Thomas Deißinger (Universität Konstanz), Prof. Dr. Volker Gehmlich (FH Os-
nabrück), Dr. Georg Hanf (BIBB), Anja Gadow (freier zusammenschluss von studentInnenschaften e.V.), Jan Rathjen 
(HRK), Dr. Diana Reuter (Konzertierte Aktion Weiterbildung), Dr. Birger Hendrix, Karl-Heinz Held, Dr. Reinhild Otte, 
Norbert Rosenboom, Michael Schopf sowie Ursula Dohme/ Renate Oeltzschner (KMK), Helen Diedrich-Fuhs (Kurato-
rium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung), Dr. Achim Hopbach (Akkreditierungsrat), Dr. Sabine Behrenbeck 
(Wissenschaftsrat) sowie Prof. Dr. Friedrich H. Esser (ZDH). 
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gleichzeitig, dass es sich bei den Qualifikationen einer Stufe je-
doch nicht um die Abbildung gleichartiger, sondern gleichwertiger 
Bildungsabschlüsse handle. Vor diesem Hintergrund wird explizit 
auf die Entkopplung von Zulassungsberechtigungen oder auch ta-
rifrechtlichen Ansprüchen hingewiesen. 

Die im Diskussionsvorschlag vorgelegte Matrix soll bis Ende 2009 
erprobt werden. Unter Beteiligung von zusätzlichen Fachexperten 
werden dabei als Arbeitsschwerpunkte benannt (vgl. Entschlie-
ßung des BIBB Hauptausschusses zur Gestaltung einer Erpro-
bungsphase für den DQR vom 18.12.2008): 

- die Berücksichtigung der Erreichung aller Kompetenzniveaus 
auf unterschiedlichen Bildungs- und Kompetenzwegen 

- die Überprüfung der Deskriptoren hinsichtlich adäquater Ska-
lierung und niveaugerechter Zuordnung 

- die Erarbeitung von Optimierungsvorschlägen sowie zur 
Handhabung informell erworbener Kompetenzen 

- die Überprüfung der Anschlussmöglichkeiten an den EQR so-
wie 

- Hinweise bezüglich der Implementierung des DQR „als Be-
zugsrahmen im deutschen Bildungssystem.“ (BIBB 2008) 

2010 soll der entwickelte DQR in Relation zum EQR gestellt wer-
den, eine letztliche Anwendung bzw. Umsetzung ist parallel zum 
Implementationsprozess des EQR bis 2012 geplant. 

 

7.1.3 Positionen und Sichtweisen relevanter Akteure 

Die Entwicklung eines bildungsbereichsübergreifenden Qualifikati-
onsrahmens steht im Hinblick auf die Unterschiedlichkeit der ein-
bezogenen Bildungszweige und die Vielzahl der betroffenen Ak-
teure im Spannungsfeld vielfältiger Erwartungen, Anforderungen 
und Zielvorstellungen.  

Zwar wird die generelle Einrichtung eines DQR im Hinblick auf die 
Verbesserung (inter-)nationaler Transparenz und einer Stärkung 
der Bildungsmobilität54

                                                
54  Seitens der Bundesregierung wird zudem grundlegend auf die Erwartung verwiesen, „dass der DQR die Besonderhei-

ten und Vorzüge des deutschen Bildungssystems abbilden und damit dessen Bedeutung und Leistungsstärke im Ver-
gleich zu anderen Bildungssystemen sichtbar machen wird“ (Deutscher Bundestag 2007) und sich somit die Chancen 
für Absolventen im europäischen Arbeitsmarktkontext weiter verbessern könnten. 

 übergreifend durchweg begrüßt, differente 
Ansichten bezüglich der Entwicklung betrafen bzw. betreffen je-
doch insbesondere die Fragen, 
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  wie die begriffliche Bestimmung und Feingliederung des 
Kompetenzverständnisses erfolgen kann,  

 ob eine reine Orientierung an Lernergebnissen (Outcome) 
hinlänglich ist,  

 wie viele Niveaustufen ein Deutscher Qualifikationsrahmen 
umfassen soll,  

 welche Kriterien den zu entwickelnden Deskriptoren zu-
grunde liegen sollen bzw. wie die Deskriptoren zu formulie-
ren sind  

 und in welcher Form die konkrete Zuordnung von Qualifika-
tionen zu Niveaus erfolgt.  

Daher werden im Folgenden die Positionen und Sichtweisen der 
Akteure genauer analysiert. Dabei gilt es insbesondere zu klären, 
welche Vorstellungen bezüglich der Ziele und Struktur eines Quali-
fikationsrahmens bestehen, wie Instrumente und Prüfverfahren 
ausgestaltet, Zuständigkeiten der Umsetzung geregelt und Akzep-
tanz gewährleistet sein sollten. Die Frage nach der Bedeutung für 
bzw. dem Bezug zur Qualitätssicherung wird gesondert unter 7.2 
behandelt. 

Die grundlegenden Standpunkte der Akteure lassen sich anhand 
von Stellungnahmen, Positionspapieren und Orientierungshilfen 
nachvollziehen, welche parallel zum Prozess der Entwicklung im 
DQR-Arbeitskreis vorgelegt wurden. Im Hinblick auf den Fortgang 
der Entwicklung im AK DQR können diese jedoch nur bedingt über 
die Einschätzungen zum aktuellen Entwicklungsstand und die da-
mit verbundenen Kompromisse Auskunft geben.  

Vor diesem Hintergrund wurde für die Aufnahme der Einschätzun-
gen der Akteure die Auswertung der vorliegenden Positionspapie-
re um persönliche bzw. teilweise telefonische Interviews mit An-
sprechpartner/-innen der verschiedenen am Entwicklungsprozess 
beteiligten Institutionen, Sozialpartner und politischen Vertre-
ter/-innen ergänzt. Befragt wurden in diesem Zusammenhang Ver-
treter/-innen von DIHK, ZDH, BDA, DGB, GEW, BMBF, BIBB, 
KMK, HRK, Akkreditierungsrat und BLBS. 
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Positionspapiere 

Hauptbezugspunkte der Diskussion bildeten insbesondere die 
grundlegenden Positionsbestimmungen der Spitzenverbände der 
Wirtschaft55 (BDA et al. 200856; vgl. auch Müller 2008a, 2008b; 
Bayer 2008) sowie der Arbeitnehmervertreter (DGB 2008; GEW 
2008). Hinzu kommen Ausführungen und Stellungnahmen aus 
Sicht der Ländervertreter (z.B. Arbeits- und Sozialministerkonfe-
renz 2008), von Lehrer- sowie Sozialverbänden (vgl. z.B. BLBS/ 
VLW 2008; Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit57

Im Fokus des gemeinsamen Positionspapiers der Wirtschaftsver-
treter (28.03.2008) steht die Forderung einer „konsequenten Ar-
beitsmarktorientierung“ des DQR. Dieser zufolge bedürfe die Aus-
gestaltung des Qualifikationsrahmens einer „Ausrichtung am Be-
darf der Unternehmen“ und müsse zudem einen Mehrwert für die 
am Wirtschaftsprozess Beteiligten – bspw. Orientierungshilfe bei 
der Personalgewinnung – bieten. Die Einordnung von Qualifikatio-
nen beziehen die Wirtschaftsvertreter im Anschluss daran klar auf 
die „Verwertbarkeit auf dem Arbeitsmarkt“ und stellen einen (um-
fassenden) Handlungskompetenzbegriff

 2008) und 
weiteren Interessengruppen. Darüber hinaus wurde und wird in 
Vorträgen und Präsentationen von einzelnen Akteuren Stellung 
bezogen. Hierbei werden durchaus auch unterschiedliche Schwer-
punktsetzungen und Anforderungen der einzelnen Institutionen 
und Verbände (im Vergleich zu den übergreifenden Positionspa-
pieren) deutlich. 

58

                                                
55  Bundesverband der deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), Bundes-

verband des Deutschen Groß- und Außenhandels e.V. (BGA), Deutscher Bauernverband (DBV), Deutscher Industrie- 
und Handelskammertag (DIHK), Hauptverband des Deutschen Einzelhandels (HDE) und Zentralverband des Deut-
schen Handwerks (ZDH). 

 in den Mittelpunkt der 
Niveaubeschreibung. Konsequent sei dabei der Outcome-
Orientierung des EQR zu folgen. Gleichsam sehen die Wirt-
schaftsvertreter im DQR kein Reforminstrument zur grundlegen-
den Veränderung der nationalen bildungspolitischen Strukturen, 
vielmehr soll anhand der bestehenden Qualifikationen Gleichwer-
tigkeit abgebildet und somit die Durchlässigkeit zwischen den Bil-
dungsbereichen erhöht werden. Deutlich fordern sie in diesem Zu-
sammenhang die Beseitigung formaler Schranken bei den Über-
gangsmöglichkeiten zwischen den Bildungsbereichen. Hinsichtlich 
der Anzahl der Niveaustufen wird auf die Orientierung am EQR, 
d.h. ein achtgliedriges System, verwiesen, um entsprechend Kom-
patibilität und Vergleichbarkeit zu sichern. Analog zum EQR müs-

56  Ausführungen zu den Anforderungen des Beschäftigungssystems vgl. auch BITKOM et al. 2007. 
57  Der Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit setzt sich zusammen aus: Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. 

(AWO), Deutsches Rotes Kreuz e.V. (DRK), Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit e.V. (BAG 
EJSA), Bundesarbeitsgemeinschaft örtlich regionaler Träger der Jugendsozialarbeit (BAG ÖRT), Der Paritätische Ge-
samtverband, Internationaler Bund (IB) und Katholische Jugendsozialarbeit (KJS).  

58  „Handlungskompetenz wird verstanden als Einheit von Fach-, Sozial- und Personalkompetenz“ (BDA et al. 2008). 



 

  118 

se zudem das Prinzip der Freiwilligkeit der Anwendung gelten, um 
ausreichend Akzeptanz zu erlangen. 

Seitens der Gewerkschaften (DGB bzw. einzelne Gewerkschaften 
wie die GEW) wird ebenfalls der Kompetenzbegriff in den Mittel-
punkt gestellt. Mit diesem verbinden die Arbeitnehmervertreter ne-
ben der beruflichen Handlungsfähigkeit jedoch noch stärker die 
Frage der persönlichen Entwicklung „unter Einschluss von Pla-
nungs- und Entscheidungsfähigkeit“ (DGB 2008) im Sinne einer 
reflexiven Handlungsfähigkeit. Neben der Erfassung von Kompe-
tenzen habe die Beschreibung der Niveaus zudem noch Umge-
bungsstrukturen (Organisation, Partizipation etc.) einzubeziehen. 
Auch wird eine reine Outcome-Orientierung von den Gewerk-
schaftsvertretern als unzureichend angesehen. Für die Herstellung 
qualitativ hochwertiger Lernergebnisse müsse ein DQR auch In-
put- und Prozessfaktoren berücksichtigen. Betont wird in diesem 
Kontext gleichsam die Bedeutung des Schutzes der Beruflichkeit 
und die Verhinderung einer „Fragmentierung abschlussbezogener, 
formaler Bildungsgänge“ bzw. die Beförderung von „Schmalspur-
ausbildungen“.  

Weitere Befürchtungen gelten insbesondere der Unterbewertung 
der beruflichen Handlungskompetenz sowie einer Zementierung 
der Trennung einzelner Bildungsbereiche (allgemeine, berufliche, 
hochschulische Bildung). Im Gegensatz zur Position der Wirtschaft 
sprechen die Arbeitnehmervertreter dabei explizit von einer Funk-
tion des DQR als Instrument zur „weiteren Entwicklung und Re-
form des Bildungssystems“. 

Hinsichtlich der Anzahl der Niveaustufen wurden seitens der Ge-
werkschaften für den Bereich Berufsbildung zunächst lediglich fünf 
Niveaustufen vorgeschlagen, welche sich aus der Definition der 
Anforderungen in Arbeits- und Lernsituationen herleiten. Die erste 
Stufe bezieht sich dabei auf berufsvorbereitende Qualifikationen. 

Während seitens der Wirtschaft die Anerkennung non-formal bzw. 
informell erworbener Kompetenzen nicht explizit Erwähnung findet, 
stellen die Arbeitnehmervertreter diesen Bereich als bedeutsam 
heraus. Bezüglich der Kompetenzmessung fordert der DGB zu-
dem die Angabe von Verfahren und Qualitätskriterien im DQR. Als 
weiteren Faktor fügt die GEW hierbei die Notwendigkeit der Siche-
rung einer kostenfreien Zertifizierungsmöglichkeit über staatliche 
Organe an. So dürfe der Nachweis und die Bestätigung von Kom-
petenzen einer Stufe des DQR nicht allein über private Anbieter 
erfolgen. 

Darüber hinaus müsse verhindert werden, dass jemand über die 
Stufung im DQR „zum Verlierer des Arbeitsmarktes abgestempelt“ 
(GEW 2008) werde. 
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Aus einem ähnlichen Blickwinkel argumentieren die Vertreter der 
Jugendsozialarbeit, indem sie auf die Integrationschancen eines 
DQR, gleichzeitig aber auch auf die Gefahren einer Exklusion der 
Klientel benachteiligter und bildungsferner Jugendlicher verweisen. 
Zentrale Bedeutung komme dabei der Ausgestaltung der ersten 
Niveaustufe eines DQR zu. So müsse diese „ausreichende Per-
spektiven für die Teilhabe und spätere Ausbildung dieser Jugend-
lichen“ (Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit 2008) eröffnen. 
Kritisiert wurde in diesem Zusammenhang vor allem ein Vorschlag 
zur Beschreibung der Stufe 1 „mit der formalen Qualifikation 
,qualifizierter Hauptschulabschluss‘“, da diese Jugendlichen, wel-
che andere Qualifizierungsmaßnahmen der Jugendsozialarbeit 
absolvierten, ausklammern würde. Betont wird daran anschließend 
die Bedeutung einer Erhöhung der Durchlässigkeit des Bildungs-
systems und die Anerkennung der Gleichwertigkeit unterschiedli-
cher Bildungswege einschließlich informell bzw. non-formal erwor-
bener Kompetenzen. Der Kooperationsverbund spricht sich dabei 
analog zu den Gewerkschaften für ein umfassendes Kompetenz-
verständnis aus und verweist auf die Notwendigkeit adäquater 
Messinstrumente und Nachweissysteme der Kompetenzfeststel-
lung (vgl. ebd.). 

 

Gespräche 

Über die grundlegenden Positionierungen und Stellungnahmen, 
welche vielfach zu Beginn der Entwicklungsphase des DQR ver-
fasst wurden, hinaus werden im Folgenden die Ergebnisse der 
Gespräche mit den Akteuren im Hinblick auf den aktuellen Ent-
wicklungsstand des DQR und die damit verbundenen Diskussi-
onspunkte des Entwicklungsprozesses dargestellt. 

Der im Februar 2009 vorgelegte Diskussionsvorschlag wird von 
den Akteuren insgesamt als guter Kompromiss und sinnvolle 
Grundlage für eine erste Erprobungsphase gewertet.  

Als wichtiger und richtiger Schritt wird von den unterschiedlichen 
Beteiligten dabei die bildungsbereichsübergreifende Verstän-
digung und gemeinsame Abstimmung verstanden. Die Zusam-
menarbeit im AK und die gemeinsame Entwicklung trage gleich-
sam zu einem Abbau der „Abschottungen“ der Bildungsbereiche – 
im Sinne einer permanenten vertrauensbildenden Maßnahme – 
bei. Allerdings verweisen einige Befragte auf eine gewisse Belas-
tung oder auch Überfrachtung einer vertrauensvollen Zusammen-
arbeit durch politische Interessenlagen wie bspw. die Diskussion 
um einen Bachelor Professional. 

Seitens der Gewerkschaften wird zudem das Interesse an einer 
engeren Zusammenarbeit bzw. ressortübergreifenden Verantwort-
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lichkeit seitens der beteiligten Ministerien (BMBF, BMWi bzw. 
BMAS) thematisiert. 

Die Gliederung in acht Niveaustufen wird im Hinblick auf die Be-
zugnahme zum EQR von den meisten Befragten begrüßt. Auch 
von den Gewerkschaftsvertreter/-innen, welche sich zunächst für 
eine fünfstufige Gliederung ausgesprochen haben (vgl. Positions-
papier DGB 2008) wird diese – unter Verweis auf den Beginn der 
Beruflichkeit ab Niveau 4 – akzeptiert. So könne man gleichsam 
von einem 5+3-Modell sprechen, welches fünf berufsbezogene 
Stufen und drei Stufen mit schulisch-grundbildendem Bezug um-
fasse.  

Insgesamt wird der Einbezug allgemeinschulischer Bildung von 
mehreren Akteuren weiterhin als problematisch angesehen, da 
diese kaum sinnvoll über fach- bzw. tätigkeitsbezogene Kompe-
tenzbeschreibungen erfasst werden könne. Zudem sei hierbei die 
Kopplung an den EQR schwierig. 

Bedeutsam in Bezug auf die Niveaus – so insbesondere die Sozi-
alpartner und Vertreter der beruflichen Bildung – sei in erster Linie 
die bildungsbereichsunabhängige Möglichkeit zur Erreichung al-
ler Niveaustufen und somit die Abkehr von einer Exklusivität der 
oberen Stufen für die akademische Bildung. Unterschiedlich und 
teilweise kritisch fällt in diesem Zusammenhang jedoch die Bewer-
tung einer komplementären Deskriptorenbeschreibung für die Be-
reiche der (hoch-)schulischen respektive der beruflichen Bildung – 
insbesondere ab Niveau 6 – aus.59

Hinsichtlich der Festlegung des Kompetenzbegriffes im Diskus-
sionsvorschlag zeigen sich die Akteure überwiegend zufrieden, in 
der Auslegung desselben spiegeln sich jedoch weiterhin die unter-
schiedlichen Auffassungen wieder. So wird insbesondere seitens 
der Wirtschaftsvertreter/-innen darauf verwiesen, dass zwar nicht 
der vorgeschlagene Begriff der „beruflichen Handlungskompetenz“ 
aufgenommen worden sei, mit der Hauptbezugsgröße Beschäfti-
gungssystem jedoch diese im Mittelpunkt stehe. Dem Gegenüber 
sehen die Vertreter/-innen des akademischen Bereichs den Begriff 
eher weiter gefasst. 

 Wird dies von einigen als not-
wendiges Zugeständnis an die Unterschiedlichkeit der Bildungsbe-
reiche und Kompromiss hinsichtlich der Zugänglichkeit aller Stufen 
verstanden, sehen andere Akteure (auch seitens der akademi-
schen Bildung) darin einen unnötigen Rückschritt im Hinblick auf 
ein bildungsbereichsübergreifendes Instrument.  

                                                
59  Die Deskriptoren von Niveau 1-5 verweisen auf „Lern-oder Arbeitsbereiche“/ „berufliche Tätigkeitsfelder“. Die Be-

schreibungen ab Stufe 6 benennen als Bezugsgröße ein „wissenschaftliches Fach“ bzw. ein „berufliches Tätigkeits-
feld“ (vgl. AK DQR 2009). 
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Die vom EQR abweichende Subgliederung in die Kategorien 
Fachkompetenz – unterteilt in „Wissen“ und „Fertigkeiten“ – und 
personale Kompetenz – unterteilt in „Sozialkompetenz“ und 
„Selbstkompetenz“ – wird insgesamt als sinnvolle analytische Un-
terscheidung beschrieben. Der Einbezug von Selbstkompetenz 
bzw. reflexivem Wissen wird hierbei insbesondere von Seite der 
Arbeitnehmervertreter/-innen als bedeutsam hervorgehoben. 
Gleichsam greife, so v.a. die GEW, der Entwurf hinsichtlich der 
Berücksichtigung gesellschaftspolitischer Kompetenz noch zu kurz 
bzw. sei nur im Ansatz vorhanden. 

Vereinzelt gestalteten sich Formulierungen zwar noch etwas kom-
plex bzw. bestünden gewisse Inkonsistenzen (z.B. „kognitive Fer-
tigkeiten“), insgesamt werden die Deskriptoren jedoch als eine gu-
te Grundlage für die Erprobungsphase gewertet. Im Rahmen die-
ser gelte es ohnehin, die Beschreibungen nochmals kritisch hin-
sichtlich ihrer Handhabbarkeit zu prüfen. Für das weitere Vorge-
hen sei jedoch auch unerlässlich, dass der Diskussionsvorschlag 
von allen Akteuren akzeptiert und getragen werde. 

Entscheidende Bedeutung messen sämtliche Befragten dem 
nächsten Schritt der Entwicklung eines DQR, der Erprobung und 
somit einer ersten Zuordnung von Qualifikationen anhand der er-
arbeiteten Deskriptoren zu. Diese werde zeigen, inwiefern die im 
Rahmen des AK „abstrakt“ formulierten Deskriptoren einer prakti-
schen Funktionalitätsprüfung standhielten.  

Die Überlegungen zur Zuordnung von Qualifikationen gestalten 
sich für den beruflichen Bereich noch sehr heterogen. Durch die 
zeitlich frühere Entwicklung eines gemeinsamen Hochschulrah-
mens (2005) werden für den akademischen Bereich hingegen ver-
schiedene Aspekte beschrieben, welche sich auch im DQR wie-
derfinden sollten. So wird für den Hochschulbereich eine einheitli-
che Setzung von Bachelorabschlüssen auf Stufe 6, Masterab-
schlüssen auf Stufe 7 und Doktorat auf Stufe 8 benannt. Für den 
beruflichen Bereich hingegen werden sehr unterschiedliche Vari-
anten, vielfach mit Überlegungen hinsichtlich einer Binnendifferen-
zierung von Abschlussgruppen diskutiert.  

So plädieren ein Teil der Befragten (insbesondere der Wirtschafts-
vertreter) in diesem Zusammenhang für eine konsequente Anwen-
dung der Outcomeorientierung. Dies bedeute, dass Abschluss-
gruppen nicht pauschal einer Niveaustufe zuzuordnen, sondern 
individuell im Hinblick auf die Kompetenzbeschreibung der De-
skriptoren hin zu prüfen seien. Vor dem Hintergrund des sehr un-
terschiedlichen Spektrums an Bildungsgängen mit ebenso hetero-
genen Anforderungen müsse entsprechend eine Zuordnung auf 
unterschiedlichen Niveaus möglich sein. Einige Vertreter/-innen 
sehen eine Binnendifferenzierung nur im Bereich der dualen Aus-
bildung, mit ihren vielen unterschiedlichen Ausbildungsprofilen und 
differenten Zugangsvoraussetzungen (Schulabschlüsse) gegeben, 
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Meister- bzw. Fortbildungsabschlüsse gestalteten sich in dieser 
Hinsicht homogener. 

Vereinzelt verweisen Befragte auch auf zumindest denkbare Ab-
stufungen im Hochschulbereich, beispielsweise für künstlerische 
Abschlüsse bzw. im gesamten Bachelorbereich – auch wenn da-
von in der Umsetzung nicht auszugehen sei. 

Die unterschiedlichen Standpunkte bezüglich der Reichweite der 
Kompetenzorientierung des Qualifikationsrahmen werden gleich-
sam hinsichtlich der Verortung von non-formal erworbenen, nicht 
abschlussbezogenen Kompetenzen deutlich. Für die meisten Be-
fragten steht (zunächst) die Zuordnung bestehender formaler Qua-
lifikationen (Abschlüsse) im Mittelpunkt. Lernergebnisorientierung 
wird somit anhand der für den Bildungsgang beschriebenen Kom-
petenzen über die ein/e Absolvent/-in (durchschnittlich bzw. min-
destens) verfügen soll, verstanden. Eine Individualbetrachtung der 
Kompetenzen von Personen bzw. eine Einzelfallprüfung könne 
und wolle ein Instrument wie der Qualifikationsrahmen hingegen 
nicht leisten. 

Bezüglich eines stärkeren Einbezugs auch non-formaler bzw. in-
formell erworbener Kompetenzen sei entsprechend auch die Frage 
der Kompetenzfeststellung noch völlig offen. Zu diskutieren seien 
hierbei insbesondere die Möglichkeiten einer Zuordnung außer-
halb der Abbildung über formale Abschlüsse. V.a. im Bereich der 
unteren Stufen seien für die Förderung der Chancen zur 
(Re-)Integration von jungen Menschen mit schwierigen Startbedin-
gungen entsprechende Zertifizierungsverfahren von Bedeutung. 

Eine konkrete Methodik hinsichtlich der Zuordnung habe man bis-
lang noch nicht diskutiert, diese sei im Rahmen der Erprobung zu 
etablieren.60

Eine der Taxonomie des Qualifikationsrahmens entsprechende 
abstufende Einordnung könne sinnvoll nur im Rahmen einzelner 
Berufsfelder gedacht werden. Entsprechend sei an konkreten Tä-
tigkeitsfeldern zu prüfen, wie sich einzelne Abschlüsse eines Be-
reiches zueinander verhalten.  

 Dabei sei u.a. von der Schwierigkeit auszugehen, 
dass nicht alle Kompetenzbereiche (Fach- bzw. personale Kompe-
tenz) gleichgewichtig in den einzelnen Qualifikationen vertreten 
seien. Vielmehr müsse in diesem Kontext wohl im Sinne eines 
„best-fit-Verfahrens“ kategorisiert werden. 

Entscheidende Bedeutung messen die Befragten zudem der noch 
offenen Frage bei, wer künftig die Zuordnung von Qualifikationen 
zu den Niveaustufen des Qualifikationsrahmens vornehmen soll 

                                                
60  So sei in diesem Zusammenhang derzeit auch ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben worden, welches den Rahmen 

der Zuordnung klären solle. 
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(bspw. eine neu zu schaffende Stelle oder eine bestehende Institu-
tion; öffentliche oder private Einrichtungen etc.). 

Insbesondere seitens der Gewerkschaftsvertreter/-innen sowie 
auch einiger anderer Befragter wird auf die hohe Bedeutung einer 
wissenschaftlichen Begleitung der Erprobung hingewiesen. Auch 
wenn teilweise versucht werde, die Dynamik des DQR möglichst 
gering zu halten, beinhalte ein solches Instrument gleichsam viele 
Implikationen und (mögliche) Auswirkungen auf das Beschäfti-
gungssystem sowie die einzelnen Berufsbiographien (bspw. im 
Zusammenhang mit der Frage der Modularisierung), welche es zu 
identifizieren und im Rahmen der Anwendung zu analysieren gel-
te. 

Zum Faktor „Durchlässigkeit“ äußern sich die Akteure unter-
schiedlich. Zwar benenne der Einleitungstext die Zielsetzung über 
eine Abbildung von Gleichwertigkeiten „Durchlässigkeit zu unter-
stützen“, dominierend seien jedoch die folgenden „Negativ-
Formulierungen“ nach welchen die Zuordnung „zu den Niveaustu-
fen des DQR das bestehende System der Zugangsberechtigungen 
nicht ersetzen soll“, „[d]as Erreichen einer bestimmten Niveaustufe 
[…] nicht automatisch zum Zugang zur nächsten Stufe“ berechtigt 
sowie „entkoppelt von tarif- und besoldungsrechtlichen Auswirkun-
gen“ ist. Gleichsam sehen viele im Instrument Qualifikationsrah-
men zumindest perspektivisch Potenzial für Übergänge und Aner-
kennungen bzw. den Wegbereiter für eine weiterreichende Durch-
lässigkeit. So müsse man auf längere Frist gedacht durchaus gut 
begründen respektive sich auf entsprechende Kritik vorbereiten, 
warum Personen, welche – insbesondere auf den gleichen Ar-
beitsbereich bezogen – zwar auf derselben Stufe im DQR verortet 
seien und somit über gleichwertige (wenn auch nicht gleichartige) 
Kompetenzen verfügten, jedoch trotzdem unterschiedliche Auf-
stiegs- und Weiterbildungszugänge bzw. Karriere- und Gehalts-
chancen haben sollten. 

Insbesondere seitens einzelner Wirtschaftsvertreter/-innen wird in 
diesem Kontext auf bestehende Impulse und Veränderungen zur 
Durchlässigkeit der Bildungsbereiche unabhängig des DQR ver-
wiesen. So habe sich beispielsweise im Hinblick auf die Möglich-
keiten des Hochschulzugangs mit beruflichem 
(Aus-)Bildungshintergrund aktuell viel verändert. Entsprechend 
gelte es, diese Ansätze konsequent weiterzuverfolgen (bspw. im 
Hinblick auf eine auf Kompetenzen nicht auf Qualifikationswegen 
beruhenden Auswahl von Studierenden/ Lernenden durch Hoch-
schulen respektive andere Bildungsinstitutionen) und nicht von 
möglichen Implikationen eines DQR abhängig zu machen. 

Im Hinblick auf die Frage der Akzeptanz des Qualifikationsrah-
mens müsse – so mehrere Befragte – der Anspruch sein, diesen 
nicht zu überfrachten. So lehre auch der Blick in Länder, welche 
schon über viele Jahre Erfahrung mit einem nationalen Qualifikati-
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onsrahmen verfügten, dass bei zu viel Regelungsanspruch mit di-
versen Widerständen zu rechnen sei. Insbesondere Anerken-
nungsfragen informeller Kompetenzen und Entwicklungen bezüg-
lich stärkerer Durchlässigkeit bräuchten entsprechend Zeit und 
müssten Schritt für Schritt erreicht werden. 

Insgesamt sei zudem immer die unterschiedliche Tradition der Bil-
dungsbereiche zu beachten und in die Diskussion mit einzubezie-
hen. Vor diesem Hintergrund könne ein Instrument wie der DQR in 
erster Linie dazu beitragen, Transparenz zu schaffen und im Sinne 
einer „Landkarte mit Koordinatensystem“ eine erste Orientierung 
bieten.  

Insbesondere im Hinblick auf den europäischen/ internationalen 
Kontext sprechen die Befragten von der Anforderung an ein In-
strument Qualifikationsrahmen, die „Wertigkeit“ deutscher Ab-
schlüsse deutlich und somit wettbewerbsfähig zu machen und die 
(internationalen) Beschäftigungschancen der in Deutschland Qua-
lifizierten zu stärken. Entsprechend gelte es die „Qualität“ der Qua-
lifikationen aufzuzeigen und dann über den EQR im Vergleich zu 
Abschlüssen anderer europäischer Länder adäquat zu positionie-
ren. In diesem Zusammenhang sei jedoch insgesamt noch ein 
längerer Aushandlungsprozesses zwischen den Ländern zu erwar-
ten. 

Diverse Punkte mit durchaus noch einiger politischer Sprengkraft 
seien sicherlich noch genauer zu diskutieren. Geklärt werden 
müssten beispielsweise noch die Rechtsfragen bezüglich der Ver-
bindlichkeit und Vorgaben hinsichtlich der Anwendung des DQR. 
Vor diesem Hintergrund werde zudem die Frage sein, welcher 
Stellenwert dem DQR letztlich in der Praxis bei Personen bzw. Un-
ternehmen und Institutionen zukomme.  

Wichtig sei daher auch – im Nachgang der ersten Erprobung – den 
DQR-Entwurf der Öffentlichkeit bekannt zu machen und breiter zu 
diskutieren. Mit Zusatzmaterial wie bspw. Handreichungen zur Er-
klärung bzw. einem Leitfaden für Zuordnungen müsse dabei deut-
lich gemacht werden, was die Implementierung eines DQR bedeu-
te und perspektivisch mit sich bringe.  

 

7.2 Implikationen der Entwicklung eines 
(Deutschen) Qualifikationsrahmens für die 
Qualitätssicherung 

7.2.1 Qualifikationsrahmen und Qualitätssicherung  

Mit der Entwicklung von Qualifikationsrahmen und der Frage nach 
den damit verbundenen Auswirkungen stellt der Bereich der Quali-
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tätssicherung einen häufigen, jedoch in der Bedeutungszuweisung 
sehr unterschiedlich akzentuierten Bezugspunkt. 

Im Hinblick auf die Verortung von Qualifikationen in einem Qualifi-
kationsrahmen bedarf es international wie auch auf nationaler 
Ebene der einzelnen Bildungsbereiche eines „mutual trust“ – eines 
gegenseitigen Vertrauensverhältnisses – in die tatsächliche Erfül-
lung einer über die Einordnung auf einer Niveaustufe postulierten 
Kompetenzen. Entsprechend werden immer wieder Fragen der 
Gewährleistung der „Qualität“ der Lernergebnisse bzw. nach 
transparenten und glaubwürdigen Qualitätssiche-
rungs(-mechanismen) thematisiert.  

Deutlich formuliert ist der Bezug zur Qualitätssicherung im Europä-
ischen Qualifikationsrahmen. So verweist die Empfehlung unter 
(10) auf die „Schlussfolgerungen des Rates zur Qualitätssicherung 
in der beruflichen Bildung“ sowie die Empfehlungen „über die ver-
stärkte europäische Zusammenarbeit zur Qualitätssicherung in der 
Hochschulbildung“ sowie die in Bergen vereinbarten „Normen und 
Richtlinien für die Qualitätssicherung im Europäischen Hochschul-
raum“, auf welche sich „die Umsetzung des Europäischen Qualifi-
kationsrahmens stützen sollte“ (Europäische Kommission 2008: 7).  

Darüber hinaus sind in Anhang 3 des EQR vergleichsweise detail-
lierte „Gemeinsame Grundsätze für die Qualitätssicherung in der 
Hochschul- und Berufsbildung im Kontext des Europäischen Quali-
fikationsrahmens“ zur Gewährleistung der „Rechenschaftspflicht 
und die Verbesserung der Hochschul- und Berufsbildung“ (Europä-
ische Kommission 2008: 15) definiert: 

- „Qualitätssicherungsstrategien und -verfahren sollten allen Ni-
veaustufen des Europäischen Qualifikationsrahmens zugrunde 
liegen, 

- die Qualitätssicherung sollte integraler Bestandteil der internen 
Verwaltung von Einrichtungen der allgemeinen und beruflichen 
Bildung sein 

- die Qualitätssicherung sollte die regelmäßige Evaluierung von 
Einrichtungen und deren Programmen und Qualitätssiche-
rungssystemen durch externe Prüforgane oder -stellen ein-
schließen, 

- externe Prüforgane oder -stellen, die Qualitätssicherung durch-
führen, sollten selbst regelmäßig überprüft werden, 

- Qualitätssicherung sollte die Dimensionen Kontext, Input, Pro-
zess und Output umfassen und den Schwerpunkt auf Output 
und Lernergebnisse legen, 

- Qualitätssicherungssysteme sollten folgende Elemente bein-
halten: 
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- Klare und messbare Ziele und Standards; Leitlinien für 
die Umsetzung, darunter die Einbindung der Betroffe-
nen 

- angemessene Ressourcen, 

- einheitliche Evaluierungsmethoden, die Selbstbewer-
tung und externe Prüfung miteinander verbinden, 

- Feedbackmechanismen und Verfahren zur Verbesse-
rung, 

- allgemein zugängliche Evaluierungsergebnisse, 

- Initiativen zur Qualitätssicherung auf internationaler, nationaler 
und regionaler Ebene sollten koordiniert werden, um für den 
[sic!] Übersichtlichkeit, Kohärenz, Synergie und eine das ge-
samte System umfassende Analyse zu sogen, 

- Qualitätssicherung sollte ein Prozess sein, bei dem über alle 
Niveaustufen und Systeme der allgemeinen und beruflichen 
Bildung hinweg zusammengearbeitet wird, unter Beteiligung al-
ler wichtigen Betroffenen in den Mitgliedstaaten und in der 
Gemeinschaft, 

- Leitlinien für die Qualitätssicherung auf Gemeinschaftsebene 
können als Bezugspunkte für Evaluierungen und Peer-Lernen 
dienen.“ (Europäische Kommission 2008) 

Diesen ausführlichen Grundsätzen bezüglich Qualitätssicherung 
im Kontext des Europäischen Qualifikationsrahmens bleibt der Be-
zug zu Qualitätssicherung im Einführungstext des DQR-
Diskussionsvorschlages unspezifisch und allgemein: Im Hinblick 
auf das Ziel von Transparenz und Durchlässigkeit „gilt es, durch 
Qualitätssicherung und -entwicklung Verlässlichkeit zu erreichen 
und die Orientierung der Qualifizierungsprozesse an Lernergeb-
nissen (‚Outcome-Orientierung‘) zu fördern.“ (AK DQR 2009, S. 3) 

Jenseits der konkreten Bezugnahme in den Qualifikationsrahmen 
ist somit nach der Leistungsfähigkeit der Qualitätssicherungsstruk-
turen im Hinblick auf die Erfassung von Kompetenzerwerb (Wis-
sen, Fertigkeiten, Sozial- und Selbstkompetenz) in den Zieldefiniti-
onen sowie die Prüfungsverfahren und letztliche Sicherung der Er-
gebnisqualität zu fragen.  

 

7.2.2 Qualitätssicherung in der Einschätzung der am DQR-
Prozess beteiligten Akteure 

Auch im Rahmen der Gespräche wurden die Implikationen respek-
tive die Bedeutung von Qualitätssicherung im Kontext eines Deut-
schen Qualifikationsrahmens thematisiert. Zwar messen die Be-
fragten Qualitätssicherung insgesamt eine hohe Bedeutung zu, 
mehrere sehen jedoch keine unmittelbare und dringliche Verbin-



 

  127 

dung hinsichtlich des DQR bzw. verweisen darauf, dass ein Zu-
sammenhang zwischen Qualifikationsrahmen und Qualitätssiche-
rung zunächst einmal noch ins Bewusstsein rücken müsse. So 
stelle die Frage der Qualitätssicherung nicht das primäre Anliegen 
hinsichtlich eines DQR dar oder bilde automatisch ein Junktim, 
sondern sei eher als ein interessantes Tool unter anderen zu ver-
stehen. Vielmehr gelte es zunächst, das grundlegende Gerüst ei-
nes Qualifikationsrahmens zu entwickeln und zu erproben. Weiter-
führende Fragen, wie bspw. hinsichtlich einer adäquaten Quali-
tätssicherung, seien hierbei zunächst nachgeordnet und sollten 
Schritt für Schritt angegangen werden. Darüber hinaus – so ein 
Teil der Befragten – bestehe die Gefahr die ohnehin schwierige 
Diskussion mit dem Thema Qualitätssicherung zu überfrachten. 
Entsprechend bedürfe es an Geduld, die entstandenen „kleinen 
Pflänzchen“ der gemeinsamen Arbeit nicht zu zerdrücken. Teilwei-
se wird jedoch auch die Bedeutung des Einbezugs von Qualitäts-
sicherung in die laufenden Überlegungen betont. Seitens der Ge-
werkschaften wird in diesem Zusammenhang die eher vage Be-
zugnahme im Einführungstext des DQR kritisiert, da diese für eine 
weiterführende Entwicklung keine Andockpunkte biete. 

Insgesamt sehen die Befragten die unterschiedliche n Bildungsbe-
reiche im Hinblick auf Qualitätssicherung recht gut aufgestellt. Im 
Bereich der beruflichen Bildung werden in diesem Zusammenhang 
insbesondere die Ordnungsverfahren und Kammerprüfungen als 
zentrale Elemente genannt, im akademischen Bereich die Verfah-
ren der (System-)Akkreditierung.61

Zwar könne der Einsatz und die Umsetzung von QS-Instrumenten 
respektive QS-Systemen vielerorts sicherlich noch ausgeweitet 
bzw. konsequenter verfolgt werden, man befinde sich jedoch auf 
einem richtigen Entwicklungspfad und verfüge über die nötigen 
Werkzeuge. 

 

Gleichsam verweisen mehrere Befragte (Wirtschafts-, Gewerk-
schafts- sowie Hochschulvertreter/-innen) in diesem Zusammen-
hang auf die im Rahmen der beruflichen Bildung bislang sehr un-
terschiedlich bzw. nur teilweise stattfindende Berücksichtigung des 
Lernorts Betrieb. Im Hinblick auf ein teilweise merkliches Gefälle 
zwischen Ausbildungen (so Gewerkschafts- und Wirtschaftsvertre-
ter/-innen) sowie eine Diskrepanz zwischen Vorgaben und (be-

                                                
61  Seitens einiger Vertreter der beruflichen Bildung wird die Entwicklung der Akkreditierung im Hochschulbereich zudem 

als gewisse Annäherung an die im Rahmen der beruflichen Bildung definierten Ordnungsvorgaben verstanden. Ande-
re Befragte (HRK, Akkreditierungsrat) versweisen jedoch auf vielfältige relevante Unterschiede im Detail der Verfah-
ren. 
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trieblicher) Ausbildungsrealität, sei – auch unabhängig eines DQR 
– ein stärkerer Einbezug anzustreben.62

Auch im Hinblick auf die Kompetenz- und Lernergebnisorientie-
rung eines DQR bewertet die Mehrheit der Befragten die vorhan-
denen QS-Maßnahmen als geeignet und ausreichend. Die einheit-
liche Überprüfung der Lernergebnisse werde im Bereich der beruf-
lichen Bildung insbesondere durch die Kammerprüfungen sicher-
gestellt, im Bereich der akademischen Bildung sehen einige Be-
fragte noch Ausbaupotenzial hinsichtlich der Rückkopplung der 
Prüfungen an die definierten Ausbildungsziele. 

  

Zusätzliche kompetenzprüfende Verfahren (wie bspw. im Rahmen 
eines Berufsbildungspisa) werden unterschiedlich bewertet. Insbe-
sondere seitens der Gewerkschaften werden diese aufgrund me-
thodischer Problematiken (bspw. Abbildung des betrieblichen/ au-
ßerschulischen Teils in der dualen Berufsausbildung) eher kritisch 
gesehen. 

Befragt nach den Anforderungen an Qualitätssicherung bzw. adä-
quate QS-Systeme beschreiben die Befragten überwiegend eine 
ganzheitliche Betrachtung eines Bildungsganges sowie die Anfor-
derung an die Unabhängigkeit und adäquate Qualifikation von Prü-
fenden sowie den Einbezug von externen Elementen (so bspw. 
auch einer Beschwerdeinstanz). Seitens der Gewerkschaftsvertre-
ter/-innen wird in diesem Kontext auf die vorbildliche Definition der 
Anforderungen nach AZWV verwiesen, welche an Fortbildungen 
nach SGB III gestellt werden und welche ähnlich zu den Vorgaben 
im Bereich der Systemakkreditierung ein differenziertes QS-
System voraussetze. Entsprechende Standards seien insbesonde-
re im Hinblick auf eine zunehmende Verlagerung 
von Bildungsgängen in privatwirtschaftliche Einrichtungen zu dis-
kutieren. 

Insgesamt sieht die überwiegende Mehrheit der Befragten keine 
Notwendigkeit der Implementierung neuer bzw. zusätzlicher quali-
tätssichernder Maßnahmen. Ein einheitliches bildungsbereichs-
übergreifendes QS-System bewerten die Akteure zudem überwie-
gend als problematisch bzw. wenig sinnvoll. So sei im Hinblick auf 
die unterschiedlichen Gegenstände, Konzepte und Rahmenbedin-
gungen schon eine einheitliche Zieldefinition kaum vorstellbar. 
Richte sich die berufliche Bildung klar auf konkrete Berufsbilder 
aus, stelle dies – auch bei einer verstärkten Berufsorientierung – 
nicht die Logik der akademischen Bildung respektive der Wissen-

                                                
62  Benannt werden hierbei neben einer engeren Zusammenarbeit von Schulen und Betrieben auch stichprobenartige 

Prüfungen in diesem Bereich. Vorstellbar, so insbesondere die Vertreter/-innen des BDA, seien beispielsweise aber 
auch Mechanismen einer teilweisen Übertragung von Prüfungsverantwortung in die Betriebe respektive bspw. dortige 
ggf. zertifizierte Ausbilder/-innen. 
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schaft dar. Auch stünden sehr unterschiedliche Betrachtungswei-
sen nebeneinander (system- bzw. institutionenorientierte Ansätze, 
entwicklungsorientierte Verfahren oder summativ-prüfende Me-
chanismen). Im Anschluss daran seien nicht alle Instrumente für 
alle Bildungsbereiche/ -programme übertragbar bzw. sinnvoll ein-
setzbar.63

Einige Befragte (BIBB, KMK, BLBS) sehen jedoch ein übergreifen-
des Zertifizierungs- bzw. institutionelles (Sys-
tem-)Akkreditierungsverfahren als zumindest perspektivisch vor-
stellbar an. Als erschwerende Rahmenbedingungen seien im Hin-
blick auf übergreifende Lösungen jedoch auch die föderalen Un-
terschiede in Deutschland zu bedenken, welche bereits bildungs-
bereichsintern vielfältige Spielarten hervorbrächten. Problematisch 
sei zudem die Frage nach der Akzeptanz eines übergreifenden 
Systems seitens der Akteure zu sehen. 

 Ein Teil der Akteure (insbesondere BDA, HRK) sieht da-
rüber hinaus die Überlegung eines übergreifenden QS-Verfahrens 
als vorrangig politisch motiviert an, um Initiativen wie einen Bache-
lor Professional zu legitimieren, jedoch kaum sachgerecht zu ver-
wirklichen. 

Gleichsam wird auf den DQR als Chance verwiesen, eine gewisse 
Systematik hinsichtlich eines Niveaustandards von Qualifikationen 
zu etablieren. Entsprechend eines „was drauf steht muss auch drin 
sein“ gelte es dabei, insbesondere bezüglich von „Mindeststan-
dards“ adäquate Regelungen zu finden. 

Eine größere Rolle spiele dies sicherlich bei Neuerungsverfahren, 
bei welchen die Anforderungen der Curricula bzw. Ausbildungs-
ordnungen mehr auf Kompetenzen respektive Lernergebnisse 
auszurichten bzw. auch bereits hinsichtlich der Einordnung auf ei-
ne bestimmte Niveaustufe gestaltet würden. In diesem Kontext 
gelte es sicherlich auch, ein stärkeres Augenmerk auf die Einlö-
sung der Zielsetzung und somit die tatsächlichen Lernergebnisse 
zu richten. 

Grundlegend wichtig, so die Mehrheit der Befragten, sei allerdings 
gegenseitiges Vertrauen und Wissen um die Verfahren und Me-
chanismen der Qualitätssicherung in anderen (Bil-
dungs-)Bereichen. In diesem Kontext gelte es, die Transparenz 
der Verfahren zu erhöhen und insbesondere bildungsbereichs-
übergreifend einen offenen Diskurs zu den eingesetzten Instru-
menten und Systemen zu initiieren. Mehrere Befragte sprechen 
zudem von Annäherungsmöglichkeiten und der gemeinsamen 
Identifikation und Weiterentwicklung von „Good Practices“.  

                                                
63  So zeige bspw. die Erfahrung in anderen Ländern, dass sich ein „Peer Review-Verfahren“ insbesondere bei hoch-

standardisierten Programmen als kaum sinnvoll erwiese, vielmehr einen hohen Aufwand bei nur wenig Nutzenertrag 
bedeute. 
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Essentiell sei jedoch, dass Qualitätssicherung nicht nur (zusätzli-
chen) bürokratischen Aufwand bedeute64

 

, sondern der Nutzen für 
die Verbesserung und Entwicklung von Bildungsprogrammen und 
-institutionen im Mittelpunkt stehe. Entsprechend gelte es, Opti-
mierungsmöglichkeiten in erster Linie in die bestehenden Systeme 
und Mechanismen zu integrieren. 

7.3 Qualitätssicherungssysteme in der beruf-
lichen und akademischen Bildung vor dem 
Hintergrund des DQR 

Bezieht man sich auf die oben beschriebenen Implikationen der 
Logik von Qualifikationsrahmen besteht die wesentliche Anforde-
rung für die Qualitätssicherung im Hinblick auf den DQR darin, zu 
gewährleisten, dass Absolvent/-innen eines Bildungsganges, wel-
cher auf einer bestimmten Niveaustufe verortet, ist auch tatsäch-
lich über die im Rahmen der entsprechenden Stufe beschriebenen 
Kompetenzen verfügen.  

Im Rückbezug auf die Ergebnisse der Synopse stellt sich dabei die 
Frage, inwiefern die bestehenden QS-Systeme dies leisten (kön-
nen) bzw. inwiefern andere im Rahmen der Diskussion um Quali-
tätssicherung und Qualifikationsrahmen aufgeworfenen Aspekte in 
den Verfahren Berücksichtigung finden. 

Im Folgenden werden dazu die Vergleichsdimensionen der Sy-
nopse vor dem Hintergrund des DQR reflektiert. 

1. Politische und rechtliche Rahmenbedingungen auf natio-
naler Ebene:  

Wie in der Synopse aufgezeigt, bestehen bildungsbereichs-
spezifisch unterschiedliche politische und rechtliche Rahmen-
bedingungen. Im Hochschulbereich liegen neben föderal diffe-
renten rechtlichen Verankerungen von Qualitätssicherung in 
den Landeshochschulgesetzen mehrere übergreifende Emp-
fehlungen und Richtlinien hinsichtlich QS in Lehre bzw. For-
schung sowie ein nationaler Qualifikationsrahmen für deutsche 
Hochschulabschlüsse vor. Im Bereich der beruflichen Bildung 
werden grundlegende Standards in BBiG und HwO definiert 
sowie in den einzelnen regionalen Fortbildungsordnungen. Für 

                                                
64  Vor diesem Hintergrund wird von mehreren Akteuren gleichsam der „Europäische Bezugsrahmen für die Qualitätssi-

cherung in der beruflichen Aus- und Weiterbildung“ (EQARF) kritisiert, bei welchem mit der Einrichtung nationaler 
Koordinierungsbüros und einer kleinteiligen Datensammlung die Gefahr des Aufbaus einer „Superbürokratie“ bestehe. 
Hinzu komme, dass die Entwicklung aus der Logik eines schulischen Ausbildungssystems heraus entstanden und nur 
unzureichend mit den Akteuren diskutiert und kommuniziert worden sei.  
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geförderte Aufstiegsfortbildungen werden zudem ab Juli 2009 
die Anforderungen des novellierten AFBG wirksam, welche bei 
den entsprechenden Anbietern das Vorhandensein eines QS-
Systems voraussetzen. 

Mit dem „Europäischen Bezugsrahmen für die Qualitätssiche-
rung in der beruflichen Aus- und Weiterbildung“ (EQARF) im 
Bereich der beruflichen Bildung bzw. die „European Standards 
and Guidelines“ (ESG) für den akademischen Bereich liegen 
auf europäischer Ebene darüber hinaus Bezugspunkte hin-
sichtlich grundlegender Qualitätskriterien bzw. Qualitätssiche-
rungsverfahren übergreifend für die jeweiligen Bildungsberei-
che vor. Diese formulieren diverse Anforderungen an eine um-
fassende in die strategische Steuerung rückgekoppelte QS, 
bleiben als Empfehlungen jedoch optional ohne verbindliche 
Umsetzungsmechanismen. 

Bildungsbereichsübergreifend gibt es keine gesonderten Richt-
linien zu QS. Im Zuge der Implementierung von Qualifikations-
rahmen sind jedoch unterschiedlich konkrete Hinweise auf QS 
in den Dokumenten selbst enthalten. Im Anhang des EQR fin-
det sich dabei eine differenzierte Auflistung von „gemeinsamen 
Grundsätzen“ (vgl. Europäische Kommission 2008 bzw. 7.2.1), 
die den dargestellten Anforderungen an ein umfassendes Qua-
litätssicherungssystem nahe kommen. Zugleich ist im DQR-
Diskussionsvorschlag ein Hinweis formuliert, durch Qualitätssi-
cherung und -entwicklung Verlässlichkeit zu erreichen und die 
Outcomeorientierung zu fördern. In dem Maße, in dem der 
DQR für die Bildungsbereiche verbindlich wird, kann der DQR 
damit zu einer Grundlage für die gemeinsame Weiterentwick-
lung der Qualitätssicherungssysteme in den jeweiligen Bil-
dungsbereichen werden.  

2. Qualitätsbegriffe:  

Mit der Entwicklung des DQR verbunden ist die Ausrichtung 
auf die Qualität von Kompetenzen verstanden im Sinne von 
Handlungskompetenz. Demgegenüber stehen die unterschied-
lichen Qualitätsbegriffe, welche in den Bildungsbereichen zum 
Einsatz kommen: Profilspezifische Bildungsziele im Sinne ei-
nes fitness for purpose im akademischen Bereich, ergänzt 
durch Kriterien der externen Qualitätsprüfung (insb. Akkreditie-
rung, Ratings und Rankings) bzw. berufliche Handlungsfähig-
keit im Bereich der beruflichen Bildung, differenziert entspre-
chend der Fortbildungs- und Prüfungsregelungen. Vor diesem 
Hintergrund beziehen sich die bislang einsetzten Qualitätsbe-
griffe und deren Operationalisierungen in beiden Bildungsbe-
reichen noch nicht vollständig auf den Kompetenzbegriff des 
DQR. Die konsequente Umsetzung des Kompetenzbegriffes 
des DQR in der Konzeptionierung von Bildungsprogrammen 
respektive der Qualitätssicherung der Bildungsbereiche wäre 
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der erste Schritt, um den Vergleich der Lernergebnisse zu er-
möglichen. 

3. Verbreitung: 

Qualitätssicherung wird sowohl in der akademischen als auch 
in der beruflichen Bildung mit zunehmender Tendenz als Ver-
zahnung von Verfahren und Rückbindung in einen Qualitäts-
kreislauf im Sinne integrierter QS-Systeme verstanden. Damit 
verfügen die unterschiedlichen Bildungsbereiche über einen 
gemeinsamen Anspruch an Qualitätssicherung, der langfristig 
umgesetzt werden soll. Zwar kommen schon bislang in allen 
Bildungsbereichen vielfältige Einzelinstrumente zum Einsatz, 
der Verbreitungsgrad umfassender Systeme ist jedoch sowohl 
in der akademischen Bildung als auch in der beruflichen Bil-
dung noch nicht flächendeckend erreicht. Im Hochschulbereich 
wird die Entwicklung verstärkt durch die Möglichkeit der Sys-
temakkreditierung, im berufsbildenden Bereich befördern die 
Konkurrenz der Anbieter untereinander sowie die zunehmen-
den rechtlichen Anforderungen an die Fortbildungsförderung 
(vgl. 1) die zunehmende Bedeutung umfassender Qualitätssi-
cherungssysteme.  

Ziel des DQR ist die bildungsbereichsübergreifende Verläss-
lichkeit der mit Abschlüssen bescheinigten Qualifikationen res-
pektive (Handlungs-)Kompetenzen. Erst die umfassende An-
wendung geeigneter QS-Systeme, welche Strukturen, Prozes-
se und Ergebnisse im Kontext eines Qualitätskreislaufes in den 
Blick nehmen, wird eine solche Verlässlichkeit herstellen kön-
nen. Dazu ist die weitere Verbreitung von QS-Systemen in der 
beruflichen und akademischen Bildung zwingend notwendig. 

4. Typen:  

Den zum Einsatz kommenden Typen von QS-Systemen liegen 
in beiden Bildungsbereichen vielfach gleiche bzw. ähnliche 
Rahmenkonzepte zu Grunde (DIN ISO 9000ff., EFQM, etc.). 
Ihre Ausgestaltung und Umsetzung kann und muss im Hinblick 
auf die je unterschiedlichen Gegenstände und Zielsetzungen 
(vgl. auch Punkt 6. Hauptgegenstände) jedoch unterschiedlich 
ausfallen. Hinzu kommen institutionen- bzw. bereichsspezifi-
sche Ausformungen und gesonderte Modelle (bspw. institutio-
nelle Evaluationssysteme). Insgesamt ist im Rahmen von QS-
Systemen stets eine Verbindung von Zielsetzungen, Prozes-
sen und Ergebnissen zu einem Qualitätskreislauf vorgesehen 
(vgl. Kapitel 2).  

Herausforderung für die Qualitätssicherung bleibt es, die Er-
gebnisqualität zu erfassen (vgl. 3.) und damit vergleichbar zu 
machen. Bisherige Bemühungen zum Nachweis der Gleich-
wertigkeit oder auch nur der Vergleichbarkeit von Kompeten-
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zen stoßen methodisch schnell an ihre Grenzen. Der Anspruch 
des DQR, ein gegenseitigen Vertrauensverhältnisses in die Er-
füllung einer über die Einordnung auf einer Niveaustufe postu-
lierten Kompetenzen zu schaffen, bleibt daher auch zukünftig 
eine Herausforderung für die Bildungsbereiche.  

5. Instrumente und Verfahren:   

Wie die Synopse zeigt, existieren in beiden Bildungsbereichen 
vielfältige Ansätze der Qualitätssicherung. In den zurücklie-
genden 15 Jahren ist eine Fülle von Verfahren zur Qualitätssi-
cherung in den Bildungsorganisationen implementiert worden. 
Sowohl in Hochschulen als auch in beruflichen Fortbildungs-
einrichtungen kommen z.T. identische bzw. ähnliche Mecha-
nismen und Instrumente (bspw. Evaluation, Teilnehmenden-/ 
Absolvent/-innenbefragungen etc.) zum Einsatz.  

Dennoch ist die Vielfalt der angewendeten Instrumente nicht 
immer eingebunden in ein umfassendes QS-System, sondern 
erfolgt bislang teilweise nur punktuell und/oder anlassbezogen 
und kommt bei den einzelnen Institutionen in unterschiedlicher 
Form und Breite zum Einsatz. Die Empfehlungen des EQR 
respektive des EQARF und der ESG zur Qualitätssicherung 
formulieren einen Anspruch, der von den Bildungsbereichen 
bislang nicht (vollständig) umgesetzt wird. Zugleich besteht in 
beiden Bildungsbereichen der Anspruch an die Entwicklung hin 
zu einem Qualitätssicherungskreislauf. Mit der verstärkten Ori-
entierung auf Lernergebnisse besteht zudem die Chance, dass 
die Bereiche sich in ihrem Verständnis von Qualität einander 
annähern.  

6. Hauptgegenstände:  

In beiden Bildungsbereichen steht die Sicherung der Qualität 
der vermittelten Kompetenzen im Zentrum. Weiterführende 
Bezugspunkte finden sich dazu im Qualifikationsrahmen für 
deutsche Hochschulabschlüsse bzw. der Systematik für Fort-
bildungsregelungen in Industrie und Handel.  

Im Kontext des DQR ist hierbei wiederum die Frage nach der 
Erfassung respektive Kompatibilität mit dem Ordnungsschema 
der Handlungskompetenz (Fachkompetenz, personale Kompe-
tenz als Zielgröße) bzw. der Subgliederungen zu stellen.  

Im Hinblick auf die verstärkte Betrachtung der Ergebnisqualität 
im DQR ist außerdem zu prüfen, ob die Lernergebnisse im 
Rahmen der eingesetzten Instrumente und Verfahren ausrei-
chend berücksichtigt werden. Hier ist zu fragen, inwieweit 
Lernergebnisse im Rahmen der Zieldefinitionen, der Ausge-
staltung und (Weiter-)Entwicklung der Prüfmechanismen etc. 
verstärkt einbezogen werden können.  
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Da der DQR anstrebt, einen Kompetenzvergleich unabhängig 
von der Art des Kompetenzerwerbs vorzunehmen, ist (per-
spektivisch) die Frage nach der geeigneten Aufnahme und Va-
lidierung non-formal bzw. informell erworbener Kompetenzen 
zu prüfen.  

7. Aktueller Entwicklungsstand:  

Außerhalb der durch die Rahmenbedingungen definierten An-
forderungen gestaltet sich der Entwicklungsstand bezüglich 
des Einsatzes von QS-Systemen respektive -Instrumenten äu-
ßerst heterogen. In beiden betrachteten Bildungsbereichen hat 
es in den letzten Jahren umfassende Aktivitäten gegeben, um 
sich dem beschriebenen Ideal eines Qualitätssicherungssys-
tems zu nähern.  

Der DQR bietet die Chance, Mindestanforderungen an die 
Qualitätssicherung zu definieren und dies ggf. verbindlich für 
alle Bildungsbereiche machen. Die formulierten Empfehlungen 
des EQR zur Gestaltung von Qualitätssicherung sind geeignet, 
um den laufenden Prozess zu befördern und zu beschleuni-
gen.  

8. Zertifizierung:  

Freiwillige Zertifizierungsmöglichkeiten von QS-Systemen exis-
tieren sowohl im akademischen als auch im beruflichen Be-
reich. Eine bildungsbereichsübergreifende Zertifizierung ver-
standen als Definition von Mindestanforderungen für Qualitäts-
sicherungssysteme ist perspektivisch sinnvoll, wenn es da-
durch zertifizierten Bildungsanbietern erleichtert wird, neue Bil-
dungsgebote zu entwickeln und Dopplungen im Nachweis von 
Qualitätssicherungsverfahren zu vermeiden.  

Im Hinblick auf die Vergleichbarkeit der Lernergebnisse leistet 
eine bildungsbereichsübergreifende Zertifizierung von Quali-
tätssicherung jedoch keinen Beitrag.  
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8 Schlussfolgerungen 

Der Sicherung und Gewährleistung von Qualität kommt sowohl in 
der beruflichen als auch der akademischen Bildung eine immer 
bedeutsamere Rolle zu. Vor dem Hintergrund der aktuellen politi-
schen Diskussion um einen Deutschen Qualifikationsrahmen 
(DQR) sowie die Durchlässigkeit und Anschlussfähigkeit von Bil-
dungsgängen wurden in der vorliegenden Studie Fragen nach 

 dem aktuellen Entwicklungsstand von institutionellen Quali-
tätssicherungssystemen in der beruflichen und akademischen 
Bildung,  

 den Arbeitsmarktpotenzialen von Absolvent/-innen beruflicher 
und akademischer Bildung, 

 sowie den Implikationen der Entwicklung eines Deutschen 
Qualifikationsrahmens für die Qualitätssicherungsmechanis-
men 

beleuchtet. 

Den Analyserahmen der ersten Frage bildete dabei die System-
ebene von umfassenden, strukturierten Qualitätssicherungs- und 
-entwicklungsmaßnahmen, welche über die Rückkopplung von Er-
gebnissen an Steuerung zu einem Qualitätskreislauf verbunden 
sind. Die Betrachtung fokussierte auf die Bereiche anerkannte 
Aufstiegsfortbildungen im Rahmen der beruflichen Bildung sowie 
Lehre bei staatlich anerkannten Universitäten und Fachhochschu-
len in der akademischen Bildung. Die zweite und dritte Frage sind 
weitergefasst und beleuchten die Entwicklung relevanter Kontext-
faktoren im akademischen und beruflichen Bildungssektor allge-
mein. 

8.1. Hoher Stellenwert von QS sowohl in beruflicher Fortbil-
dung als auch in der Hochschulbildung 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass Hochschulen und berufliche 
Fortbildungseinrichtungen trotz unterschiedlicher rechtlicher Rah-
menbedingungen auf dem Feld der Qualitätssicherung in ähnlicher 
Weise aktiv sind. Das betrifft vor allem das verwendete Instrumen-
tarium und den Trend zur Implementierung institutioneller Quali-
tätssicherungssysteme. Die verwendeten QS-Systeme folgen ähn-
lichen Grundmustern, d. h sie orientieren sich entweder an Model-
len, welche ursprünglich aus der Wirtschaft kommen (ISO und 
TQM) oder stellen Evaluationsverfahren in den Mittelpunkt.   

8.2. Deutliche Unterschiede beim Gegenstand der QS 

Der Hauptunterschied zwischen beruflicher und akademischer Bil-
dung liegt beim Gegenstand der Qualitätssicherung, d.h. Hoch-
schulen und berufliche Fortbildungseinrichtungen verfolgen unter-
schiedliche Bildungsziele und vermitteln unterschiedliche Kompe-
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tenzen, was wiederum mit entsprechend divergierenden Qualitäts-
ansprüchen verbunden ist. Die im Rahmen der vorliegenden Ana-
lyse festgestellte Tatsache, dass Institutionen der akademischen 
und beruflichen Bildung große Ähnlichkeiten bei den verwendeten 
QS-Systemen und -Instrumenten aufweisen, lässt nicht darauf 
schließen, dass auch die Abschlüsse vergleichbar sind. Instrumen-
te und Verfahren der Qualitätssicherung sind Werkzeuge, die 
nichts über die Inhalte der Produkte aussagen, deren Qualität sie 
sichern. Ein formal gleiches QS-System kann somit z.B. sowohl in 
Hochschulen und Fortbildungseinrichtungen zur Anwendung 
kommen, als auch in der Entwicklungszusammenarbeit sowie in 
sozialen Einrichtungen oder Unternehmen, ohne dass die von den 
Institutionen angestrebten Ziele und erbrachten Leistungen gleich 
sind.  

Ebenso signifikante Unterschiede wie bei den Gegenständen der 
QS gibt es auch bezogen auf die Qualitätsbegriffe. Der Hoch-
schulbereich hat in den zurückliegenden 15 Jahren eine erhebliche 
Diversifizierung erfahren. Hauptgrund ist die Etablierung des Wett-
bewerbsprinzips in diesem Sektor. Entsprechend heterogen sind 
auch die Qualitätsbegriffe einzelner Hochschulen respektive Stu-
diengänge. Die Qualitätsbegriffe in der staatlich anerkannten Fort-
bildung sind dagegen sehr viel einheitlicher, da sie stärker durch 
bundesweite Vorgaben geregelt und dadurch normiert sind. Alle 
Fortbildungen zielen in ihrer Grundausrichtung auf den Erhalt und 
die Anpassung sowie die Erweiterung der beruflichen Handlungs-
fähigkeit. 

8.3. Klärung des Wettbewerbsverhältnisses zwischen beruf-
licher und akademischer Bildung erforderlich 

Die Vermittlung von Beschäftigungsfähigkeit ist und war traditionell 
eine Stärke der beruflichen Bildung. Im Zuge des Bologna-
Prozesses gewinnt die Förderung der Beschäftigungsfähigkeit 
(employability) allerdings auch an Hochschulen an Bedeutung. 
Auch durch die zunehmende Etablierung von dualen Studiengän-
gen und Berufsakademien nehmen Überschneidungen zwischen 
beruflicher und akademischer Bildung zu. Vor diesem Hintergrund 
wächst die Konkurrenz zwischen Hochschulbildung und beruflicher 
Fortbildung. Hochschulabsolvent/-innen und Inhaber/-innen hoch-
wertiger beruflicher Fortbildungsabschlüsse verfügen zwar über 
z.T. unterschiedliche Kompetenzen, konkurrieren aber durchaus 
um ähnliche Jobs. Wie die Analyse der Bildungsrenditen zeigt, 
sind dabei nicht automatisch die Hochschulabsolvent/-innen erfolg-
reicher. Je nach Berufssparte sind Absolvent/-innen des dualen 
Systems ebenso erfolgreich bzw. erfolgreicher. 

Die dargestellten Entwicklungen machen eine grundlegende Neu-
bestimmung des Verhältnisses von beruflicher und akademischer 
Bildung in Deutschland notwendig. Ein nationaler Dialog zum pro-
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duktiven Umgang mit diesen Veränderungen wäre empfehlens-
wert.      

8.4. DQR zur Vertrauensbildung zwischen akademischer und 
beruflicher Bildung nutzen 

Die Hauptaufgabe des DQR besteht darin, alle Teilbereiche des 
deutschen Bildungssystems stärker als bisher miteinander zu ver-
zahnen und ein kohärentes System von Bildungsabschlüssen zu 
schaffen. In Form einer Matrix sollen sämtliche formalen Ab-
schlüsse, welche in der allgemeinen, beruflichen und akademi-
schen Aus- und Weiterbildung erworbenen werden, definierten 
Kompetenzniveaus zugeordnet werden. Dabei soll jedes Level 
über die unterschiedlichen Bildungswege erreichbar sein. Diese im 
Rahmen des DQR angestrebte Durchlässigkeit kann allerdings nur 
dann erfolgreich umgesetzt werden, wenn die Institutionen, welche 
Bildungsabschlüsse auf den unterschiedlichen Niveaustufen ver-
geben, die vermittelten Kompetenzen gegenseitig anerkennen. In 
zahlreichen Diskussionen zeigt sich jedoch, dass das Vertrauen in 
die Qualität der auf den unterschiedlichen Niveaustufen vermittel-
ten Kompetenzen nicht sehr ausgeprägt ist. Dies muss sich än-
dern und die Qualitätssicherung kann hierzu einen entscheidenden 
Beitrag leisten. 

Die Implementierung des DQR eröffnet die Chance, eine gemein-
same Grundlage für Mindestanforderungen an die Qualität der un-
terschiedlichen Bildungsabschlüsse sowie deren Sicherung durch 
adäquate Instrumente und Managementsysteme aufzustellen. Ei-
ne mögliche Basis sind die bereits bestehenden Empfehlungen in 
den jeweiligen Bereichen auf nationaler wie auch internationaler 
Ebene (Standards and Guidelines for Quality Assurance in the Eu-
ropean Higher Education Area bzw. auch der Europäische Be-
zugsrahmen für die Qualitätssicherung in der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung).  

Die Schaffung eines bildungsbereichsübergreifenden nationalen 
Prüfsystems, ähnlich wie z.B. dem bundesweiten Akkreditierungs-
system in der Hochschulbildung, scheint wenig sinnvoll. Dazu sind 
die Bildungsziele und somit Gegenstände der Qualitätssicherung 
zwischen der akademischen und beruflichen Bildung zu unter-
schiedlich.  

Um den Einblick in die QS-Verfahren zu verbessern und die Ver-
lässlichkeit der Systeme zu verdeutlichen, sollte der bildungsbe-
reichsübergreifende Austausch zur Qualitätssicherung ausgebaut 
werden. Der Austausch könnte beispielsweise durch die gegensei-
tige Teilnahme von QS-Experten an Akkreditierungs- bzw. Ord-
nungsverfahren erfolgen 
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